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1.1 Thema der Diplomarbeit, Forschungsfragen und 
Hypothesen 
 
Parteien sind zentrale Akteure in jedem demokratischen politischen System. Auch in 
Zeiten in denen Parteien und ihr Agieren – egal ob als Regierungs- oder 
Oppositionspartei – von weiten Teilen der Öffentlichkeit heftig kritisiert wird, ist eine 
Demokratie ohne Parteien praktisch unvorstellbar. Das ist ein Befund, der natürlich 
auch für Österreich Gültigkeit besitzt. 
 
Jeder der sich mit der österreichischen Parteienlandschaft beschäftigt, wird unweigerlich 
mit der Lager-Theorie von Wandruszka konfrontiert der 1954 feststellte, dass 
 „(…) die österreichische Innenpolitik sowie die gesamte soziale, ideelle und 
kulturelle Struktur des Landes von 1918 bis zur Gegenwart durch das Neben-, 
Gegen-, und Miteinander der drei größten Lager (…) des christlich-sozial-
konservativen, des sozialistischen und des nationalen“ 
 
beherrscht sei (Wandruszka 1954, 292). 
 
Die gesellschaftliche Verankerung der Parteien ist zwar in den letzten beiden 
Jahrzehnten deutlich zurückgegangen – erkennbar durch rückläufige Mitgliederzahlen 
der Parteiorganisationen, Abnahme der Parteiidentifikationen und die steigende 
Mobilität der Wähler1 (vgl. Plasser/Ulram 2006) – trotzdem lassen sich bis heute 
andauernde Kontinuitäten im Parteienspektrum erkennen. 
 
So besitzen die Parteien des christlich-sozial-konservativen und des sozialistischen 
Lagers, ÖVP und SPÖ, eine bis heute unangefochtene Monopolstellung in ihrem 
                                                 
1 In der vorliegenden Diplomarbeit wird auf eine geschlechtsneutrale Schreibweise verzichtet. Das 
geschieht nicht aus einer Haltung der Geringschätzung, sondern weil ein „gendern“ aller betreffenden 
Wörter und Begriffe umständlich gewesen wäre und viel Zeit gekostet hätte. Selbstverständlich sind stets 









Milieu. Oder anders ausgedrückt: Seit 1945 konnte sich im Parteiensystem Österreichs 
keine Partei etablieren, die ihren Ursprung in einem dieser Lager hat. 
 
Ein gänzlich anderes Bild zeigt sich im deutsch-nationalen „Dritten Lager“, das in 
seiner Geschichte mit mehreren Umbrüchen konfrontiert war: Sei es in Form von 
Neugründungen (VdU 1949, FPÖ 1955), Abspaltungen (LiF 1993, BZÖ 2005) oder der 
Loslösung einer BZÖ-Landespartei mit gleichzeitigem Eingehen einer Kooperation mit 
der FPÖ auf Bundesebene (Freiheitliche in Kärnten, FPK, 2009).  
 
War bei den ersten Parlamentswahlen nach dem Zweiten Weltkrieg im November 1945 
noch keine Partei des Dritten Lagers zugelassen, wurde im Vorfeld der zweiten 
Nationalratswahl 1949 der „Verband der Unabhängigen“ (VdU) gegründet. Nur wenige 
Jahre nach seiner Gründung führten innere Konflikte und Radikalisierungstendenzen zu 
einer Existenzkrise des VdU und in weiter Folge zur Gründung der FPÖ. Im Zuge des 
Ausländer-Volksbegehrens „Österreich zuerst“ trat die innerparteilich zunehmend ins 
Abseits geratene damalige dritte Nationalratspräsidentin Heide Schmidt zusammen mit 
andern FPÖ-Parlamentariern im Februar 1993 aus der FPÖ aus und gründete das 
„Liberale Forum“ (LiF). 
 
Aufgrund von unlösbaren Meinungsverschiedenheiten zwischen Vertretern die den 
eingeschlagenen Regierungskurs weiter führen wollten und oppositionsorientierten 
Kräften innerhalb der FPÖ, kam es im April 2005 zu einer neuerlichen Abspaltung. Jörg 
Haider initiierte gemeinsam mit den freiheitlichen Regierungsmitgliedern und dem 
Großteil des Parlamentklubs das „Bündnis Zukunft Österreich“ (BZÖ). 
 
Im Dezember 2009 trat die Kärntner Landesgruppe aus dem BZÖ aus bildete als 
„Freiheitliche Partei Kärntens“ (FPK) eine eigenständige Partei, die auf Bundesebene – 
ähnlich dem Modell zwischen CDU und CSU in Deutschland – mit der FPÖ kooperiert.  
 
Die hier kurz skizzierte verhältnismäßig große Zahl an Parteigründungen und 









Zweiten Republik der Einzug in den Nationalrat gelungen ist (SPÖ, ÖVP, KPÖ, VdU, 
FPÖ, Grüne, LiF, BZÖ), genau die Hälfte ihre Wurzeln im Dritten Lager haben. 
 
An diesem Punkt – dem Entstehen neuer politischer Parteien im Dritten Lager – will 
diese Arbeit ansetzen und folgender Forschungsfrage nachgehen: 
 
• Warum entstehen im Dritten Lager deutlich mehr relevante Parteien 
als im katholisch-konservativen und sozialdemokratischen Lager? 
 
Darüber hinaus sollen folgende Unterfragen beantwortet werden: 
• Was waren die Auslöser für die Parteigründungen bzw. Abspaltungen im 
Dritten Lager nach 1945? 
• Wie unterscheidet sich das Entstehen von VdU, FPÖ, LIF und BZÖ? 
• Welche Gemeinsamkeiten sind in der Entstehung von VdU, FPÖ, LIF und 
BZÖ feststellbar? 
 
Analog zu den dargestellten Forschungsfragen soll folgende Hypothese auf ihre 
Falsifizier- bzw. Verifizierbarkeit untersucht werden: 
 
• Die im Vergleich zu SPÖ und ÖVP schwächere Bindung der 



















1.2  Begriffsdefinitionen 
 
Um ein Thema wissenschaftlich bearbeiten und vor allem kommunizieren zu können, 
ist es unerlässlich, die zentralen Begriffe des Forschungsfeldes möglichst klar und 
eindeutig zu definieren. Das ist allerdings gerade in der Parteienforschung oft nicht 
besonders einfach, da sich eine große Zahl an Politikwissenschaftern mindestens einmal 
mit Parteien beschäftigt, und in ihren Publikationen nicht selten eigene Definitionen von 
„Parteien“ vorgenommen haben. Diese Diplomarbeit wird daher nur auf wenige Partei-




1.2.1  Partei 
 
Ein sehr allgemeines Begriffsverständnis stellen Nohlen und Schultze in ihrem Lexikon 
der Politikwissenschaft (2005, 656 f.) dar. Sie definieren Partei als „eine Gruppe gleich 
gesinnter Bürger, die sich die Durchsetzung gemeinsamer politischer Vorstellungen 
zum Ziel gesetzt haben“. Diese Definition ist für diese Arbeit insofern wenig geeignet, 
da unklar bleibt was genau mit der „Durchsetzung gemeinsamer politischer 
Vorstellungen“ gemeint ist, denn eine „Gruppe gleich gesinnter Bürger“ könnte genau 
so gut einen Interessensverband darstellen. 
 
Konkreter ist von Aleman in seiner Definition. Er bezeichnet politische Parteien als „auf 
Dauer angelegte gesellschaftliche Organisationen, die die Interessen ihrer Anhänger 
mobilisieren, artikulieren und bündeln und diese in politische Macht umzusetzen suchen 
– durch die Übernahme von Ämtern in Parlamenten und Regierungen“ (von Alemann 
1995, 9). 
 
Eine ähnlich umfassende und prägnante Definition, der das demokratische 
Zustandekommen des Machterwerbs mit einbezieht, liefert Downs: „Eine politische 









dadurch in ihre Hand zu bekommen suchen, daß sie in einer ordnungsgemäß 
abgehaltenen Wahl ein Amt erhalten“ (Downs 1968, 25). 
 
Nach von Beyme (1982, 24 f.) können Parteien als wahl- und amtsorientierte politische 
Organisationen nur in Relation zu einem politischen Gesamtsystem her begriffen 
werden, die innerhalb des politischen Systems eine Reihe von Funktionen erfüllen: 
• Die Zielfunktion, also das Vorhandensein von Ideologie und Programmatik; 
• Die Funktion der Artikulation und Aggregation gesellschaftliche Interessen; 
• Die Funktion der Mobilisierung und Sozialisierung der Bürger im System, vor 
allem bei Wahlen; 
• Die Elitenrekrutierungs- und Regierungsbildungsfunktion (vgl. von Beyme 
1982, 25). 
 
Da in dieser Diplomarbeit nur jene Parteien im Blickfeld stehen, die in ihrer Geschichte 
eine bestimmte Relevanz erlangt haben – indem sie zumindest einmal die 
parlamentarische Hürde übersprungen haben und im Nationalrat vertreten waren – ist 
eine restriktive Definition von Partei von Nöten. Hierfür bietet sich die Parteindefinition 
von Sartori an, der in seiner Klassifizierung von Parteisystemen von „relevanten“ und 
„nicht relevanten“ Parteien spricht. 
 
Eine Partei im Sinne Sartoris ist dann relevant „(…) whenever its existence, or 
appearance affects the tactics of party competition (…)” (Sartori 1976, 108). 
Insbesondere dann, wenn sie es vermag die Richtung des Parteienwettbewerbs zu 
ändern „(…) by determining a switch form centripital to centrifugal competition either 
leftward, rightward, or in both directions“ (Sartori 1976, 108) und das Potential besitzt, 
zusammen mit einer weiteren Partei eine Koalition zu bilden. Parteien, die nicht 
zumindest eines dieser beiden Kriterien erfüllen, gelten als nicht relevant und werden in 













1.2.2  Parteiensystem 
 
Nohlen (2000, 65) definiert Parteiensystem als strukturelles Gefüge das sich aus der 
Gesamtheit der politischen Parteien in einem Staat ergibt. Sartori verwendet den Begriff 
in Sinne eines „(…) system of interactions resulting from inter-party competition” 
(Sartori 1976, 44). Parteiensysteme können im Wesentlichen mittels folgender 
Merkmale beschrieben werden: 
• Anzahl der Parteien („Format“) 
• ideologisch-programmatische Ausrichtung der Parteien 
• Gesellschaftliche Verankerung der Parteien („Linkage“) 
• Konfliktstrukturen eines Parteiensystems („cleavages“) 
• Stärkeverhältnisse (Wähleranteile, Mandatsanteile) innerhalb eines 
Parteiensystems („Fragmentierung) 
• Kooperationsfähigkeit der Parteien 
• Wettbewerbsstruktur um die Regierungsmacht zu erhalten (vgl. 
Stöss/Haas/Niedermayer 2006, 9 bzw. Nohlen 2000, 65). 
 
Um die Analyse von Parteiensystemen zu erleichtern, können diese in verschiedenen 
Kategorien eingeteilt werden. Eine Einteilung in ein solches Schema kann entweder 
nach numerischen Gesichtspunkten erfolgen (Einparteiensysteme, Zweiparteiensysteme, 
Mehrparteiensysteme) oder es wird die Anzahl der Parteien mit der sich daraus 
ergebende Fragmentierung eines Parteiensystems herangezogen. Sartori unterscheidet 
demnach drei Haupttypen von Parteiensystemen: 
 
Der Typus des polarisierten Pluralismus zeichnet sich durch folgende Charakteristika 
aus: mehr als fünf Parteien; die Existenz von Anti-Systemparteien, dem Vorhandensein 
sowohl einer rechten als auch einer linken Opposition und einer oder mehrerer 
Zentrumspartei(en); die Vorherrschaft der zentrifugalen über die zentripetalen 











Der Typus des gemäßigten Pluralismus hat folgende Merkmale: drei bis fünf Parteien, 
von denen keine eine absolute Mehrheit erhält, Koalitionsregierungen, die einander 
ablösen, eine bipolare Politik und zentripetalen Parteienwettbewerb (vgl. Sartori 1976, 
173-185). 
 
In einem Zweiparteiensystem sind die beiden großen Parteien in der Lage, absolute 
Mehrheiten an Parlamentssitzen zu erreichen und sind auch bereit alleine zu regieren. 
Zudem besteht eine große Wahrscheinlichkeit, dass die Macht zwischen den beiden 
Großparteien im Lauf der Zeit durch Wahlen wechselt (vgl. Sartori 1976, 185-192). 
 
Hinzu kommt noch die Unterkategorie des Parteiensystems mit einer prädominanten 
Partei. Diese ist dann gegeben, wenn dieselbe Partei in der Lage ist, in drei aufeinander 
folgenden Wahlen eine absolute Mehrheit an Parlamentssitzen zu gewinnen oder 
zumindest stabile Minderheitsregierungen zu bilden (vgl. Sartori 1976, 192-201). 
 
 
1.2.3  Der „Lager“-Begriff  
 
Wie bereits in der Einleitung angedeutet geht der Begriff „Lager“ auf den Historiker 
Adam Wandruszka zurück, der eine „natur- oder gottgewollten Dreiteilung“ der 
Österreichischen Parteienlandschaft konstatierte. Wandruszka sieht im Lager-Begriff 
einen umfassendere Ausdruck „Partei“, „Gruppe“ oder „Bewegung“ (vgl. Wandruszka 
1954, 291).  
 
Der Ausgangspunkt aller drei politischen Lager kann in den 1880er Jahren festgemacht 
werden. Im materiellen Liberalismus jener Zeit wurde das Ideal der Freiheit der 
Persönlichkeit in ihrem politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Wirken immer 
mehr ersetzt durch den Gedanken des „freien Spiel der Kräfte“, des „Kampfes aller 
gegen alle“ und der „natürlichen Zuchtwahl“. Alle drei Lager sind als Gegenbewegung 
zum vorherrschenden Liberalismus entstanden, da dieser keine Lösungen auf die immer 










Zu Beginn bestanden noch relativ engen Berührungspunkte und Verflechtungen 
zwischen den Lagern. So waren führende Köpfe aller drei Lager, wie Viktor Adler, 
Georg Ritter von Schöner und Karl Lueger, an der Ausarbeitung des „Linzer 
Programms“ beteiligt. Das Verlassen des gemeinsamen Weges vollzog sich auch 
entlang unterschiedlicher Ideologien, die ein immer wichtigeres Element wurden. 
Schönerers Rassenantisemitismus, Luegers Katholizismus und Adlers Marxismus legte 
tiefe Gräben zwischen die ehemaligen Weggefährten, die bald getrennte Wege gingen 
(vgl. Wandruszka 1954, 296). Dadurch entstanden drei zunächst gar nicht so 
unterschiedliche Antworten auf die „soziale Frage“: eine christlich-soziale, eine 
national-soziale und eine sozial-demokratische. 
 
Die aus den drei Lagern entstandenen politischen Gruppierungen vertraten im 
Wesentlichen die Interessen jener Bevölkerungsschichten denen sie nahe standen, was 
nicht zuletzt in der Ideologie der Parteiprogrammatik und der zunehmenden 
kämpferischen Militanz (vor allem in der Ersten Republik) seinen Ausdruck fand. 
Letzteres ist nach Gerlich (1983, 6) eine Erklärung für die Verwendung des 
quasimilitärischen Ausdrucks „Lager“.  
 
Rohe grenzt den Lager-Begriff vom Milieu-Begriff ab, da ein Lager „in seinem 
Zusammenhalt (…) stärker von der Abgrenzung gegen andere (lebt) als von eigenen 
positiven Gemeinsamkeiten und kann deshalb im Prinzip sogar sehr heterogene Milieus 
enthalten“. Er definiert ein Lager als „historisches Gebilde, das nicht zuletzt in 
historischen Erinnerungen und Mentalitäten sowie in den damit verknüpften Emotionen 
und Aversionen tief verwurzelt ist“ (Rohe 1992, 21).  
 
Folglich sind Lagergrenzen schwer passierbar. Die Beweglichkeit der Wähler innerhalb 
eines Lagers ist daher groß einzuschätzen, während Wählerbewegungen zwischen den 
Lagern eher gering sind. 
 
In Österreich stand jedes Lager für ein gesellschaftliches Subsystem, in dem die 
wichtigsten gesellschaftlichen Aufgaben, wie die politische Sozialisation und die 









zählten nicht nur die Partei, sondern auch Jugend- und Seniorenorganisationen, Kultur- 
und Sportverbände waren Teil eines Lagers und wurden in das Wirken der Parteien 
miteinbezogen (vgl. Pelinka 1988, 36). 
 
Dieses Spezifikum der österreichischen Parteien, bis in den privaten Bereich hinein zu 
agieren und daher mehr zu sein als reines Sprachrohr politischer, sozialer und 
gesellschaftlicher Interessen, schuf jene Basis für die ausgesprochene Stabilität der 
Lager, die trotz zweier gravierender politischer Einschnitte in Form von 
Austrofaschismus und Nationalsozialismus bis in die Zweite Republik bestehen blieb. 
 
 
1.3  Methodisches Vorgehen und Aufbau der Arbeit  
 
In der vorliegenden Diplomarbeit wird eine beschreibende Darstellung im Vordergrund 
stehen. Die Forschungsfragen sollen mittels einer Auswertung der zum Thema 
vorhandenen Sekundärliteratur beantwortet werden. Teilweise wird auch auf 
Primärquellen (Parteiprogramme, Kooperationsabkommen) zurückgegriffen. Im 
Wesentlichen wird dabei versucht werden, die Analyse auf Daten und Fakten 
aufzubauen, ohne dabei gelegentlich wertende Einschätzungen auszuschließen. 
 
Die Diplomarbeit gliedert sich in drei Abschnitte mit insgesamt zehn Kapiteln. In 
Abschnitt I werden die theoretischen und historischen Grundlagen, die dem 
Forschungsthema zu Grunde liegen, dargelegt. Da eine Erklärung der Entstehung von 
Parteien im Dritten Lager anhand einer einzigen Theorie nur sehr eingeschränkt 
möglich ist, werden zwei verschiedene Theorieansätze herangezogen. Es handelt sich 
dabei um die „Cleavage-Theorie“ von Seymor Lipset und Stein Rokkan bzw. die 
„Theory of Strategic Party Entry“ von Margit Tavits. Auf die zentralen Struktur- und 
Systemeigenschaften des österreichischen Parteiensystem (politische Kultur, 
Wahlsystem, rechtliche Stellung von Parteien, Parteienfinanzierung, Konfliktlinien, 
Wahlverhalten) wird in Kapitel 3 eingegangen. Der Umstand, dass die Entstehung von 









betrachtet werden kann, erfolgt in Kapitel 4 eine Darstellung der Entstehungsgeschichte, 
der verschiedenen Strömungen und der typischen Wesensmerkmale dieses Milieus. 
 
In Abschnitt II wird das Entstehen von all jenen Parteien beleuchtet, die sich in der 
Zweiten Republik als Vertreter des Dritten Lagers verstanden haben (VdU, FPÖ, BZÖ) 
oder sich von einer Partei des Dritten Lagers abgespalten haben (LiF). Der Fokus liegt 
dabei auf die Gründungsgeschichte der Parteien und daher auf eine überblicksartige 
Darstellung der Ursachen, die für das Aufkommen dieser Parteien verantwortlich waren. 
Darüber hinaus wird auf die weitere Entwicklung der Parteien (Wahlergebnisse, 
Stellung im Parteiensystem), ihre Parteistruktur (Organisationsaufbau, Wähler, 
Mitglieder, Funktionäre) und auf ihre ideologischen bzw. programmatischen 
Grundsätze eingegangen. 
 
Im abschließenden Abschnitt III erfolgt zunächst ein Vergleich der dargestellten 
Parteigründungen und damit ein Versuch, Ähnlichkeiten und Unterschiede des 
Entstehens von VdU, FPÖ, LiF und BZÖ aufzuzeigen. Eine Beantwortung der 




























2 Theoretischer Rahmen 
 
 
2.1  Exkurs: Zur Problematik der Theoriebildung in der  
 Parteienforschung 
 
Um das Verhalten von Politikern und die Entwicklung von Parteien verstehen, 
beschreiben und analysieren zu können, sind Theorien und Vereinfachungen notwendig. 
Das Ziel sozialwissenschaftlicher Analyse besteht – nach Saalfeld (2007, 14) – nicht 
darin, einen Realismus anzustreben der in Wirklichkeit nicht zu erreichen ist. Wichtiger 
erscheint es, die gegebene Komplexität beobachtbarer Phänomene (zum Beispiel 
Parteien) soweit wie nötig zu reduzieren, um Handlungsmuster klar erkennen zu können 
und (kritik- und verbesserungsfähige) Erklärungen für sie zu erarbeiten (vgl. Saalfeld 
2007, 14). 
 
Obwohl Parteien einen der wenigen Forschungsbereiche darstellen, die von der 
Politikwissenschaft fast exklusiv bearbeitet werden (vgl. von Beyme 2000, 9), hat sich 
die Politikwissenschaft lange Zeit sehr schwer getan, ein geeignetes theoretisches 
Werkzeug zu entwickeln, um normative Urteile, Analytische Aussagen oder Prognosen 
zu erleichtern. Ein Umstand zu dem Minzel (1987, 221) folgendes feststellte: 
 „Die Parteienforschung ist weit verzweigt, tausendfältig wuchernd, ohne theoretisch-
systematische Bezugspunkte, methodisch-instrumentell verschieden, in ihren 
Schwerpunktsetzungen in der Regel (politisch) außengesteuert, quellenmäßig ein 
äußerst schwieriges und oftmals wenig ergiebiges Terrain“ (Minzel 1987, 221). 
 
Die Schwierigkeiten in der Entwicklung geeigneter Theorien ergeben sich aus dem 
Untersuchungssubjekt selbst. Denn Parteien sind keine einheitlichen Akteure und sie 









sowohl auf einzelne Parteien, als auch auf die Beziehungsmuster zwischen den Parteien 
die innerhalb der Parteiensysteme stattfinden (vgl. Sickinger/Kritzinger 2008, 5). 
 
Diese verschiedenen Ebenen sind ständig vermischt und lassen sich analytisch nur um 
den Preis gewisser Willkürlichkeiten isolieren. Die Grenzen von Subsystemeinheiten 
wie Parteien sind fließender als bei anderen Großorganisationen, welche von den 
Sozialwissenschaften untersucht werden. Parteien sind noch enger als andere Gebilde 
mit sozialen Bewegungen verbunden. Dies bringt die Gefahr mit sich, dass jede neue 
soziale Bewegung voreilig in eine Krise der Parteien umgedeutet werden kann (vgl. von 
Beyme 2000, 15 f.). 
 
Der Gegenstand der Parteienforschung ist also äußerst vielfältig. Eindimensionale 
theoretische Zugriffe sind nur sehr schwer möglich. Hinzu kommen auch praktische 
Forschungsprobleme: Parteien sind Organisationen, die Außenstehenden oft nur sehr 
eingeschränkt Zugang zu ihren Interna gewähren (vgl. Sickinger/Kritzinger 2008, 7). 
Eine umfassende Theorie, die vom Entstehen von Parteien bis zur Parteienfinanzierung 
und Wählerfluktuation alle Bereiche widerspruchsfrei umfasst könnte – in den Worten 
von Beymes (1982, 20) – „allenfalls als gestelztes Leerformelgebilde daherkommen“. 
Auf den Anspruch eine große „general theory“ über die Parteien liefern zu müssen, soll 
daher besser verzichtet werden (vgl. von Beyme 1982, 20). An dieses Urteil von 
Beymes anschließend kommt Quenter (2001, 29 f.) zum Schluss, dass es zwar Faktoren 
gibt, die die Entstehung von neuen Parteien beeinflussen, die sich allerdings 
theoretischen Verallgemeinerungen weitgehend entziehen. 
 
Die Erklärung der zahlreichen parteipolitischen Umbrüche im Dritten Lager ist daher 
mit einer Theorie nur eingeschränkt möglich. So erscheint es sinnvoll – wenn nicht 
sogar notwendig – nicht nur eine, sondern mehrere, verschiedene Theorien zum 
Entstehen neuer Parteien heranzuziehen und diese im Verhältnis des historischen 












2.2  Theorien zum Entstehen politischer Parteien 
 
Zur Erklärung der Entstehung von politischen Parteien können drei theoretische 
Ansätze unterschieden werden: institutionelle Theorien, welche die Parteien aus der 
Entwicklung parlamentarischer Systeme und der ihnen zugrunde liegenden 
Wahlsysteme ableiten; historische Krisensituationen, die mit der Neuentstehung von 
Staaten oder dem Zusammenbruch von Verfassungssystemen operieren und 
Modernisierungstheorien, die weniger politische Faktoren als soziale und ökonomische 
Grundlagen der Parteienentstehung analysieren (vgl. von Beyme 1982, 27 f.)  
 
Alle drei Ansätze verbindet, dass sie die Entstehung von Parteien interessens- und 
konfliktorientiert interpretieren, d.h. aus abweichendem Verhalten und Opposition 
gegenüber dem jeweiligen institutionellen, staatlichen, verfassungspolitischen und/oder 
sozialen Status quo erklären und mit Forderungen nach Reform und Veränderung in 
Verbindung bringen (vgl. Nohlen/Schulze 2005, 656). 
 
Zu einer für diese Diplomarbeit nicht unwichtigen Ergänzung kommt Quenter (2001). 
Er hat die Entstehung neuer Parteien in Europa für den Zeitraum zwischen 1960 und 
1999 untersucht. Für ihn können Parteien – neben den genannten Erklärungsansätzen – 
aus unterschiedlichen Konstellationen entstehen:(1) aus Neugründung ohne Beteiligung 
einer bestehenden Partei, (2) aus Wahlallianzen unter Beteiligung bestehender Parteien, 
(3) aus Abspaltungen von bestehenden Parteien oder (4) aus Fusionen bestehender 
Parteien (vgl. Quenter 2001, 22). 
 
 
2.2.1  Die Cleavage-Theorie nach Lipset und Rokkan 
 
Nahezu jede Diskussion über die Entstehung und Entwicklung von politischen Parteien 
in westeuropäischen Parteiensystemen bezieht sich auf die „Cleavage-Theorie“ von 
Lipset und Rokkan die sie 1967 in ihrem Aufsatz „Cleavage Structures, Party Systems, 
and Voter Alignments“ erstmals darstellten. Ausgehend vom AGIL-Schema Talcott 









Lipset und Rokkan die These auf, dass zwei aufeinander folgende Revolutionen in der 
Modernisierung westlicher Gesellschaften – die nationalen Revolutionen und die 
Industrielle Revolution – Konfliktlinien zwischen bestimmten sozialen Gruppen in einer 
Gesellschaft geschaffen haben. 
 
 
Abbildung 1:  
Das Cleavage-Modell nach Lipset und Rokkan 
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Quelle: Lipset/Rokkan 1967, 14; vereinfachte eigene Darstellung 
 
 
Der Begriff „Cleavage“ (engl. für Spaltung) wird in der Politikwissenschaft im Sinne 
von Konfliktlinie verwendet, die Befürworter und Gegner einer politischen 
Entscheidung trennt. Dauerhafte Konfliktlinien liegen dann vor, wenn bestimmte 
Politikfelder immer wieder für konkrete Entscheidungen relevant sind und die Wähler 
regelmäßig in die gleichen Gruppen von Befürwortern und Gegner zerfallen (vgl. 










Die Parteien in Westeuropa sind als „agent of conflict and instrument of integration” 
(Lipset/Rokkan 1967, 3) entlang von vier gesellschaftlichen Spaltungs- und 
Konfliktlinien entstanden: 
 
(1)  „Subject vs. Dominant Culture“: Der Konflikt zwischen der dominanten, in den 
Zentren angesiedelten Bevölkerungsmehrheit und ethnisch-sprachlich 
abweichenden Bevölkerungsteilen in der Peripherie, wobei Erstere die 
Gründung eines Nationalstaates befürworten und Letztere ablehnen. 
(2) „Church(es) vs. Government“: Der Konflikt zwischen Staat und Kirche, die ihre 
historisch gewachsenen Privilegien – v.a. im Bildungsbereich – erhalten will. 
(3) „Primary vs. Secondary Economy“: Der Konflikt zwischen primären und 
sekundären Wirtschaftssektor, sprich den Großgrundbesitzern am Land und 
Kaufleuten und Großunternehmen in der Stadt. 
(4) „Workers vs. Employers, Owners“: Der Konflikt zwischen besitzender und 
arbeitender Klasse bzw. zwischen Kapital und Arbeit (vgl. Lipset/Rokkan 1967, 
14 ff). 
 
Die ersten beiden Cleavages bilden die territoriale Achse und sind Produkte der 
nationalen Revolution des 18. und 19. Jahrhunderts und den “struggles among 
competing elites for central power (…) in conceptions of nationhood, over domestic 
priorities and over external strategies” (Lipset/Rokkan 1967, 10). Die Spaltungslinien 
zwischen Besitz/Arbeit und Stadt/Land bilden zusammen die funktionale Achse. Sie 
sind Resultat der Industriellen Revolution und den daraus resultierenden 
Interessensunterschieden zwischen den „primary producers in the countryside and the 
merchants and the entrepreneurs in the towns and the cities“ (Lipset/Rokkan 1967, 19). 
 
Die Konfliktstruktur einer jeden Gesellschaft wird – nach Lipset/Rokkan – im 
Parteiensystem abgebildet:  
„(…) no party can hope to gain decisive influence on the affairs of a community 
without some willingness to cut across existing cleavages to establish common 










Allerdings machen sie die Einschränkung, dass nicht aus jedem sozialen Konflikt 
automatisch eine Partei entstehen muss: „(…) but only a few of these tend to polarize 
the politics of any given system“ (Lipset/Rokkan 1967, 6). Parteien entstehen dann, 
wenn es zu einem bestimmten historischen Zeitpunkt zu einer Koalition zwischen einer 
sozialen Gruppierung bzw. ihren Repräsentanten und einer politischen Partei kommt. 




2.2.2  Theory of Strategic Party Entry 
 
Ausgangspunkt von Margit Tavits’ Ansatz ist die Annahme, dass neue politische 
Parteien, unabhängig vom Partei-Typus oder der Partei-Familie, als das Ergebnis „of a 
game between the existing parties and groups that consider forming a new Party“ 
entstehen (Tavits 2006, 101). Schauplatz dieses Spiels ist das strukturelle Umfeld des 
politischen Systems des jeweiligen Landes. Parteieliten einer im Entstehen begriffenen 
Partei entscheiden, ob eine neue Partei gegründet wird bzw., ob sie zu einer Wahl antritt 
oder nicht. Diese Entscheidung bezeichnet Tavits als „strategic entry calculation“. In 
diese Kalkulation fließen mehrere Faktoren ein, wie die Einstiegskosten einer neuen 
Partei („costs of entry“), mögliche Vorteile die politischen Ämter mit sich bringen 
(„benefits of office“) bzw. die Chancen einer Partei gewählt zu werden („probability of 
receiving electoral support“). 
 
Die Einstiegskosten einer neuen Partei reichen von der Anzahl an Unterstützungs-
erklärungen die notwendig sind um an einer Wahl teilnehmen zu dürfen, über das 
Ausmaß der Parteienfinanzierung, bis hin zur Wahlkreisgröße und der Höhe der 
Eintrittshürde ins Parlament. Je höher diese „costs of entry“ sind, desto schwieriger ist 
es für eine Partei, sich im politischen System zu etablieren und desto eher werden Eliten 
von der Gründung einer neuen politischen Gruppierung absehen (Tavits 2006, 102). 
 
Ein zweiter wichtiger Faktor in Tavits’ Ansatz ist die „strategic entry calculation“. Sie 









bringen. Die Vorteile reichen von „incentives that are associated with monetary reward 
and prestige” (Tavits 2006, 104) bis zu besseren Möglichkeit, die Politik eines Landes 
zu beeinflussen. Letzteres wiederum ist abhängig von der Struktur des poltischen 
Systems: Wie viele Parteien sind in der Regierung vertreten? Wie oft kommt es zu 
Regierungswechseln? Wie stark sind die Rechte der parlamentarischen Opposition? 
Bestehen starke Elemente der direkten Demokratie? (bindende Volksbefragungen etc.) 
(vgl. Tavits 2006, 104). 
 
Lago und Martinez (2009) ergänzen Tavits’ Ansatz des „strategic party entry“. Für sie 
können institutionelle und strukturelle Komponenten eines politischen Systems das 
Entstehen neuer politischer Parteien nicht ausreichend erklären. Ausfälle am 
Wählermarkt („electoral market failure“) und die damit zusammenhängende Anzahl 
partei-ungebundener Wählern („elastic voters“) bzw. die „institutionalization of the 
party system“ spielen eine entscheidende Rolle, ob in einer Gesellschaft neue politische 
Gruppierungen entstehen oder nicht. Grundvoraussetzung für das Entstehen einer Partei 
ist, dass eine signifikante Anzahl an Wählern bereit ist ihr Wahlverhalten zu ändern und 
eine Partei zu wählen, die sich zum Zeitpunkt der Wahl im politischen System des 
Landes noch nicht etabliert hat (vgl. Lago/Martinez 2009, 6).  
 
Die Wahrscheinlichkeit neuer Parteien bei Wahlen Stimmen und vor allem Mandate zu 
gewinnen hängt von zwei Variablen ab: Zum einen bestimmt der Grad der 
“institutionalization of the party system” die Erfolgschancen einer neuen politischen 
Partei: „The higher the degree of institutionalization, the lower the probability of 
change in the number of viable parties“ (Lago/Martinez 2009, 7). 
 
Wie aus der Wahlforschung bekannt ist, können sich Wähler stark einer politischen 
Gruppierung verbunden fühlen, was sich wiederum im Wahlverhalten niederschlägt. Ist 
das der Fall, sind die Wähler sehr „inelastic (…) and the likelihood that new parties will 
be viable is reduced” (Lago/Martinez 2009, 7). 
 
Die zweite Variable bezeichnet Lago und Martinez mit “failure of the electoral market”. 









Maße erfüllt werden. Wähler können in diesem Fall unterschiedlich reagieren: Sie 
können am Wahltag zu Hause bleiben und sich ihrer Stimme enthalten. Oder die Wähler 
entscheiden sich für die Wahl von „non-established parties“ und ihren „new way of 
doing politics“ von denen sie sich besser vertreten fühlen. Dies kann als Protest gegen 
die bestehenden Parteien und gegen die Politik als solche gesehen werden 
(Lago/Martinez 2009, 7). Ein weiterer Mechanismus der „electoral market failures“ 
erklären kann, ist ein Missverhältnis zwischen dem Angebot welche Politiker und 
Parteien anbieten und den Prioritäten der Wähler. In einem solchen Fall können neue 
Gruppen entstehen, indem sie ein Angebot an die Wähler stellen das ihren 
Vorstellungen entspricht und so „successful in obtaining voter support“ (Lago/Martinez 
2009, 8) sein können. 
 
Ein weiterer Mechanismus der „electoral market failures“ erklären kann, liegt in der 
Natur von politischen Parteien. Aufgrund ihrer ideologischen Gebundenheit können 
sich Parteien einem unerwarteten gesellschaftlichen Wandel nur sehr schwer anpassen. 
Ideologien bieten so Empfehlungen oder Abkürzungen an, an denen sich die Wähler 
orientieren können. Sie sind „heavy weights“ die nur schwer aufgegeben werden 
können. Nicht selten lösen Debatten – selbst wenn es nur kleine sind – über Änderungen 
der Ideologie innerparteiliche Konflikte zwischen Dogmatikern und Pragmatikern aus. 
In manchen Fällen führen solche Streitigkeiten zum Entstehen neuer Parteien (vgl. 



















3 Raum des Parteienwettbewerbs: 
 Das österreichische Parteiensystem 
 
 
3.1  Rechtliche Stellung von Parteien 
 
Parteigründungen fanden in Österreich lange Zeit im vorrechtlichen Raum statt, da 
Parteien (obwohl Zentrale Akteure der Demokratie und Republik) in der Verfassung 
nicht vorkamen. Die Gründung der zu Beginn der Zweiten Republik zugelassenen 
Parteien (KPÖ, ÖVP, SPÖ) erfolgte daher ohne verfassungsrechtliche Grundlage. 
Anders verhielt es sich bei VdU, FPÖ und anderen politischen Parteien. Sie sind nach 
dem Vereinsrecht entstanden. Zu einem eigenen Parteiengesetz, das Gründung, 
Finanzierung und Aufgaben von politischen Parteien regeln sollte, kam es erst 1975 
(vgl. Pelinka 2005, 50 bzw. Schaden 1983, 228). Seit diesem Zeitpunkt sind die 
Parteien mittels dem „Bundesgesetz über die Aufgaben, Finanzierung und 
Wahlwerbung politischer Parteien (PartG)“ in der österreichischen Verfassung 
verankert. Wobei alle Verfassungsbestimmungen welche die Rechtsstellung der 
Parteien betreffen in §1 enthalten sind: 
„(1) Die Existenz und Vielfalt politischer Parteien sind wesentliche Bestandteile 
der demokratischen Ordnung der Republik Österreich. 
(2) Zu den Aufgaben der politischen Parteien gehört die Mitwirkung an der 
politischen Willensbildung.“ 
 
Die Gründung einer politischen Partei ist rein rechtlich gesehen ein einfacher und rein 
formeller Akt. Aus dem Gründungsakt allein entsteht allerdings weder Anspruch auf 
eine Teilnahme an Wahlen noch auf öffentliche Geldmittel. Nach dem Parteiengesetz ist 
die „Gründung politischer Parteien frei“ (Art. 1. Absatz 3). Parteien haben „Satzungen 
zu beschließen, die in einer periodischen Druckschrift zu veröffentlichen und beim 
Bundesministerium zu hinterlegen sind.“ Mit dieser Hinterlegung der Satzung erlangt 
eine politische Partei Rechtspersönlichkeit. Ausführungen zur Gestaltung der 










Politische Parteien haben im Allgemeinen die gleichen Gebote, Verbote und 
Ordnungsvorschriften zu befolgen wie ein herkömmlicher Bürger. Daher unterliegen 
auch Parteien den Verboten betreffend Hochverrat oder nationalsozialistischer 
Wiederbetätigung2 (Verbotsgesetz) (vgl. Raschauer 1988, 563). Durch das 
Verbotsgesetz erfährt der Grundsatz wonach die Gründung einer politischen Partei frei 
sei, eine gewisse Einschränkung. 
 
Darüber hinaus erwähnt das Bundesverfassungsgesetz (B-VG) Parteien an weiteren 
Stellen. Art. 26 des B-VG erwähnt die „Wahlpartei“, die in der jeweiligen Wahlordnung 
ihre Rechtsgrundlage findet. Wahlparteien sind die bei Wahlen kandidierenden 
politischen Gruppierungen. Diese können sich aus Vertretern verschiedener Parteien 
zusammensetzen. Während Wählparteien auf Bundesebene aufgrund der dahinter 
stehenden, gleichnamigen politischen Partei praktisch nicht sichtbar werden, treten 
Wahlparteien vor allem auf Landes- und Gemeindeebene in Erscheinung, wo 
Namenslisten mit den unterschiedlichsten Parteibezeichnungen antreten. 
 
Die Parteien im Parlament – in Österreich traditionell „Klubs“ genannt – werden in der 
Geschäftsordnung des Nationalrats (§7) erwähnt: „Abgeordnete derselben 
wahlwerbenden Partei haben das Recht, sich in einem Klub zusammenzuschließen. Für 
die Anerkennung eines solchen Zusammenschlusses ist die Zahl von mindestens fünf 
Mitgliedern erforderlich (…)“. Die Erlangung eines Klubstatus ist deshalb von 
Bedeutung, da Parteien in Klubstärke wesentlich höhere Mittel zur Parteienfinanzierung 
lukrieren können (vgl. Abschnitt 3.2). 
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Bundesverfassung zwischen 
mehreren Parteibezeichnungen unterscheidet: Einerseits zwischen der „politischen 
Partei“ die auf Grundlage des Parteiengesetzes gegründet wird und andererseits 
zwischen der ohne festen Organisation bestehenden „Wahlpartei“ die auf Basis der 
Wahlordnung entsteht. Die Organisation von Partei-Fraktionen im Parlament („Klubs“) 
ist in der Geschäftsordnung des Nationalrats geregelt. 
                                                 
2 So wurde 1988 die Nationaldemokratische Partei (NDP) aufgrund von Verstößen gegen das 









3.2  Staatliche Parteienfinanzierung 
 
Zur Deckung ihrer Kosten bedienen sich Parteien unterschiedlicher Finanzierungsarten: 
Zum einen die Eigenfinanzierung über Mitgliedsbeiträge oder Parteisteuern, zum 
anderen die Fremdfinanzierung über Privatspenden, Unternehmungsspenden oder 
Verbandsspenden (z.B. Spenden der Industriellen-Vereinigung). Die größte 
Fremdfinanzierungsquelle stellen allerdings öffentliche Mittel auf Grundlage des 
Parteiengesetzes dar. Sie existiert auf allen Ebenen des politischen Systems, wobei die 
Landesebene den Schwerpunkt der staatlichen Parteienfinanzierung bildet (vgl. 
Sickinger 2000). Das Ausmaß der öffentlichen Parteienfinanzierung wird vom 
Wahlerfolg bestimmt, d.h. je mehr Stimmen eine Partei bei einer Wahl gewinnt, desto 
mehr Fördergelder wird sie erhalten. Die staatliche Parteienfinanzierung setzt sich 
unterschiedlichen Positionen zusammen: 
 
Zuwendungen für Öffentlichkeitsarbeit 
Jede Partei die im Nationalrat in Klubstärke (also mit mindestens fünf Abgeordneten) 
vertreten ist, erhält jährlich einen Sockelbetrag. Weitere Zuwendungen für 
Öffentlichkeitsarbeit werden nach dem Stimmenanteil der letzten Nationalratswahl auf 
die Parteien verteilt (vgl. PartG, § 2). 
 
Wahlwerbungskosten-Beitrag 
Nach §2a und 2b des Parteiengesetzes können sich alle Parteien die im Parlament 
vertreten sind nach Nationalratswahlen einen Teil der Kosten die aus dem Wahlkampf 
entstanden sind (Plakate, Inserate, Broschüren, etc.) rückerstatten lassen. Das 
Gesamtausmaß der Fördermittel wird berechnet, indem die Anzahl der 
Wahlberechtigten mit einem Betrag von 1,94 Euro multipliziert wird. Dieser Betrag 
wird dann im Verhältnis ihrer Stärke auf die Parteien aufgeteilt. 
 
Klubfinanzierung 
Nach dem Klubfinanzierungsgesetz (KlubFG) haben „parlamentarischen Klubs der 
Abgeordneten zum Nationalrat und Mitglieder des Bundesrates sowie des Europäischen 









Kosten.“ Neben den Grundbeträgen werden „Steigerungsbeiträge“ ab jedem zehnten 
Abgeordneten ausbezahlt (vgl. Klubfinanzierungsgesetz 1985 - KlubFG). 
 
Finanzierung der Parteiakademien 
Auf Grundlage des „Bundesgesetz über die Förderung politischer Bildungsarbeit und 
Publizistik“ wird der Betrieb der Parteiakademien der Parlamentsparteien finanziert. 
 
Nach Sickinger (2000, 311) kam es vor allem ab den späten 1980er Jahren zu einem 
starken Ausbau der staatlichen Parteienfinanzierung auf Bundes- und Landesebene, der 
als Reaktion von SPÖ und ÖVP auf anhaltende Wahlniederlagen gesehen werden kann. 
Unerwünschter Nebeneffekt (aus Sicht der Großparteien) der steigenden öffentlichen 
Parteienförderung war, dass die FPÖ zur Hauptprofiteurin des staatlichen 
Parteienfinanzierungssystems wurde. Durch ihren kontinuierlichen Aufstieg nach 1986 
konnte sie nicht nur immer höhere finanzielle Mittel lukrieren, sondern auch den 
Großteil ihrer Mittel in die Kommunikation nach außen stecken, da die FPÖ über einen 
kleineren und daher billigeren Parteiapparat verfügte als die Großparteien. Spätestens ab 
Mitte der 1990er Jahre war es den Freiheitlichen daher möglich, annähernd gleich teure 
Wahlkämpfe wie SPÖ und ÖVP zu führen – trotz des deutlich geringerem finanziellen 
Gesamtvolumens (vgl. Sickinger 2000, 329). 
 
 
3.3  Wahlsystem 
 
In der Bundesverfassung sind in Bezug auf das Wahlrecht nicht nur die für 
demokratische Staaten als verbindlich angesehen Wahlrechtsgrundsätze der 
allgemeinen, gleichen, geheimen und persönlichen Wahl festgelegt, sondern auch der 
Grundsatz der Verhältniswahl, sowie die Zuteilung der Mandate an die Wahlkreise auf 
der Basis der Bürgerzahl und das Wahlalter. Eine Wahlpflicht ist gesetzlich nicht 
vorgeschrieben. Dazu kommen noch verschiedene organisatorische Vorschriften (z.B. 
Wahltag muss ein Sonntag oder ein anderer öffentlicher Ruhetag sein; Wahlkreise 










Das Bundesgebiet umfasst einen Bundeswahlkreis, neun mit den Bundesländern 
identischen Landeswahlkreise und 43 Regionalwahlkreise. Die 183 Mandate werden auf 
diesen drei Ebenen vergeben. Im ersten Ermittlungsverfahren werden die Mandate in 
den Regionalwahlkreisen vergeben. Jede Partei erhält so viele Mandate, so oft die 
Wahlzahl3 in ihrer Gesamtstimmenanzahl enthalten ist. 
 
Im zweiten Ermittlungsverfahren werden die Mandate in den Landeswahlkreisen 
vergeben. Voraussetzung an der Teilnahme ist hier, dass eine Partei entweder ein 
Regionalkreiswahlkreismandat erreicht oder bundesweit die Vier-Prozent-Hürde 
überschritten hat. Die Mandate werden wiederum mittels Wahlzahl und der 
Stimmenanzahl im Landeswahlkreis berechnet. Die im ersten Ermittlungsverfahren 
zugewiesenen Mandate werden abgezogen. 
 
Im dritten Ermittlungsverfahren werden die Mandate in ganz Österreich vergeben. In 
diesem Ermittlungsverfahren können wie im zweiten Ermittlungsverfahren nur jene 
Parteien Mandate erhalten, die zumindest ein Mandat in einem der Regionalwahlkreise 
errungen oder mindestens vier Prozent der gültigen Stimmen erhalten haben. Die 
Wahlzahl im dritten Ermittlungsverfahren wird nicht nach dem Verfahren von Hare 
sondern nach dem D’Hond’schen System auf der Basis aller gültigen Stimmen ermittelt. 
Dies geschieht, indem die Summen der Reststimmen der Parteien, nach ihrer Größe 
geordnet, nebeneinander geschrieben werden. Unter jede Summe werden deren 
Bruchteile geschrieben: zuerst die Hälfte, darunter das Drittel, das Viertel usw. Als 
Wahlzahl gilt bei bloß einem zu vergebenen Restmandat die größte, bei zwei Mandaten 
die zweitgrößte usw. der angeschriebenen Zahlen (vgl. Müller 2006, 283 ff.). 
 
Auf Regionalwahlkreis- und auf Landesebene können die Wähler Vorzugsstimmen 
vergeben, wodurch sich die Reihenfolge der Listen verändern kann: Auf der Ebene der 
Landeswahlkreise erhält ein Kandidat ein Vorzugsstimmenmandat bei Erreichen der 
Landewahlzahl. Auf der Ebene der Regionalwahlkreise gewinnt ein Kandidat ein 
Vorzugsstimmenmandat, wenn er Vorzugsstimmen im Ausmaß von zumindest einem 
                                                 
3 Die Wahlzahl ergibt sich aus der Anzahl der im Wahlkreis für die Parteien abgegebenen gültigen 









Sechstel der gültigen Parteistimmen im Regionalwahlkreis, oder im Ausmaß von der 
Hälfte der Landeswahlzahl, erhält (vgl. Ucakar/Gschiegl 2010, 88). 
 
Die aktuell geltende Nationalratswahlordnung hat in den Jahren 1971 und 1992 zwei 
einschneidende Reformen erfahren. Durch die Wahlrechtsreform von 1971 wurde das 
Verhältnisprinzip des Wahlsystems verstärkt, d.h. die prozentuale Verteilung der 
Stimmen sollte möglichst gleich der Mandatsverteilung im Parlament entsprechen. So 
kam es bei den Nationalratswahlen 1953 und 1959 zur Umkehrung von Stimmen- und 
Mandatsmehrheit, was zur Folge hatte, dass die SPÖ jeweils die Stimmenmehrheit 
erzielen konnte, eine Mehrheit an Mandaten hielt allerdings die ÖVP4. 
 
Durch die Erhöhung der Mandatszahl im Parlament (von 165 auf 183), der 
Verringerung der Anzahl der Wahlkreise von 25 auf neun (mit den Bundesländern 
identisch) und der gleichzeitigen Änderung des Ermittlungsverfahrens wurden die 
Zugangshürden für kleinere Parteien abgeschwächt. Die Wahlrechtsreform – die mit 
den Stimmen von SPÖ und FPÖ beschlossen wurde – brachte mehr Gerechtigkeit für 
kleinere Parteien mit sich, da nun Kleinparteien bei der Mandatsermittlung wie 
Großparteien behandelt wurden. Vor der Reform von 1971 waren Kleinparteien 
aufgrund der Einteilung des Bundesgebietes in 25 Wahlkreise deutlich benachteiligt, da 
sie deutlich mehr Stimmen für ein Mandat benötigten als Großparteien (vgl. 
Pelinka/Rosenberger 2007, 169 f.).  
 
Mit der Wahlrechtsreform von 1992 sollte der Kontakt zwischen Wählern und 
Gewählten intensiviert werden, indem die Möglichkeit geschaffen wurde, jeweils eine 
Vorzugsstimme im Regionalwahlkreis sowie im Landeswahlkreis zu vergeben. 
Allerdings wurde durch die Anwendung des d’Hondtschen System im dritten 
Ermittlungsverfahren die Erreichung eines Grundmandates erschwert. Gleichzeitig 
wurde eine Vier-Prozent-Klausel eingeführt, die die tatsächliche Eingangshürde für 
                                                 
4 Mitgrund für die Umkehr von Stimmen- und Mandatsmehrheit war, dass die Mandate mittels 
„Bürgerzahlprinzips“ vergeben wurden. Dadurch wurde das Gewicht jener Regionen mit vielen nicht-
wahlberechtigten Staatsbürgern (solche die das Wahlalter noch nicht erreicht hatten) erhöht. Ländliche – 
von der ÖVP dominierte – Regionen fielen dadurch wesentlich stärker ins Gewicht als städtische 









Parteien ins Parlament darstellt. Das Liberale Forum scheiterte 1999 an dieser Hürde, 
denn nach der alten Nationalratswahlordnung hätte es den Einzug in den Nationalrat 
geschafft (vgl. Poier 2001, 184 f.). 
 
 
3.4  Konfliktlinien und zentrale Merkmale des Parteiensystems 
 
Ein herausragendes Merkmal des österreichischen Parteiensystems ist die Tendenz zur 
Kontinuität, die sich aus der langen Tradition der Parteien ergibt (vgl. Gerlich 1983, 5). 
Es ist im Wesentlichen entlang dreier Konfliktlinien entstanden die gleichzeitig die 
Grenzen der dominanten Lager bilden:  
(1) die konfessionelle Konfliktlinie, d.h. aktives katholisches bzw. konfessionell 
gebundenes Milieu versus laizistisches, kirchenfernes Milieu; 
(2) die sozioökonomisch Konfliktlinie, d.h. Arbeitnehmer versus Arbeitgeber und 
Landwirte;  
(3) eine im Vergleich zu den beiden ersten Cleavages deutlich abgeschwächte – aber 
für diese Diplomarbeit nicht unwichtige – Konfliktlinie zwischen deutsch-nationaler 
und österreich-patriotischer Ideologie (vgl. Plasser/Ulram 2006a, 352). 
 
Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern haben sich in Österreich nur relativ 
wenige Konfliktlinien parteigründend ausgewirkt. Das in der Cleavage-Theorie von 
Lipset und Rokkan (1967) skizzierte Spannungsfeld zwischen regionalen und 
zentralistischen Interessen hatte in Österreich nie parteigründenden Charakter. Genau so 
verhält es sich mit der Ausdifferenzierung einer Kommunistischen Partei aus der 
intigrativen „alten“ Sozialdemokratie, die das österreichische Parteiensystem nur gering 
beeinflusst hat (vgl. Pelinka/Plasser 1988, 17). 
 
Die bereits erwähnte Tendenz zur Kontinuität als typisches Merkmal des 
Parteiensystems der Zweiten Republik zeigte sich bereits am Neubeginn der 
parlamentarischen Demokratie nach 1945: Trotz erheblicher historischer Einschnitte, 
trotz austrofaschistischer und nationalsozialistischer Diktatur und der daraus 









Wählerstimmen (speziell bei der Nationalratswahl 1949) in annähernd gleichen 
Proportionen auf die neu gegründeten Partien wie zuvor auf ihre 




Die Entwicklung des österreichischen Parteiensystems 
 Anzahl der Parteien Anteil der beiden Wahlbeteiligung 
      stärksten Parteien (in Prozent) 
Jahr Kandidaturena im Parlament an gültigen Stimmen   
     (in Prozent)   
         
1945 4 3 94,4 93,4 
1949 7 4 82,7 96,8 
1953 10 4 83,4 95,8 
1956 5 4 89,0 96,0 
1959 5 3 89,0 94,2 
1962 5 3 89,4 93,8 
1966 5 3 90,9 93,8 
1970 6 3 93,1 91,8 
1971 5 3 93,2 92,4 
1975 5 3 94,0 92,9 
1979 5 3 92,9 92,2 
1983 8 3 90,8 92,2 
1986 8 4 84,8 90,5 
1990 11 4 74,9 86,1 
1994 11 5 62,2 81,9 
1995 8 5 66,4 86,0 
1999 9 4 60,1 80,4 
2002 9 4 78,8 84,3 
2006 10 5 69,7 78,5 
2008 12 5 55,2 78,8 
a) Parteien die bei Nationalratswahlen angetreten sind und über 1.000 Stimmen erreichten 











Die Konstanz wichtiger Determinanten eines Parteiensystems (Wahlbeteiligung, 
Konzentrations- und Organisationsgrad der Parteien) erklärt die „Hyperstabilität des 
österreichischen Parteiensystems“ (Plasser/Ulram 2006a, 357) die in weiterer Folge 
zum auffälligsten Merkmal der Parteienlandschaft wurden. So waren Wahlergebnisse 
immer von einer hohen Stimmen und Mandatskonzentration gekennzeichnet. Bis 1983 
entfielen stets über 90 Prozent der abgegebenen Stimmen auf SPÖ und ÖVP, was umso 
bemerkenswerter ist wenn man bedenkt, dass im österreichischen Wahlrecht der 
Grundsatz der Verhältniswahl festgeschrieben ist (vgl. Tabelle 1). Durch den hohen 
Organisationsgrad der Mitgliederparteien SPÖ und ÖVP und das daraus resultierende 
stabile Wahlverhalten, kam es bei Wahlen kaum zu großen Veränderungen der 
Stärkeverhältnisse der Parteien. In keinem europäischen Mehrparteiensystem war und 
ist ein so hoher Prozentsatz der Wähler in den politischen Parteien als Mitglieder 
organisiert (vgl. Pelinka/Plasser 1988, 18 ff.). 
 
Auch hinsichtlich der Wahlbeteiligung liegt Österreich bei nationalen Wahlgängen im 
Spitzenfeld westlicher Demokratien. Zwischen 1970 und 1986 lag in Österreich die 
durchschnittliche Wahlbeteiligung bei Nationalratswahlen bei 92,1 Prozent, in 
Deutschland betrug die durchschnittliche Wahlbeteiligung für denselben Zeitraum 89,9 
Prozent, in der Schweiz betrug der Mittelwert 51,5 Prozent. Im Zeitraum zwischen 1986 
und 2010 ging in Österreich die durchschnittliche Wahlbeteiligung (82,3 Prozent) zwar 
um 9,8 Prozentpunkte zurück, dieser Wert ist allerdings immer noch höher als jener 
Deutschlands (78,8 Prozent) und der Schweiz (45,6 Prozent). 
 
 
3.5  Wahlverhalten 
 
Neben konstant hohen Determinanten wie Wahlbeteiligung, Konzentrations- und 
Organisationsgrad, war auch das Wahlverhalten bis in die 1980er Jahre von großer 
Stabilität gekennzeichnet. Weite Teile der Bevölkerung fühlten sich einem „Lager“ 
zugehörig, folglich konnten sich die Parteien auf einen hohen Anteil an Stammwählern 
verlassen. Bewegliche Wählergruppen waren zahlenmäßig gering und setzten setzt sich 









waren), einer kleinen Gruppe politisch desinteressierter bzw. wenig informierter Wähler 
und Wählern von Kleinparteien (vgl. Plasser/Ulram 2006b, 551). 
 
Tabelle 2: 
Indikatoren des Wahlverhaltens und der Parteiloyalität 
   "Netto"-Fluktuation "Brutto"-Volatilität konstistente 
Wahl Nicht-Wähler (Pedersen-Index) (Wechselwähler) Stammwähler 
    a   b 
1970 8,2 7     
1971 7,6 1,8     
1975 7,1 0,4 3   
1979 7,8 1,3 7 66 
1983 7,4 4,7 10   
1986 9,5 9,7 16 62 
1990 13,9 9,7 17 58 
1994 18,1 15,4 19 50 
1995 14 3,8 22 44 
1999 19,6 8,9 18 43 
2002 15,7 20,3 24 41 
2006 21,6 19,1 26 35 
a) Pedersen-Index = summierte Gewinne bzw. Verluste der Parteien  
b) Prozent der Respondenten die angegeben haben, immer die selbe Partei  
gewählt zu haben    
 
Quelle: Plasser/Ulram/Seeber 2007, 167 f. 
 
 
Waren 1979 noch 66 Prozent der Wählerschaft Stammwähler, fiel dieser Wert in den 
folgenden Jahren auf 58 Prozent (1990) bzw. 35 Prozent (2006). Wechselten 1979 nur 
drei Prozent der Wähler ihr Wahlverhalten, waren es bei der Nationalratswahl 2006 26 
Prozent. Somit wählte 2006 jeder vierte eine andere Partei die er 2002 gewählt hatte 
(vgl. Plasser/Ulram/Seeber 2007, 166). Dem Rückgang der parteigebundenen 
Stammwählerschaft der Parteien steht somit ein kontinuierlich steigender Anteil von 
Wechselwählern gegenüber die mobiler, parteiungebundener und vor allem später („late 










Plasser und Ulram (2006, 552 ff.) bezeichnen diese steigende Mobilität der Wähler als 
„Erosion affektiver Parteibindungen“. In Österreich haben in den vergangenen fünfzig 
Jahren mehrer Phasen einer solchen Erosion statt gefunden, denen jeweils spezifische 
Ursachen zugeordnet werden können. Die Abschwächung traditioneller Parteiloyalitäten 
– in der Wahlforschung als „Dealignment“ bezeichnet – beginnt Ende der 1960er Jahre 
und beschränkte sich zunächst auf Personen mit schwächerer Parteiidentifikation. Ab 
den späten 1970er Jahren kam es in Folge politischer Skandale zu einer Zunahme 
genereller Politikverdrossenheit und zu einem Anstieg der Parteikritik. Die Bereitschaft 
sich mit einer politischen Partei zu identifizieren nahm deutlich ab. 
 
Die politische Kultur veränderte sich im Verlauf der 1980er Jahre in Richtung einer 
Wählerprotestkultur, die durch einen anhaltenden Zerfall traditioneller Parteibindungen 
und durch eine erhöhte Mobilität und Wechselbereitschaft der Wähler gekennzeichnet 
war. Konsequenz dieser dritten Phase des Dealignement war nicht nur ein 
fortschreitender Zerfall traditioneller Parteibindungen bzw. eine erhöhte Mobilität und 
Wechselbereitschaft, sondern auch eine substanzielle Schwächung der 
Kernwählerschicht der beiden Großparteien (vgl. Plasser/Ulram/Seeber 2007, 168 ff.). 
 
Wie können diese Änderungen im Wahlverhalten erklärt werden? Hinter der steigenden 
Mobilität und Wechselbereitschaft der Wählerschaft stehen tief greifende Änderungen 
der Sozialstruktur. Die Wahlforschung geht davon aus, dass politisches Verhalten durch 
die Sozialstruktur bzw. durch die Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
bestimmt wird. Änderungen in der Sozialstruktur führen daher zu Änderungen im 
Wahlverhalten und damit wieder zu Änderungen im Parteiensystem. Wenn also 
beispielsweise immer weniger Menschen in der Landwirtschaft tätig sind, kann erwartet 
werden (da die überwiegende Mehrheit der Bauern traditionell ÖVP wählt) dass der 
ÖVP aus diesem Grund eine potentielle Wählerschicht weg bricht und sie in der 
Wählergunst zurückfällt. Analog dazu kann angenommen werden, dass der SPÖ vor 
dem gleichen Problem steht, da der Anteil von Industriearbeitern an der 
Gesamtbevölkerung ebenfalls rückläufig ist. Nach Müller (2000b, 19) können für 










Zudem haben immer weniger Menschen eine starke Bindung zu einer Partei, wie der 
sinkende Anteil an Stammwählern zeigt. Die Parteien können ihren Wählern immer 
weniger Leistungen und Funktionen anbieten, die über ihre Kernaufgabe – der 
Kandidatur bei Wahlen und der Rekrutierung des politischen Führungspersonals – 
hinausgehen. Durch das Zurückdrängen des Staates aus den meisten 
Wirtschaftsbereichen verfügen Parteien nicht mehr über jene zentrale gesellschaftliche 
Stellung wie noch in den 1960er und 1970er Jahren. Eine Parteimitgliedschaft hilft 
heute nicht mehr bei Wohnungs- und Jobsuche. Da die Bindung an eine bestimmte 
Partei (ausgedrückt durch eine Parteimitgliedschaft) nicht mehr die erhofften 
Leistungen mit sich bringt, nimmt die Loyalität an eine bestimmte Partei ab und das 
Wahlverhalten wird unberechenbarer. Die Parteien haben immer weniger zu bieten und 
werden deshalb auch weniger nachgefragt. Die Wähler verhalten sich in der Folge 
„rationaler“. (vgl. Pelinka 2005, 78). 
 
 
3.6  Politische Kultur 
 
Der Begriff „politische Kultur” wird in Österreich nicht so sehr „als 
sozialwissenschaftliches Konzept denn als mediales und politisches Schlagwort bzw. als 
Kampfbegriff“ (Ulram 1990, 57) verwendet. Er wird immer dann eingesetzt, wenn es 
darum geht die „politische Kultur“ im Sinne eines „kultivierten politischen Stils“ oder 
„der politischen Moral“ beim Gegner einzufordern oder zu kritisieren (vgl. Ulram 1990, 
57). 
 
Als sozialwissenschaftliches Analysekonzept ist die politische Kultur von Almond und 
Verba eingeführt worden. Sie definieren politische Kultur als „specifically political 
orientations, attitudes toward the political system and it’s various parts, and attitudes 
toward the role of the self in the system (…) It is a set of orientations toward a special 
set of social objects and processes” (Almond/Verba 1963, 13). Die politische Kultur 
eines Landes ist ein eigenständiges Subsystem der allgemeinen Sozialkultur, die aber 
nicht abgeschottet, sondern in Beziehung zu anderen kulturellen Subsystemen gesehen 










Über einen langen Zeitraum der Zweiten Republik kann die politische Kultur 
Österreichs – also das interne Muster des Subsystems der Politik – mit dem Begriff 
„Konkordanzdemokratie“ beschrieben werden, der auf Lehmbruch (1967) zurückgeht. 
Konkordanz ist als die dominante Verhaltensform in der österreichischen Politik 
beschrieben worden und wurde auch von Politikern selbst immer wieder positiv 
hervorgehoben. 
 
Die Funktionsweisen der Konkordanzdemokratie zeigten sich vor allem innerhalb der 
Großen Koalition zwischen SPÖ und ÖVP in der Tendenz zur Akkordierung und 
Einstimmigkeit in Regierungs-, Beratungs- und Vertretungsgremien, nicht nur auf 
Bundes-, sondern auch auf Länder-, und Gemeindeebene. Konkordanz implizierte, dass 
Entscheidungen nur getroffen wurden, wenn die wesentlichen Gruppen in ausführlichen 
Verhandlungen Gelegenheit hatten, ihren Standpunkt nachhaltig zu vertreten. Solche 
Entscheidungen stellten in der Regel Kompromisse dar. (vgl. Gerlich/Pfefferle 2006, 
502 f.). Die angesprochenen wesentlichen Gruppen waren, neben den 
Regierungsparteien, die großen Interessensverbände ÖGB, Arbeiterkammer, 
Wirtschaftskammer und Landwirtschaftkammer, die gleichzeitig auch die Träger der 
Sozialpartnerschaft waren. 
 
Konkordanzdemokratische Verhaltensweisen brachten mit sich, dass das oberste Ziel, 
Wahlen zu gewinnen, in seiner Bedeutung ein wenig eingeschränkt wurde was einer 
gewissen Entschärfung des Wettbewerb am politischen Markt gleich kam. Oder anders 
ausgedrückt „the winner doesn’t take all“. Das zeigt sich am besten daran, dass selbst in 
den Phasen der Alleinregierungen (ÖVP 1966-1970, SPÖ 1970-1983) auch die 
oppositionelle Großpartei in politische Entscheidungsfindungsprozesse eingebunden 
war. Und zwar aufgrund der engen Verflechtung zwischen Parteien und Verbänden5. 
Dadurch war die Sozialpartnerschaft nicht nur eine Ergänzung zum Parteienstaat, 
sondern auch eine „Fortführung der Großen-Koalition mit anderen Mitteln“ (vgl. 
Rosenberger/Pelinka 2007, 67 f.).  
                                                 











Ein weiteres Merkmal der österreichischen Form der Konkordanzdemokratie war und 
ist die Tendenz, die Bildung einer großen Koalitionen, jener einer kleinen – einer so 
genannten „minimal-winning-coalition“ – vorzuziehen. Daraus lassen sich auch andere 
Charakteristika wie parteipolitische Vereinbarungen zwischen SPÖ und ÖVP über 
Positionsbesetzungen im Verfassungsgerichtshof, in der Schulverwaltung und 
(zumindest bis in die 1980er Jahre) in weiten Bereichen der Wirtschaft erklären.  
 
In den letzten Jahrzehnten haben sich neue Einflüsse (Aufhebung und Lockerung 
nationaler Grenzen durch die europäische Integration, Lobbying von Einzelinteressen 
statt dem Model der Interessensvertretung) auch auf die Verhaltensweisen der 
politischen Kultur ausgewirkt. Für Gerlich und Pfefferle (2006, 508 f.) ist in der 
österreichischen Politik, spätestens seit der Bildung der Schwarz-Blauen-Koalition im 
Jahr 2000, die Zeit der Konkordanz vorbei. Die politische Kultur Österreichs hat eine 
gewisse „Entösterreichisierung“ erfahren und sich mehr und mehr an europäische 
Verhaltensmuster angepasst. Das Verhaltensmuster der Konkordanz ist durch das der 
Konkurrenz – oder genauer gesagt des Konfliktes – abgelöst worden. 
 
 
3.6  Format und Mechanik des Parteiensystems 
 
Das Format eines Parteiensystems wird durch die Anzahl und die relative Größe der 
Parteien bestimmt. Wie in Kapitel 1.2.1 bereits erwähnt, fließen nur jene Parteien in die 
Analyse ein, die zu einem bestimmten Zeitpunkt eine gewisse Relevanz erreicht haben, 
d.h. ihre Existenz die Taktik des Parteienwettbewerbes (z.B. für die Bildung einer 
Koalition) beeinflusst hat (vgl. Müller 2006, 289 ff.). In Österreich wird eine solche 
Relevanz mit der Überwindung der Vier-Prozent-Hürde und dem damit verbundenen 














Nationalratswahlen 1945-2008 (Ergebnisse in Prozent) 
Jahr SPö öVP KPö VdU/FPö Grüne LIF BZö 
1945 44,6 49,8 5,4 n.a.       
1949 38,7 44 5,1 11,7       
1953 42.1 41,3 5,3 10,9       
1956 43 46 4,4 6,5       
1959 44,8 44,2 3,3 7,7       
1962 44 45,4 3 7,1       
1966 42,6 48,3 0,4 5,4       
1970 48,4 44,7 0,9 5,5       
1971 50 43,1 1,4 5,5       
1975 50,4 43 1,2 5,4       
1979 51 41,9 1 6,1       
1983 47,7 43,2 0,7 5       
1986 43,1 41,3 0,7 9,7 4,8     
1990 42,8 32,1 0,6 16,1 4,8     
1994 34,9 27,7 0,3 22,5 7,3 6   
1995 38,1 28,3 0,3 21,9 4,8 5,5   
1999 33,2 26,9 0,5 26,9 7,4 3,7   
2002 36,5 42,3 0,6 10 9,5 1   
2006 35,3 34,3 1 11 11 n.a. 4,1 
2008 29,2 25,9 0,7 17,5 10,4 2 10,7 
 
Quelle: Plasser/Ulram 2006, 559 bzw. Bundeswahlbehörde 
 
Mit Blick auf Anzahl und relative Größe der Parteien lassen sich in einer 
Längsschnittbetrachtung insgesamt vier Phasen der Entwicklung des österreichischen 
Parteiensystems unterscheiden (vgl. Plasser/Ulram 2006a, 355 f. bzw. Müller 2006, 289 
f.): 
 
Die erste Phase ist identisch mit der unmittelbaren Nachkriegszeit, in der von den 
Besatzungsmächten bundesweit nur die Kandidaturen von ÖVP, SPÖ und KPÖ 









durch ihre Tätigkeiten im NS-Regime als „belastet“ eingestuft wurden, waren vom 
Wahlrecht ausgeschlossen. 
 
Die Zeit zwischen den späten 1940er und frühen 1950er Jahren beschreibt die zweite 
Phase, in der sich das traditionelle deutsch-nationale Lager im Verband der 
Unabhängigen (VdU) neu formierte und bei den Nationalratswahlen 1949 mit 11,7 
Prozent den sofortigen Einzug ins Parlament schaffte. 
 
Die dritte Phase der Entwicklung des österreichischen Parteiensystems dauerte von 
Mitte der 1950er Jahre bis zum Beginn der 1980er Jahre. In dieser Phase – bedingt 
durch das parlamentarische Ausscheiden der Kommunistischen Partei (KPÖ) – 
konsolidierte sich das Parteiensystem. Der Parteienwettbewerb konzentrierte sich auf 
ein Duopol der beiden Großparteien SPÖ und ÖVP, sowie auf die kleinere Flügelpartei 
FPÖ. 
 
Die Phase seit 1986 ist geprägt von neuen bzw. neu formierten Akteuren, die die 
traditionellen Parteien herausfordern. So schafften die Grünen 1986 erstmals den 
Einzug in den Nationalrat, wodurch sich die Zahl der Parteien im Parlament von drei 
auf vier erhöhte. Im gleichen Jahr, und dem Beginn der Obmannschaft Jörg Haiders, 
startete die FPÖ einen beispiellosen Aufstieg in dem sie ihren Stimmenanteil von 9,7 
Prozent (1986) auf 26,9 Prozent (1999) ausbauen konnte und zur zweitstärksten Partei 
wurde. 1993 spaltete sich das Liberale Forum (LIF) von der FPÖ ab, womit erstmalig 
fünf Parteien im Parlament vertreten waren. Nach dem Ausscheiden des LIF aus dem 
Nationalrat bestehen seit 2005 – und Abspaltung des BZÖ von der FPÖ – wiederum 
fünf Parlamentsparteien. 
 
Die Zeit seit Ende 2006 und der Wiederbelebung der Großen-Koalition kann als Beginn 
einer fünften Phase bezeichnet werden. So wie in den 1990er Jahren ist diese Phase 
geprägt von starken Stimmzuwächsen der FPÖ bei gleichzeitigen Stimmenverlusten von 










Die Mechanik eines Parteiensystems beschreibt das Muster des Parteienwettbewerbes. 
Für diese Diplomarbeit geschieht das anhand der Typologien Sartoris (vgl. Abschnitt 
1.2.2). Das österreichische Parteiensystem fällt für den längsten Zeitraum nach 1945 in 
die Kategorie des gemäßigten Pluralismus. Gemäß der Beschreibung dieses Typus (drei 
bis fünf Parteien, sich ablösende Koalitionsregierungen) bestand in Österreich zwischen 
1945 und 1966 ein gemäßigter Pluralismus. In diesem Zeitraum nahmen insgesamt vier 
Parteien am Parteienwettbewerb teil: SPÖ, ÖVP, KPÖ (bis 1959) und VdU/FPÖ (seit 
1949). Die Konzentrationsregierung zwischen ÖVP, SPÖ und KPÖ wurde 1947 von 
einer Großen Koalition abgelöst. 
 
Die Zeitspanne von 1966 bis 1983 fällt in die Kategorie Zweiparteiensystem, da in 
dieser Zeit stets absolute Mehrheiten erzielt wurden und die kumulierten 
Stimmenanteile der beiden stärksten Parteien immer über 90 Prozent lagen (vgl. Tabelle 
1 und Tabelle 3) Da die SPÖ dreimal nacheinander eine absolute Mehrheit erzielen 
konnte, kann der Abschnitt zwischen 1971 und 1983 als Phase einer prädominanten 
Partei beschrieben werden. In der Literatur (z.B. Pelinka/Rosenberger 2007, 160) wird 
das österreichische Parteinsystem dieser Zeit als „Hinkendes-Zweiparteiensystem“ oder 
als „Zweieinhalb-Parteiensystem“ beschrieben. Die FPÖ steht dabei für das „Halbe“ im 
Parteiensystem, da sie durchaus eine Rolle spielte, auch wenn sie nie in einer Regierung 
vertreten war. Ein Beispiel dafür ist ihre Unterstützung der SPÖ-Minderheitsregierung 
1970/71. 
 
Die Phase seit 1983 kann wiederum als gemäßigter Pluralismus beschrieben werden. 
Seit 1986 und dem erstmaligen Einzug der Grünen sind immer mindestens vier Parteien 
im Parlament vertreten, zwischen 1993 und 1999 (LIF) bzw. seit 2006 sind es sogar 
fünf. Nach Müller (2000a, 283) ist der Parteienwettbewerb in dieser zweiten Phase des 
gemäßigten Pluralismus durch zwei Merkmale gekennzeichnet: Zum einen konkurrieren 
drei Parteien – SPÖ, ÖVP, und nach zwischenzeitlichen Tief auch wieder die FPÖ – um 
die Position der stärksten Partei. Bei der Nationalratwahl 1999 waren diese drei Parteien 
nur um 6.3 Prozent getrennt, bei den Wahlen 2008 um 11,8 Prozent. Das bedeutet, dass 
bei der nächsten Nationalratswahl alle drei Parteien reale Chancen haben eine 









Mehrheiten bis auf weiteres sehr unrealistisch geworden sind und daher Wahlen ihre 
unmittelbare Bedeutung für die Regierungsbildung verloren haben. Entscheidend ist 
welche Parteien eine parlamentarische Mehrheit bilden können und nicht welche Partei 
die Mehrheit an Stimmen und Mandaten hält. Beispiel dafür ist die Bildung einer ÖVP-
FPÖ-Koalition 1999, bei der die drittstärkste Partei (ÖVP) den Bundeskanzler stellte 
und die stimmenstärkste Partei (SPÖ) den Gang in die Opposition antreten musste, da es 




3.7  Zusammenfassung und Bewertung: Das Parteiensystem in 
 Bewegung 
 
Das Parteiensystem Österreichs hat in der Zweiten Republik einen Prozess der 
Veränderung erlebt. Und zwar auf mehreren Ebenen: Zum einen haben sich die 
institutionellen Rahmenbedingungen des Parteienwettbewerbs verändert. Seit 1975 wird 
die Rechtsstellung und Finanzierung politischer Parteien in einem eigenen 
Parteiengesetz geregelt. Pelinka (2005, 53) bezeichnet das Parteiengesetz von 1975 als 
„Scheitelpunkt des Parteienstaates“, weil dadurch die Wettbewerbsfähigkeit dritter und 
vierter Parteien verstärkt wurde. Zunächst nur jene der FPÖ, später profitierten auch die 
Grünen, das Liberale Forum und das BZÖ von der staatlichen Parteienfinanzierung, 
weil so der Nachteil der geringeren Organisationsdichte (und damit geringerer 
Einnahmen durch Mitgliedsbeiträge) ausgeglichen werden konnte. Das Parteiengesetz 
leistete daher einen Beitrag zur Dekonzentration des Parteiensystems und erleichterte 
das Aufkommen und Entstehen vierter und fünfter Parteien. 
 
Das Wahlsystem wurde zwei Mal erheblich geändert, auch wenn am Grundsatz der 
Verhältniswahl festgehalten wurden. Der (v.a. bei der Wahlrechtsreform 1971) Ausbau 
des Verhältnisprinzips erleichterte kleineren Parteien den Verbleib und den Einzug in 
den Nationalrat. 1992 wurde das Verhältnisprinzip wieder leicht zum Vorteil von 









Anwendung der bis 1992 geltenden Nationalratswahlordnung den Einzug ins Parlament 
geschafft. 
 
Die Veränderung des Parteiensystems im Hinblick auf die Anzahl der Parteien und 
ihren Funktionen im Parteienwettbewerb kann an unterschiedlichen Merkmalen 
festgestellt werden. 
 
Zum einen hat die Parteienkonzentration deutlich abgenommen. Betrug diese bis 1983 
fast durchwegs über 90 Prozent, sank die Parteienkonzentration in den 1990er Jahren 
zuerst auf 75,1 Prozent (1990) bzw. 60,1 Prozent (1999), um 2008 auf einen vorläufigen 
Tiefststand von 55,3 Prozent zu fallen. Die Dekonzentration des Parteiensystems ist 
auch eine Folge der zunehmenden Stärke nicht nur dritter (FPÖ), sondern auch vierter 
(Grüne) oder fünfter (LIF, BZÖ) Parteien. 
 
Darüber hinaus ist ein verstärktes Konfliktniveau konstatierbar. Das Streben der 
politischen Parteien – im Sinne der Konkordanzdemokratie – einen möglichst breiten 
Konsens zu erzielen hat nicht mehr oberste Priorität. So ist die Zahl der einstimmig im 
Nationalrat beschlossenen Gesetze rückläufig, was auch auf eine stärkere Position der 
Oppositionsparteien schließen lässt. Der Wettbewerb zwischen den Parteien wird härter, 
nicht zuletzt deshalb, weil die Wähler mobiler werden und immer später ihre 
Wahlentscheidung treffen (vgl. Rosenberger/Pelinka 2007, 162). 
 
Eine Neustrukturierung hat im Verlauf der Jahrzehnte auch die Struktur der Cleavages 
erfahren. Der Prozess der österreichischen Nationsbildung war spätestens Ende der 
1950er Jahren abgeschlossen. Das hatte zur Folge, dass die nationale Spaltungslinie an 
Bedeutung verlor, weil eine betont deutsch-nationale Orientierung nur mehr für eine 
sehr kleine, ältere Restgruppe eine wahltechnische Relevanz hatte. Das stellte in erster 
Linie für das nationale Lager in der Gestalt von VdU und FPÖ ein Problem dar, da sich 
das zentrale Element ihres ideologischen Selbstverständnisses quasi in Luft auflöste. 
 
Auch die beiden anderen Konfliktlinien verloren in ähnlicher, wenn auch 









Kirchenaustritten und die daraus resultierende Abnahme an Kirchenbindung wirkte auf 
die konfessionelle Konfliktachse ein und verschlechterte die Wettbewerbsposition der 
konfessionell geprägten ÖVP. Die Spaltung zwischen besitzender und arbeitender 
Klasse wurde zunehmend in eine Spaltungslinie zwischen wohlfahrtsstaatlicher (staats-
interventionistischer) Orientierung und einer marktbezogenen (individualistischer) 
Orientierung umgewandelt, was vor allem für die SPÖ eine Herausforderung darstellte 
(vgl. Plasser/Ulram 2006a, 354). 
 
In den letzten Jahrzehnten sind neue oder erneuerte Konfliktlinien aufgetreten die den 
Parteienwettbewerb strukturieren. In der Literatur werden folgende 
Konfliktdimensionen als „neue Cleavages“ angeführt: Freiheit versus Egalitarismus, 
Selbsthilfe versus Etatismus, Ehtnozentrismus versus Multikulturalität, Law-and-order-
Präferenz versus Verständnis für Randgruppen, Politisches Führerprinzip versus 
Ausweitung politischer und gesellschaftlicher Partizipation, radikaler Individualismus 
versus Normbindung, Protektionismus versus Marktwirtschaft und Umweltschutz 























 4 Entstehungsgeschichte des Dritten Lagers:  
  Entwicklungen, Strömungen und Parteien bis 
  1945 
 
 
4.1  Die Ursprünge des Dritten Lagers 
 
Für die geistesgeschichtliche Entwicklung des Dritten Lagers waren zwei historische 
Ereignisse von entscheidender Bedeutung: die Auflösung des Heiligen Römischen 
Reiches und die Niederlage Österreichs gegen Preußen 1866 in der Schlacht von 
Königgrätz. Mit dem Zusammenbruch des Heiligen Römischen Reiches zerbrach in den 
Augen vieler national gesinnter Kreise die Einheit des deutschen Volkes. Zwar spielte 
Österreich im 1815 gegründeten Deutschen Bund weiterhin eine tragende Rolle, den 
immer stärker werdenden Nationalstaatgedanken konnte der Deutsche Bund allerdings 
nicht verdrängen. (vgl. Berchtold 1967, 70).  
 
Durch das Ausscheiden Österreichs aus dem Deutschen Bund als Folge der Niederlage 
gegen Preußen, sah sich das nationale Lager gezwungen, sich verstärkt gegen die 
slawischen Völker zu wehren, um den deutschen Charakter der Monarchie 
aufrechterhalten zu können. Die deutschnationalen Österreicher sahen sich genötigt, den 
Schutz ihrer nationalen Interessen und deren Verteidigung selbst voranzutreiben, da sie 
sich von der Regierung keine wirkliche Unterstützung erwarteten (vgl. Berchtold 1967, 
70). 
 
Getragen wurde das deutschnationale Gedankengut in erster Linie von der liberalen 
Intelligenz, den Akademikern. So standen im 19. Jahrhundert die Universitäten stark 
unter dem Einfluss deutschnationaler Burschenschaften, deren Politik sich in erster 
Linie gegen das autoritäre Regime von Staatkanzler Metternich richtete. Zentrale 
Forderung der national-liberalen Intelligenz war die Gründung eines freien, 










Durch die in der Mitte des 19. Jahrhunderts beginnende Diskussion um die zukünftige 
Gestaltung Deutschlands und die Stellung Österreichs zu bzw. in einem geeinigten 
Deutschland, entstanden verschiedene Vorstellungen darüber wie die nationale Frage 
Österreichs gelöst werden sollte. Die Entwicklung des Dritten Lagers wurde im 
Wesentlichen vom Gegen-, Mit- und Nebeneinander von drei ideologischen 
Strömungen geprägt (vgl. Wandruszka 1954, 370 ff.): 
 
Die „großösterreichische“ Richtung sah Österreich als Herzstück eines wieder 
entstandenen Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation, einer Universalmonarchie 
unter deutscher und habsburgischer Führung. Die großösterreichische Richtung 
bekannte sich ohne Einschränkungen zum Katholizismus. 
 
Eine zweite Strömung – die „großdeutsche“ Richtung – unterscheidet sich nur 
geringfügig von der „großösterreichischen“, hauptsächlich in der stärkeren Betonung 
des deutschen gegenüber dem österreichischen. Die „großdeutsche“ Richtung stand für 
die Bewahrung und Aufrechterhaltung des österreichischen Staatscharakters bei 
gleichzeitiger enger Bindung zum Deutschen Reich. 
 
Die „deutschnationale“ Gruppierung erhoffte sich dagegen eine Lösung der deutschen 
Frage in einem Zerfall Österreichs und einem Anschluss seiner deutschen Gebiete an 
ein Deutschland unter preußischer Führung. Grundhaltung dieser Richtung war jene des 
inneren und äußeren Protestes, der Verneinung des österreichischen Staatswesens mit 
dem Ziel der schnellstmöglichen Abtrennung der nicht-deutschen Länder und Nationen. 
 
Die Niederlage Österreichs gegen Preußen 1866 hatte den Träumen eines Groß-
Österreich ein jähes Ende bereitet. Das Ausscheiden Österreichs aus dem Deutschen 
Bund hatte zur Folge, dass die ursprünglich wenig einflussreichen deutschnationalen 
Gruppierungen an Bedeutung gewannen. Das Fehlen einer österreichischen Staats- und 
Reichsidee schuf ein politisches Vakuum, in das deutschnationale Ideen einfließen 










Mit der zunehmenden Erstarkung des nationalen Lagers bildeten sich, je nach Betonung 
der einen oder der anderen Problemstellung, zwei Hauptgruppen heraus die die innere 
Entwicklung des Dritten Lagers bestimmen sollten: Die eine stellte die Bildung eines 
einheitlichen deutschen Nationalstaates in den Vordergrund, was mit der strikten 
Ablehnung der Habsburger Monarchie und deren Zertrümmerung gleichzusetzen war. 
Die andere, gemäßigtere Richtung, wollte am Habsburger-Reich festhalten, aber 




4.2  Deutschnationale Parteien und Vereine in Österreich von 
1867 bis 1918 
 
Der erste bedeutende deutschnationale Verein wurde 1967 in Wien unter der 
Bezeichnung „deutscher Volksverein“ gegründet. Zentrale Forderung des Vereins war 
die „Wiederbelebung des daniederliegenden deutschen Volksgeistes (…) durch 
unablässiges Verhalten der sittlichen Pflicht gegen Nation und Vaterland“ (Berchtold 
1967, 180). 
 
Zu Beginn der 1870er Jahre war die liberale „Verfassungspartei“ die innenpolitisch 
vorherrschende Machtgruppe. 1871 spaltete sich die Verfassungspartei innerhalb des 
Abgeordnetenhauses in den gesamtstaatlich ausgerichteten „Klub der Liberalen“ und 
den national ausgerichteten „Fortschrittsklub“. Bei den Reichsratswahlen 1873 zog auch 
der bereits erwähnte Georg Ritter von Schönerer in das Abgeordnetenhaus ein, wo er 
sich dem Fortschrittsklub anschloss. Bald darauf versuchte Schönerer ein nationales 
Programm für die Verfassungspartei zu entwickeln, was allerdings scheiterte. So kam es 
1882 zur Gründung des „Deutschnationalen Vereins“, dem neben Schönerer zunächst 
auch Viktor Adler angehörte (vgl. Berchtold 1967, 75). Da eine gemeinsame Plattform 
zwischen den verschiedenen Köpfen der Politik dieser Zeit – wie Adler, Schönerer, 









kleine Parteien die mehr oder weniger deutschnationales Gedankengut in ihren 
Parteiprogrammen aufnahmen.  
 
Nach den Reichsratswahlen von 1891 sah die bisherige Gliederung der 
deutschnationalen Parteien folgendermaßen aus: Mit über 100 Abgeordneten war die 
aus dem liberalen Flügel der „Verfassungspartei“ hervor gegangene „Vereinigte 
Deutsche Linke“ der stärkste Klub. Ihr gegenüber standen die national ausgerichtete 
„Deutsche Nationalpartei“ und die „Alldeutschen“ Schönerers (vgl. Berchtold 1967, 
78). 
 
1896 wurde dann der Versuch unternommen, alle deutschnationalen Gruppen 
Österreichs in einer Partei zu einigen. Es entstand damals die „Deutsche Volkspartei“, 
wobei die „Alldeutschen“ Schönerers wegen ihres militanten Rassenantisemitismus’ 
(im Gegensatz zum religiösen Antisemitismus Luegers) nicht in die Partei 
aufgenommen wurden (vgl. Berchtold 1967, 206). 
 
Im Zentrum der alldeutschen Ideologie der Schönerianer, stand eine durch den 
Darwinismus geförderte biologische Denkweise, die getragen wurde von der Idee der 
natürlichen Zuchtwahl, des Rechts des Stärkeren und der Überzeugung einer 
Überlegenheit des „unverfällschten“, „reinen“, „deutschen Edel- und 
Herrenmenschentums“ gegenüber allen anderen Völkern und Rassen (vgl. Wandruszka 
1954, 377 f.).  
 
Die 1897 verordnete Badenische Sprachverordnung (die eine Aufwertung der 
tschechischen Sprache im österreichischen Teil der Monarchie vorsah) führte erneut zu 
einer Radikalisierung des deutschnationalen Lagers. Im so genannten 
„Pfingstprogramm“ von 1899 konnten sich zwar alle deutschnationalen Parteien auf 
eine gemeinsame Position einigen, die Zersplitterung des nationalen Lagers ging jedoch 
weiter. So entstand durch beidseitige Absplitterungen von Schönerers „Alldeutschen“ 
und der „Deutschen Volkspartei“ die „Deutschradikale Partei“. Zu dieser grundsätzlich 
ideologischen bedingten Spaltung kam die Bildung von zwei Gruppen auf 









bereits ein Jahr zuvor gegründeten „Deutschen Arbeiter Partei“ (vgl. Berchtold 1967, 
82). 
 
Die Wahlen von 1907 brachten schwere Verluste für die Deutschnationalen Parteien. 
Vor allem „Alldeutschen“ Schönerers stellten nur noch drei Abgeordnete und verloren 
damit praktisch jede politische Bedeutung. Wiederum wurde versucht, die 
verschiedenen deutschnationalen Gruppierungen in einer Gesamtorganisation 
zusammenzufassen. Ein solcher Zusammenschluss erfolgte 1910 mit der Gründung des 
„Deutschen Nationalverbandes“, der bis 1918 bestehen blieb. Ein eigenes Programm 
hatte der Nationalverband nicht, Leitlinie seiner Politik war jene der Durchsetzung 
deutscher Interessen innerhalb Österreichs.  
 
 
4.3  Deutschnationale Parteien in der Ersten Republik 
 
Nach dem Zusammenbruch der Monarchie und der Gründung der Republik im 
November 1918 war das nationale Lager alles andere als eine geschlossene Einheit. Aus 
der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg waren noch diverse Splittergruppen übrig geblieben, 
die nur deutschnationale Denkmuster gemeinsam hatten. Es bestand zwar eine lose 
Zusammenfassung im „Deutschen Nationalverband“, die Zersplitterung des nationalen 
Lagers konnte dadurch allerdings nicht aufgehoben werden (vgl. Wandruszka 1954, 382 
f.). Diese Dekonzentration der Kräfte war einmal mehr ein großes Hindernis für die 
parlamentarische Arbeit des Dritten Lagers. Angesichts der homogenen 
Parteiorganisationen – wie sie bei Christlichsozialen und der Sozialdemokraten bereits 
vorhanden waren – war eine Zusammenfassung aller nationalen Parteien 
unausweichlich geworden. 
 
Die Einigungsbestrebungen im Dritten Lager erhielten durch das von den Alliierten 
verhängte Anschlussverbot einen schweren Rückschlag, da sich dieses Verbot gegen 
den Kern ihrer politischen Weltanschauung richtete. Trotzdem blieb der Anschluss 
Deutsch-Österreichs an das Deutsche Reich zentraler Programmpunkt der nationalen 









Konstituierenden Nationalversammlung, in den Nationalrat gewählten 26 nationalen 
Abgeordneten schlossen sich danach zu einem gemeinsamen Klub („Großdeutsche 
Vereinigung“) zusammen (vgl. Wandruszka 1954, 383 f.). 
 
Ausgehend von dieser Gründung eines gemeinsamen Parlamentsklubs und der 
Erkenntnis, dass durch das neu eingeführte Verhältniswahlsystem die Zersplitterung des 
Dritten Lagers noch verstärkt werden würde, kam nun im Dritten Lager ein Prozess der 
„Konzentration der Kräfte“ in Gang. 
 
 
4.3.1  Die Großdeutsche Volkspartei  
 
Im September 1920 schlossen sich insgesamt 17 Parteien und 12 Wahlgruppierungen 
zur „Großdeutschen Volkspartei“ (GDVP) zusammen. Sie setzte sich vorwiegend aus 
bereits in der Monarchie entstandenen Alldeutschen, Deutschradikalen, sowie der gegen 
Kriegsende entstandenen „Nationaldemokratischen Partei“ zusammen. Letztere bildete 
auch die programmatische, organisatorische und administrative Keimzelle der GDVP, 
der sich zudem deutschdemokratische, deutschfreiheitliche und großdeutsche Parteien 
aus den Bundesländern anschlossen (vgl. Dostal 1995, 196). 
 
Ideologischer Kernpunkt der Großdeutschen Volkspartei war der Zusammenschluss mit 
dem Deutschen Reich bzw., solange dieser nicht möglich war, eine möglichst 
weitgehende Angleichung der österreichischen Politik an die Politik des Deutschen 
Reiches. Innenpolitisch bildeten die „Überwindung von Individualismus und 
Sozialismus“ sowie die „Überwindung des Klassenkampfes“ durch die Idee der 
„nationalen Volksgemeinschaft“ ideologische Kernpunkte der GDVP (Salzburger 
Programm der Großdeutschen Volkspartei, zitiert nach Berchtold 1967, 439 ff.). 
 
Flügelkämpfe und Abspaltungen standen auch bei der GDVP an der Tagesordnung: So 
kam es 1923 zur Abspaltung des radikalnationalen „Vereins der Deutschnationalen“, 
der kurz darauf in der NSDAP aufging. Bereits 1922 vereinigte sich der innerhalb der 









Bauern“ mit der Deutschösterreichischen Bauernpartei zum „Landbund für Österreich“ 
zusammen. (vgl. Dostal 1995, 201). 
 
Die noch ganz im Stile einer locker organisierten Honoratiorenpartei6 des 19. 
Jahrhunderts erfolgte Parteibildung der GDVP charakterisierte und überschattete ihre 
weitere Entwicklung. Formell setzte sich die Partei aus fünf territorialen Einheiten 
(Ortsparteibehörde, Bezirksparteibehörde, Kreisparteibehörde, Landesparteibehörde, 
Reichsparteibehörde) zusammen. Bindeglied zwischen Parteiapparat und Mitgliedern 
waren die Vertrauensmänner, die von den betreffenden Mitgliedern gewählt wurden. 
Nach Dostal (1995, 199) hob sich die Realstruktur der GDVP allerdings „deutlich vom 
breit angelegten, formalen Organisationsaufbau ab: Die tatsächliche 
Organisationsstruktur blieb ein Fragment, die umfangreiche Parteigliederung ein 
Torso“. 
 
Diese organisatorischen Schwächen zeigten sich nach Wandruszka (1954, 385) im 
zunehmenden „Auseinanderklaffen von ‚Führung’ und ‚Gefolgschaft’, von 
parlamentarisch-politischen Leistungskader und keineswegs straff organisierter 
Anhängerschaft.“ Parteiführung, Parteimitglieder und Anhängerschaft bildeten keinen 
einheitlichen Block. 
 
Die Anhängerschaft organisierte sich in einer Unzahl von Gruppen und Vereinigungen 
mit teilweise starkem politischem Eigenleben, wie zum Beispiel im Deutschen 
Schulverein, im Deutschen Turnerbund oder im Deutschen und Österreichischen 
Alpenverein (vgl. Wandruszka 1954, 385). So bestand eine Trennlinie nicht nur 
zwischen den Parteiflügeln, sondern auch zwischen parlamentarischer Parteispitze und 
ihrer Wählerbasis, die nicht in der Partei sondern im „systemoppositionellen“  
                                                 
6 Eine Honoratiorenpartei ist ein Typus einer bürgerlichen Partei, wie sie vor allem im Parlamentarismus 
des 19. Jahrhunderts bestanden hat. Die Parteienforschung verwendet den Begriff insbesondere für die 
geschichtliche Anfangszeit der konservativen und vor allem der liberalen Parteien.Es handelte sich dabei 
um lose miteinander verbundene Gruppen, die nur zu Wahlzeiten aktiviert wurden, um die Parlamentarier 
an ihren Wahlkreis anzubinden. Honoratiorenparteien verfügten über keinen großen Verwaltungsapparat 
und nur über sehr wenige Mitglieder. Sie waren auf die ehrenamtliche Arbeit ihrer, aus Adel oder 
Bürgertum stammende, Funktionäre angewiesen, da nur sie es sich leisten konnten, ehrenamtlich politisch 










„völkischen“ Verbände und Vereinswesen organisiert war und der Parteipolitik eher 
ablehnend gegenüber stand (vgl. Dostal 1995, 204). 
 
Die GDVP befand sich in einem Dilemma: Auf der einen Seite stand die Parteiführung 
und Teile der Parteiorganisation, die die Grundsätze des Rechtsstaates anerkannten und 
so im politischen System durchaus integriert waren. Dem gegenüber stand eine zum 
Radikalismus neigende Anhängerschaft, deren Wünsche die pragmatischere 
Parteiführung nicht erfüllen konnte. 
 
Diese „mentale Ferne“ (Dostal 1995, 204) der potentiellen nationalen Wählerschaft zur 
Partei stand einer Bindung des nationalen Vereinswesens an die Partei im Wege. Eine 
Identifikation der nationalen Wählerschaft mit den Zielen und Vorgangsweisen der 
GDVP fand praktisch nicht statt. Aus diesen Gründen wurde die GDVP von einem 
beträchtlichen Teil ihrer Wählerschaft auch nur solange als Wahlpartei akzeptiert, bis 
sich keine anderen, v.a. radikaleren Parteien – wie z.B. der Heimatblock oder die 
NSDAP – sich als die besseren Vertreter ihrer politischen Zielvorstellungen behaupten 
konnten (vgl. Dostal 1995, 204). 
 
Ab 1932 kam es zu einer zunehmenden „Faschisierung der GDVP“ (Dostal 1995, 197) 
der begleitet war von einem zunehmenden Abströmen der Anhängerschaft ins Lager der 
Nationalsozialisten. Der vollständige Zusammenbruch der GDVP erfolgte nach den 
katastrophalen Ergebnissen bei den Landtags- und Gemeindewahlen in Niederösterreich 
im April 1932. Der Abschluss eines „Kampfabkommens“ mit der NSDAP bedeutete 
















4.3.2  Der Landbund  
 
Bauern waren nach dem Ersten Weltkrieg neben ihrer zentralen Stellung im Bereich der 
Versorgung auch politisch zu einem durchaus wichtigen Faktor geworden. Vor allem 
auch deshalb, weil sie dem Bürgertum als Gegengewicht zu der immer stärker 
werdenden Sozialdemokratie notwendig erschien. Die von christlichsozialer Seite 
geprägte Agrarpolitik wurde in erster Linie von Getreide anbauenden Bauernvertretern 
bestimmt, sodass in Gebieten in denen Viehzucht vorherrschte – wie in der Steiermark 
oder in Kärnten – ein Potential an Bauern außerhalb der Christlichsozialen Partei 
entstand das angesprochen werden konnte (vgl. Burkert 1995, 207). 
 
So entstanden zuerst in den Bundesländern unterschiedlichste national, christlich, nicht 
ausschließlich katholische Bauernvertretungen, die sich zum Teil als Nachfolgeparteien 
der in der Monarchie bestehenden „Deutschen Agrarpartei“ sahen. Im Jänner 1922 
schlossen sich die verschiedenen Bauernparteien der Bundesländer zum „Landbund für 
Österreich“ (LB) zusammen (vgl. Wandruszka 1954, 403). 
 
Der Landbund war antiklerikal ausgerichtet und verstand sich als Partei des „gesamten 
Landvolks“ (Berchtold 1967, 482 f.), also nicht als reine Bauernpartei. Das 
Wählerpotential des LB bildeten vor allem Gemeinden mit protestantischen Mehrheiten 
oder starken protestantischen Minderheiten. In der Steiermark, im Burgenland, in 
Kärnten oder Oberösterreich konnte der LB auch Stimmen unter den katholischen 
Bauern gewinnen, da er der Vertretung von landwirtschaftlichen Interessen nicht auf die 
städtischen Wähler Rücksicht nehmen musste. Hier konnte der LB gleichzeitig auch 
verstärkt die Interessen der Vieh züchtenden Bauern vertreten. In Tirol und 
Niederösterreich dagegen konnte der Landbund nie die dominierende Stellung des 
christlichsozialen Bauernbundes gefährden (vgl. Höbelt 1999, 12) 
 
Parteiaktivisten und Funktionäre stammten zum größten Teil aus dem ländlichen Raum: 
Neben Bauern waren das Genossenschaftsangestellte sowie Mühlen- und 
Ziegeleibesitzer. Die größte innerparteiliche Gruppe stellten die landwirtschaftlichen 









Regierungsbeteiligung schwächten junge und ehrgeizige Parteiaktivisten die Partei eher 
als sie zu unterstützten (vgl. Burkert 1995, 211). 
 
Der aus der Entstehungsgeschichte des Landbundes resultierende Charakter der 
„Unabhängigen Bauernbünde“ erforderte keine übergeordnete Organisation, so die 
Ansicht der Parteigründer. Es existierte zwar eine beschließende und entscheidende 
„Reichsparteileitung“ mit dem Sitz in Wien, allerdings blieben in dieser Struktur die 
Landesorganisationen vollkommen selbstständig. Einzig in Fragen die Kompromisse 
innerhalb der Koalition betrafen, oblag es der Reichsparteileitung eine Entscheidung zu 
treffen (vgl. Burkert 1995, 212). 
 
Resultat der starken Länderorganisationen war, dass der Landbund über kein klares 
Programm verfügte. Die einzelnen unabhängigen Bauernorganisationen hatten bereits 
klare programmatische Vorstellungen entwickelt, die sich allerdings auf ihre Länder 
bezogen und daher meist sehr unterschiedlich waren. Die verschiedenen Koalitionen 
und Interessen der Landesparteien ließen daher nur den kleinsten gemeinsamen Nenner 
für ein einheitliches Programm auf Bundesebene zu. (vgl. Burkert 1995, 214). Der LB 
verfügte daher über keine Grundsätze, sondern nur über „Politische Leitsätze“, die nur 
sehr allgemein formuliert waren und sich auf zwei Seiten beschränkten:: „Die 
Förderung der Landwirtschaft und der mit ihr in Arbeits- und Wirtschaftsgemeinschaft 
stehenden bodenständigen Berufe bildet die Grundlage der Heimat und 
Landvolkpolitik.“ (Politische Leitsätze des Landbundes für Österreich, zitiert nach 
Berchtold 1967, 482 f.). 
 
In Mai 1934 löste sich der Landbund selbst auf, nachdem zuvor eine Erweiterung der 
Basis der Partei durch Einbeziehen des Städtebundes für Handel und Gewerbe und des 
nationalen Beamten- und Angestelltenbundes gescheitert war. Zahlreiche Funktionäre 
schlossen sich daraufhin dem Bauernwehrund und dem Junglandbundes der NSDAP an 












4.3.3  Großdeutsche Volkpartei und Landbund als Teil der „Bürgerblock“- 
   Regierungen 
 
Da es in der Ersten Republik keiner Partei gelang eine absolute Mehrheit zu erzielen, 
mussten Koalitionsregierungen gebildet werden. Durch die zunehmende Polarisierung 
des Parteiensystems wurde es nicht nur immer schwieriger Koalitionen zu bilden 
sondern diese auch zusammen zu halten. In den nicht ganz 16 Jahren ihres Bestandes 
hatte die Erste Republik nicht weniger als 24 Regierungen, deren Lebensdauer im 
Durchschnitt weniger als acht Monate betrug. Nur vier Regierungen überlebten 
zumindest ein Jahr, kein Kabinett war länger als 1 Jahr und 4 Monate im Amt (vgl. 
Müller/Philipp/Steininger 1995b, 81 ff.).  
 
Nach dem Wahlen 1920 schieden die Sozialdemokraten aus der Koalition mit den 
Christlichsozialen aus, was den nationalen Parteien die Möglichkeit eröffnete 
Regierungsverantwortung zu übernehmen. Auf einem eigens einberufenen Parteitag der 
GDVP in Graz stimmten die Delegierten dem Vorschlag der Parteiführung zu, eine 
Koalition mit den Christlichsozialen zu bilden. Nach der Unterstützung einer 
Minderheitsregierung bzw. eines Beamtenkabinetts kam es im Mai 1922 zur Bildung 
einer christlichsozial-großdeutschen Regierungskoalition, die die Phase des so 
genannten „Bürgerblocks“ einleitete. 
 
Aufgrund des großen Misstrauens zwischen Christlichsozialen und Sozialdemokraten 
kam der Großdeutschen Volkspartei und des Landbundes– in Bezug auf ihre geringe 
Stimmenstärke – eine überproportional hohe Bedeutung zu. 
 
Trotz der durchaus anschlussfreundlichen Außenpolitik (nicht zuletzt auf Druck der 
Großdeutschen Volkspartei) war die Regierungsarbeit im nationalen Lager von Anfang 
an starker Kritik ausgesetzt. Vor allem in den Bundesländern sah man die Koalition mit 
den Christlichsozialen kritisch, da hier – aufgrund der schwächeren Stellung der 
Sozialdemokraten – die Christlichsozialen der Hauptrivale der nationalen Parteien 










Dazu kam, dass die Großdeutschen, als sie sich in der krisenhaften Situation von 1922 
zur Teilnahme an der Regierung entschlossen, die Annahme der Genfer Protokolle mit 
tragen mussten, was einen Anschluss mittelfristig unmöglich machte. Von radikalen 
Kreisen innerhalb der Großdeutschen Partei wurde die Ansicht vertreten, dass eine 
nationale Partei mit den ehemaligen Feinden kein Abkommen hätte schließen dürfen. 
 
Entscheidender war jedoch der Umstand, dass die Großdeutschen die radikalen 
Sanierungsmaßnahmen der Regierung Seipel mittragen mussten. Der Abbau von 
hunderttausend Staatsbeamten war für die Großdeutsche Volkspartei nur sehr schwer zu 
verkraften, da die Beamten einen großen Teil ihrer Anhänger darstellten. Wandruszka 
(1954, 390) spricht in diesem Zusammenhang von einem „nahezu selbstmörderischen 
Akt“, von dem sich die Großdeutsche Volkspartei nie mehr ganz erholen konnte.  
 
Die Großdeutsche Volkspartei verlor kontinuierlich an Stimmen und Mandaten, was zu 
Folge hatte, dass die Partei nach einem katastrophalen Wahlergebnisses im Oktober 
1923 nur noch in Wahlbündnissen kandidieren konnte. Für die Wahlen am 24. April 
1927 wurde großdeutsch-christlichensozialen Einheitsliste gebildet, die insgesamt 85 
Mandate erhielt: 73 Mandate erzielten die Christlichsozialen, den Großdeutschen fielen 
12 Mandate zu. Da der Landbund – auf den 9 Mandate entfielen – mit in die Regierung 
aufgenommen wurde, konnte die bürgerliche Mehrheit vergrößert werden konnte (vgl. 
Dostal 1995, 197). 
 
Die Großdeutschen fürchteten, zwischen den beiden großen Lagern zerrieben zu 
werden. Einen Ausweg sah die Parteileitung darin, mehr parteiungebundene Schichten 
anzusprechen. Im Oktober 1930 gelang es der Großdeutschen Volkpartei unter der 
Führung des Heimwehrführers Johann Schober den Landbund und einige kleinere 
bürgerliche Gruppierungen im „Nationalen Wirtschaftsblock und Landbund“ zu einem 
Wahlbündnis zusammenzuschließen. Das Bündnis – in der Literatur meist 
„Schoberblock“ genannt – erzielte bei den Wahlen 1930 auch das bis dahin beste 
Ergebnis einer nationalen Gruppierung und zog mit 19 Abgeordneten in den Nationalrat 
ein (vgl. Berchtold 1967, 90). Wie auch die nachfolgenden Regierungen bestand diese 










Mit der „Selbstausschaltung“ des Nationalrats und dem Ende der demokratischen Ersten 
Republik im März 1933, endete auch die zehnjährige Phase der „Bürgerblock“-
Regierungen. Die Großdeutsche Volkspartei war bereits 1932 aus der der Regierung 
ausgeschieden, nach dem sie Zustimmung zu weiteren Hilfsanleihen aus dem Ausland 
verweigerte, da sie den von ihr geforderten Anschluss endgültig verhindert hätten. 
 
 
4.4  Zusammenfassung: Merkmale des Dritten Lagers aus 
historischer Sicht 
 
Seit dem Beginn deutschnationaler Bewegungen in Österreich war die Politik des 
Dritten Lagers geprägt von einer Einigkeit darüber, alles Deutsche in Österreich 
hervorzuheben und die Verbundenheit zum Deutschen Reich zu signalisieren. Eine 
einheitliche Antwort auf die Frage, wie das geschehen soll, hat das Dritte Lager in der 
Phase seiner Konstituierung allerdings nicht gefunden. Reimann (1980, 67) bringt es auf 
den Punkt wenn er schreibt, dass es „so viele nationale Parteien und Gruppen, wie es 
Meinungen gab. (…)  National und zerstritten bildeten Synonyme.“ 
 
Für Höbelt (1990, 441) ist das ständige Formieren, Verschwinden und/oder 
Auseinanderbrechens politischer Gruppierungen als Folge zu sehen, dass im Dritten 
Lager – vor allem in der Zeit zwischen 1867 bis 1918 – das Primat des „Lagers“ 
Vorrang hatte, gegenüber dem Primat der „politischen Partei“: 
Die Kohärenz der politischen Lager, die anhaltende Wirkung der „cleavages“ von 
klerikal und antiklerikal, die gesellschaftliche Überorganisation auch des „nationalen 
Lagers“ im engeren Sinn, mit seinen unzähligen Vereinen und Verbänden, schuf keine 
Situation, die eine unabhängige und dauerhafte „freiheitliche“ Einheitspartei 
unumgänglich nötig erscheinen ließ (…) Der Übergang von der ‚Weltanschauungspartei’ 
zur Interessenspartei war noch immer nicht vollzogen. (Höbelt 1990, 441). 
 
Durch die Gründung der Republik waren die Parteien zu den zentralen Akteuren in der 
politischen Meinungs- und Willensbildung geworden. Zwar gelang es 1920 zahlreiche 









einheitliche Parteipolitik des Dritten Lagers wurde allerdings weiterhin von 
permanenten Führungs- und Flügelkämpfen beeinträchtigt. So kam es 1922 zur 
Gründung einer weiteren national ausgerichteten Partei, dem Landbund. 
 
So waren die Beziehungen zwischen Landbund und Großdeutschen Volkspartei trotz 
oder wegen ihrer ideologischen Nähe besonders spannungsgeladen. Gemeinsam waren 
ihnen nur das außenpolitische Ziel des Anschlusses an Deutschland und die 
gemeinsame Front gegen Sozialdemokraten und Kommunisten. Ansonsten wurde der 
jeweils anderen Partei vorgeworfen, sie spalte das nationale Lager. Dieses getrennte 
Vorgehen bedeutete für beide Parteien den Verlust der Möglichkeit, eine starke Gruppe 
in der österreichischen Parteienlandschaft zu bilden (vgl. Burkert 1995, 217). 
 
Was die Arbeit der Parteiorganisationen zusätzlich erschwerte war der Umstand, dass 
das Dritte Lager zwar über eine gar nicht kleine Vereinsstruktur und Vereinskultur 
verfügte, diese nationalen Vereine und Gruppen allerdings weitgehend selbstständig 
agierten. Das „Rückgrad des nationalen Lagers“ (Reimann 1980, 67). bildeten daher 
weniger die zahlreichen Parteien, sondern mehr die nationalen Organisationen wie der 
Deutsche Turnerbund, die Burschenschaften oder der „Deutsche Schulverein“, der 
besonders in den Grenzlandgebieten einen Massenzulauf zu verzeichnen hatte. 
 
Die latente Abneigung im Dritten Lager gegenüber jeglicher Form von Parteipolitik 
(vor allem unter der jüngeren Generation) lässt sich nach Wandruszka (1954, 391) daran 
erkennen, dass sich der „nationale“ Nachwuchs lieber deutsche Schulbücher über die 
Grenze „schmuggelte“ als sich parteipolitisch zu betätigen. Ein Umstand der vor allem 
in der Ersten Republik Auswirkungen auf die Entwicklung des Dritten Lagers hatte. 
Weder Großdeutscher Volkpartei noch dem Landbund ist es gelungen die nationalen 
Vereinstrukturen an die Partei zu binden, was eine dauerhafte Homogenisierung des 












ABSCHNITT II: PARTEIGRÜNDUNGEN UND PARTEIABSPALTUNGEN  




 5 Der Verband der Unabhängigen (VdU) 
 
 
5.1 Entstehungsgeschichte: Kampf gegen die Verbotsgesetze 
 
Nach der Kapitulation Deutschlands im April 1945 wurde Österreich vom 
Nationalsozialismus befreit, blieb aber von Truppen Frankreichs, Großbritanniens, der 
USA und der UdSSR bis Oktober 1955 besetzt. In dieser Zeit existierten in Österreich 
zwei politische Systeme die neben- und mitunter auch gegeneinander agierten. Auf der 
einen Seite stand die „Provisorische Staatsregierung“ die sich aus Vertretern von SPÖ, 
ÖVP und KPÖ zusammensetzte. Bis zu den ersten Nationalratswahlen übernahm dieses 
Organ nicht nur die Regierungsfunktion, sondern auch die gesetzgebende Funktion des 
Parlaments. Auf der anderen Seite standen die Alliierten, die ihre Politik gegenüber 
Österreich im „Alliierten Rat“ abstimmten. Dieses oberste alliierte Organ bildete eine 
vom politischen System Österreichs unabhängige Entscheidungsebene, was die 
Souveränität Österreichs wesentlich einschränkte (vgl. Pelinka/Rosenberger 2007, 55). 
 
Die ersten Nationalratswahlen in der Zweiten Republik wurden für den 25. November 
1945 angesetzt. Ein Antreten war nur jenen politischen Parteien erlaubt, die vom 
Alliierten Rat eine Lizenz erhielten. Obwohl über 20 politische Gruppierungen um eine 
Lizenz ansuchten, wurden für die Nationalratswahlen nur drei Parteien zugelassen: 
ÖVP, SPÖ und KPÖ. Eine Vierte Partei, die in der Tradition des Dritten Lagers steht, 
wurde nicht zugelassen. 
 
Alliierte und Parteien hatten sich eines zum Ziel gesetzt: Die Gesellschaft musste 









Bundesregierung Entnazifizierungsmaßnahmen in Form von Verbotsgesetzen erlassen. 
Von diesen Verbotsgesetzen waren 1946 etwa 536.000 registrierte ehemalige 
Nationalsozialisten betroffen, davon waren rund 100.000 so genannte „Illegale“. 
Darunter fielen jene Personen die bereits vor dem „Anschluss“ Mitglied in der NSDAP 
waren und daher als besonders „belastet“ galten. Ihnen wurde nicht nur das Wahlrecht 
entzogen, sie erhielten zum Teil Berufsverbote und mussten finanzielle 
Sühnenleistungen aufbringen (vgl. Manoschek/Geldmacher 2006, 579). 
 
Diese Nationalsozialistengesetze stießen zwar in der Öffentlichkeit auf Widerstand, 
allerdings gab es nur wenige Politiker die sich öffentlich gegen die Gesetze 
aussprachen. Mit dem Auftreten der liberalen Journalisten Herbert Kraus und Viktor 
Reimann begann sich allmählich der Widerstand gegen die NS-Gesetze und der Kampf 




5.1.1  Herbert Kraus und Viktor Reimann 
 
Im Zweiten Weltkrieg war Herbert Kraus zunächst Sonderkorrespondent der 
Tageszeitung „Südost-Echo“ in Moskau. Aufgrund seiner Russischkenntnisse wurde er 
während des Russlandfeldzuges zu Dolmetschdiensten in die Wirtschaftsverwaltung 
abkommandiert. Während dieser Zeit verfasste er mehrere Berichte über den Alltag in 
den besetzten Ostgebieten und übte darin scharfe Kritik an den nationalsozialistischen 
Führungskräften. Die Schriften fielen später in die Hände der Gestapo, Kraus wurde 
daraufhin angeklagt und zu einer Fronteinheit versetzt (vgl. Reimann 1980, 40). 
 
Nach dem Krieg erreichte Kraus als Herausgeber der politisch-wirtschaftlichen 
Zeitschrift „Berichte und Informationen“ große Bekanntheit. In seinen Artikeln 
bekämpfte er heftig die Gesetze gegen ehemalige Nationalsozialisten. Eine neue Partei 
war für ihn eine staatspolitische Notwendigkeit, um ein Hineinschlittern in ein 









die Umstellung auf eine leistungsbezogene Wirtschaft und die Förderung des privaten 
Unternehmertums (vgl. Stäuber 1974, 67 ff.). 
 
Neben Kraus kritisierte Viktor Reimann die Ausnahmegesetze gegen ehemalige 
Nationalsozialisten. Ideologisch kam Viktor Reimann aus dem nationalen Lager. 
Während seines Studiums hatte Reimann Kontakt zu illegalen Nationalsozialisten und 
schloss sich in weiterer Folge der NSDAP an. 1939 wechselte er allerdings zu einer 
Gruppe von katholischen Geistlichen, die das Nazi-Regime heftig kritisierten. 
Daraufhin wurde Reimann wegen Hochverrats zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt (vgl. 
Steininger 2007, 20). 
 
Daher war Reimann nach 1945 trotz seiner nationalen Grundhaltung immun gegenüber 
Verdächtigungen nationalsozialistischer Wiederbetätigung. Wie Kraus war auch 
Reimann der Ansicht, dass ehemalige Nationalsozialisten in das politische System 
integriert und nicht ausgeschlossen werden sollten (vgl. Stäuber 1974, 70). 
 
 
5.1.2  Die Verfassungstreue Vereinigung (VV) 
 
Ab 1948 entstanden in ganz Österreich verschiedene politische Gruppierungen, die in 
der Regel von ehemaligen Nationalsozialisten oder Frontsoldaten gegründet wurden. 
Die meisten davon waren nur auf ein Bundesland oder teilweise nur auf einen Bezirk 
beschränkt und blieben relativ unbedeutend. Im September 1947 gründeten ehemalige 
Nationalsozialisten – darunter auch die späteren VdU-Funktionäre Fritz Stüber, Karl 
Hartleb und Gordon Gollob – die „Verfassungstreue Vereinigung“, die als Vertretung 
ehemaliger Nationalsozialisten und Heimkehrer gedacht war. „Verfassungstreue 
Vereinigung“ wurde deshalb als Bezeichnung ausgewählt, da ihre Mitglieder 
Nationalsozialistengesetze als verfassungswidrig erachteten (vgl. Höbelt 1999, 19). 
 
Gerade diese gesellschaftlichen Gruppen – ehemalige Nationalsozialisten und 
Heimkehrer – konnten sich mit den damaligen Verhältnissen nur schwer abfinden. Viele 









in der ÖVP nichts anderes als die Nachfolgeorganisation der „Vaterländischen Front“. 
Ehemalige Austrofaschisten, so der Tenor vieler „Belasteter“, hätten den 
Nationalsozialisten in Bezug auf die undemokratische Vergangenheit nichts 
vorzuwerfen. Ehemalige Frontkämpfer und Heimkehrer dagegen konnten nicht 
verstehen, dass ihr Einsatz im Krieg nicht gewürdigt, sondern teilweise sogar missachtet 
und verabscheut wurde (vgl. Stäuber 1974, 63 f.). Nur wenige Monate nach ihrer 
Gründung wurde die „Verfassungstreue Vereinigung“ aufgrund angeblicher NS-
Wiederbetätigung vom Innenministerium aufgelöst. 
 
Die Vertreter der ehemaligen Nationalsozialisten erkannten, dass sie allein nicht die 
Möglichkeiten hatten, eine politische Partei zu gründen. Ein Zusammenschluss mit 
Kraus und Reimann (beide verurteilten in ihren Artikeln die Auflösung der VV) schien 
den VV-Leuten aus zweifacher Sicht eine ideale Lösung zu sein: Erstens waren beide 
entschiedene Gegner der NS-Gesetze und konnten als Journalisten ihre Forderungen an 
eine breite Öffentlichkeit richten. Zweitens konnten weder Kraus noch Reimann mit 
irgendeiner Form der NS-Wiederbetätigung in Verbindung gebracht werden. Ein 
Umstand der bei Bundesregierung und Alliiertem Rat Vertrauen erwecken sollte, was in 
Bezug auf die Zulassung einer vierten Partei gegeben sein musste. So bahnte sich ab 
Ende 1948 ein Zusammengehen zwischen liberalen Gegnern der NS-Gesetze und 
ehemaligen Nationalsozialisten an (vgl. Stäuber 1974, 75 f.). 
 
 
5.2  Die Gründung des VdU 
 
Am 26. März 1949 wurde in Salzburg der „Verband der Unabhängigen“ (VdU) 
gegründet. Zum Vorsitzenden wurde Herbert Kraus gewählt, zu seinen Stellvertretern 
wurden Josef Karoly, Karl Hartleb, Karl Winkler und Viktor Reimann gewählt. 
Salzburg wurde auch der Hauptsitz des VdU, ganz im Gegensatz zu den anderen 
Parteien die ihre Parteizentralen in Wien hatten (vgl. Höbelt 1999, 59 ff.). Salzburg 
wurde deshalb gewählt, weil sich der VdU erhoffte, in Salzburg freier seinen politischen 









Zudem bestand in Salzburg ein starkes national-liberales Bürgertum, das der Gründung 
des VdU positiv gegenüber stand (vgl. Reimann 1980, 126 ff.). 
 
Das größte Problem das sich nach seiner Gründung für den VdU stellte war, dass eine 
Partei nur nach einer Genehmigung des Alliierten Rates an Wahlen teilnehmen durfte. 
Schon vorher wurden Kandidaturen von Parteien die in den Verdacht kamen, zu 
nationale oder gar nationalsozialistische Positionen zu vertreten, abgewiesen. Auch die 
Führung des VdU hatte starke Bedenken vom Alliierten Rat zur Nationalratswahl 1949 
zugelassen zu werden. Außerdem befürchtete die ÖVP, dass viele ihrer potentiellen 
bürgerlichen Wähler zum VdU abwandern könnten und trat daher massiv gegen eine 
Zulassung des VdU zur Wahl auf7. Ganz anders sah das die SPÖ: Sie erhoffte sich 
durch ein Antreten einer vierten Partei eine Schwächung des bürgerlichen Lagers und 
damit einen Wahlsieg. So ist es wenig verwunderlich, dass sich der damalige SPÖ-
Innenminister, Oskar Helmer, bei den Alliierten für eine Zulassung des VdU stark 
machte.  
 
Ausschlaggebend für die Zulassung des VdU zur Nationalratswahlen 1949 war dann 
allerdings nicht das Zutun der SPÖ, sondern der Umstand, dass der VdU nicht als 
politische Partei sondern als wahlwerbende Partei („Wahlpartei der Unabhängigen“, 
WdU) kandidierte. Da Wahlparteien – wie in Abschnitt 3.1 beschrieben – auf Basis der 
jeweiligen Wahlordnung (die vom Alliierten Rat genehmigt wurde) konstituiert werden, 
konnte eine mögliche Ablehnung des Alliierten Rats umgangen werden (vgl. Schaden 
1983, 227). Aus Mangel eines eigenen Parteiengesetzes wurde der VdU selbst nach dem 
Vereinsrecht als Verein gegründet (vgl. Pelinka 2005, 50). 
 
Zur Nationalratswahl 1949 konnte die WdU ihren Wahlkampf nur unter sehr 
ungünstigen Bedingungen führen: Die Parteiorganisation befand sich erst im Aufbau; 
und da sie nur über äußerst geringe Geldmittel und keine Tageszeitung verfügte konnte 
die WdU kaum öffentlich in Erscheinung treten (vgl. Berchtold 1967, 94). Trotzdem 
                                                 
7 Ein Versucht der ÖVP-Spitze „minderbelastete“ ehemalige Nationalsozialisten an die Partei zu binden 
schlug fehl, da Verhandlungen mit ehemaligen SS und SA Führern von einen amerikanischen 









brachten die Wahlen 1949 für den VdU bzw. WdU ein durchaus respektables Ergebnis. 
Mit 11,6 Prozent der gültig abgegeben Stimmen zog der Verband mit 16 Abgeordneten 
in den Nationalrat ein. 
 
Der VdU konnte nach der Nationalratswahl 1949 nur bedingt als eine Art Nachfolgerin 
der deutschnationalen Parteien der Zwischenkriegszeit gesehen werden. Das lag daran, 
dass das Wählersegment des Dritten Lagers nicht mehr jene (nationale) Geschlossenheit 
hatte wie in der ersten Republik. Denn ein Großteil der deutschnationalen Wähler waren 
zu den Großparteien gewechselt und ein nicht unerheblicher Teil der WdU-Wähler 
waren Protestwähler, für die weder eine nationale noch eine liberale Weltanschauung 
eine Rolle spielte (vgl. Stäuber 1974, 92). 
 
Nach Gläser (1951, 214) gehörte rund ein Drittel der WdU-Wähler 
„(…) jenem Teil der Bevölkerung an, der in den letzten 4 Jahren aus irgend einem 
Grund mit der Politik der Regierungsparteien unzufrieden wurde, die nach der 
Verwirklichung einer speziellen, ihren besonders am Herzen liegenden Einzelidee 
trachteten, dies aber in der bisherigen Politik zu wenig ausgeprägt zu sehen glauben.“ 
 
Der Wahlerfolg schien für die neue Partei der Auftakt in eine erfolgreiche Zukunft als 
„dritte Kraft“ zu sein. Der VdU konnte den 1949 erhaltenen Rückenwind nicht in eine 
feste Etablierung im Parteiensystem umwandeln. So bezeichnet Berchtold (1967, 94) 
die Entwicklung des VdU nach den Nationalratswahlen 1949 als „Geschichte des 



















5.3  Parteientwicklung 
 
Nach der Konstituierung des „Klub der Unabhängigen“ im November 1949 begann der 
VdU seine selbst zugedachte Rolle als Regierungskritiker und Kämpfer für die 
rechtliche Besserstellung von ehemaligen NSDAP-Mitgliedern aufzunehmen. So meinte 
VdU-Obmann Kraus in seiner ersten Parlamentrede: 
 
„Es liegt in höchstem staatspolitischen Interesse, dass diese Menschen (‚belastete’ 
Nationalsozialisten, Anm.) – über ein Viertel unserer Bevölkerung – unserem neu 
geschaffenen Österreich wieder so viel Sympathie entgegenbringen, dass jede 
innenpolitische Gefährdung unserer staatlichen Selbstgefälligkeit ausgeschlossen ist.“ 
(Sten. Protokoll des NR, 9. November 1949, zitiert nach Stäuber 1974, 95) 
 
Die radikale Oppositionsrolle und das Eintreten für nationalsozialistisch „belastete“ 




5.3.1  Gollob Krise und Bundespräsidentenwahl 1951 
 
Mitte 1950 kam er zur ersten innerparteilichen Krise des VdU, als der Steirische 
Landesverband wegen NS-Wiederbetätigung vom Innenministerium aufgelöst wurde. 
Der Obmann des steirischen VdU und ehemalige Oberst der Wehrmacht, Gordon 
Gollob, wurde daraufhin aus der Partei ausgeschlossen, da er nach Meinung der VdU-
Führung den Landesverband zu weit nach rechts gezogen hatte. Die schwache Stellung 
der liberalen Parteiführung ist hier zum ersten mal ersichtlich, denn auf Drängen vieler 
nationaler VdU-Politiker wurde Gollob wenig später nicht nur wieder in den VdU 
aufgenommen, sondern später sogar zum stellvertretenden Verbandsobmann gewählt. 
(vgl. Stäuber 1974, 105).  
 
Auch die Bundespräsidentenwahlen 1951 zeigten wie schwer es für den VdU war, eine 
gemeinsame Linie zu finden und diese auch zu vertreten. Der Verband verzichtete auf 









Kandidat von der Presse zerrissen werden würde. So wurde ein unabhängiges Komitee 
zur Unterstützung des beliebten Innsbrucker Chirurgen Burghard Breitner gegründet, 
dem namhafte Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Wirtschaft angehörten (vgl. 
Reimann 1980, 236). Breitner war ein typischer Repräsentant des freiheitlichen 
Bürgertums, der über das Dritte Lager hinaus geschätzt und anerkannt wurde (vgl. 
Höbelt 1999, 145). So konnte der VdU bei den Bundespräsidentenwahlen 1951 das 
beste Wahlergebnis seiner Geschichte erzielen. Und das obwohl Breitner auf öffentliche 
Wahlkampfauftritte verzichtete8.  
 
Breitner erhielt insgesamt 15,4 Prozent der Stimmen, wobei er vor allem in den 
westlichen Bundsländern Salzburg (35,5 Prozent), Tirol (23,9 Prozent) und Vorarlberg 
(24,4 Prozent) reüssierten konnte. Aber selbst dieser Erfolg führte zu Streitigkeiten: Da 
die Breitner-Stimmen im zweiten Wahlgang zwischen Körner (SPÖ) und Gleissner 
(ÖVP) von entscheidender Bedeutung waren, entstand VdU intern eine Debatte ob eine 
Wahlempfehlung für einen Kandidaten ausgesprochen werden sollte. Der nationale 
Flügel setzte eine „Stimmfreigabe“ durch. Trotzdem bekannte sich Verbandschef Kraus 
öffentlich zu ÖVP-Kandidaten Gleissner und widersetzte sich damit dem 
Vorstandsbeschluss (vgl. Reimann 1980, 237 ff.). Die schwache Geschlossenheit der 
VdU-Wählerschaft zeigt sich daran, dass die Breitner-Wähler im entscheidenden 
Wahlgang zu ungefähr gleichen Teilen Körner (der die Bundespräsidentenwahl 
gewann) und Gleissner wählten, während sich etwa 20 Prozent der Stimme enthielten 
(vgl. Wandruzka 1954, 420).  
 
Auch wegen dieses Alleinganges wurde Kraus auf dem Bundesverbandstag im Oktober 
1952 nicht mehr zum VdU-Obmann gewählt. An seine Stelle trat der ehemalige 
deutsche Oberst Max Standebach. Kraus (blieb als Klubobmann im Parlament), Stüber 




                                                 
8 Reimann (1980, 236) kommentierte dies folgendermaßen: „Von der Person war Breitner ein Idealfall. 









5.3.2  Anhaltende Wahlniederlagen und Parteiausschlüsse 
 
Seit dem Frühjahr 1952 hatte der VdU mit der „Aktion zur politischen Erneuerung“ 
Verhandlungen geführt mit dem Zweck die beiden politischen Gruppen zu 
verschmelzen. Ursprünglich war die „Aktion“ als Heimkehrer- und 
Frontsoldatenorganisation innerhalb der ÖVP organisiert. Aus dieser wurde sie 
allerdings wegen Verdacht auf Neonazismus ausgeschlossen. Nach langen 
Verhandlungen einigten sich VdU und „Aktion“ auf ein gemeinsames Wahlbündnis für 
die Nationalratswahlen 1953, nachdem eine Fusion beider Gruppierungen gescheitert 
war (vgl. Reimann 1980, 243 ff.). 
 
Die Nationalratswahl 1953 brachten für den VdU Stimmenrückgänge. Trotz des 
Wahlbündnisses mit der „Aktion“ verlor der Verband zwei Mandate und stellte nur 
noch 14 Abgeordnete. Anders als 1949 hatte die Frage der Wiedereingliederung 
ehemaliger Nazis nur einen geringen Stellenwert. Viele ehemalige Nationalsozialisten 
bekamen ihre Rechte wieder zurück und wählten nicht mehr VdU, sondern ÖVP oder 
SPÖ. Vor allem nationalsozialistischen Arbeitnehmer wählen – auch aufgrund besserer 
Aufstiegchancen – SPÖ oder traten in die Partei ein. Zudem schreckte das Bündnis 
zwischen VdU und „Aktion“ viele Anti-Klerikale VdU-Wahler ab, da die „Aktion“ 
immer noch als ein Bund der ÖVP gesehen wurde (Stäuber 1974, 120 f.). 
 
Kurz nach der Wahl begannen Gespräche zwischen der ÖVP und dem VdU. 
Bundeskanzler Figl arbeitete – um die Stellung der ÖVP zu stärken – auf eine 
Dreierkoalition ÖVP-SPÖ-VdU hin, stieß allerdings mit diesem Vorschlag auf 
Ablehnung seitens der SPÖ. Aber auch große Teile der ÖVP waren gegen eine solche 
Variante. Spätestens mit der öffentlichen Ablehnung einer Konzentrationsregierung 
durch Bundespräsident Körner9, war die Sache vom Tisch (vgl. Berchtold 1967, 95). 
 
 
                                                 
9 Bundespräsident Körner vertrat die Ansicht, dass „bloße Erklärungen und Versprechungen eines 
einzelnen wie einer Partei nicht ausreichen, um sie aus einer negativ kritisierenden über Nacht zu einer 









Die Verluste bei den Nationalratswahlen 1953 führten in weiterer Folge zu 
Ausschlüssen und Spaltungen innerhalb des VdU. Im November 1953 wurde der 
Obmann des Wiener Landesverbandes, Fritz Stüber, aus dem Verband ausgeschlossen. 
Dieser hatte immer wieder die VdU-Führung kritisiert, vor allem die Zusammenarbeit 
mit der „Aktion“. Zudem wurde ihm vorgeworfen eine Abspaltung des Wiener 
Verbandes anzustreben und somit die Einheit des VdU zu untergraben. Ein Vorwurf der 
sich bestätigte: Im Dezember 1954 gründete Stüber zusammen mit einem Großteil der 
Wiener VdU-Funktionäre die „Freiheitliche Sammlung Österreichs“, die in weiterer 
Folge allerdings bedeutungslos blieb (vgl. Höbelt 1999, 195 f.).  
 
 
5.3.3  Der Zerfall des VdU 
 
Die Verbandführung wollte mit einem neuen Parteiprogramm, das nationale Element 
stärker hervorheben und „querulierenden Rechtsaußen“ (Höbelt 1999, 17) – wie Stüber 
einer war – das Wasser abzugraben. Mit dem „Ausseer Programm“ erhoffte man sich 
eine größere Einigkeit unter Mitgliedern und Funktionären (vgl. Stäuber 1974, 125 ff.). 
Die stärkere Betonung nationaler Komponenten konnte in weiterer Folge die 
Stimmenrückgänge des VdU bei Landtags- und Gemeinderatswahlen nicht aufhalten. 
Es war sogar das Gegenteil der Fall: 1954 verlor der VdU bei den Landtagswahlen in 
Wien (von 6,8 auf 4,3 Prozent), Niederösterreich (5,3 auf 2,6 Prozent), Salzburg (von 
18,5 auf 13,2 Prozent) und Vorarlberg (ebenfalls von 22,1 auf 13,7 Prozent) massiv an 
Stimmen und Mandaten (vgl. Dachs 2006, 1013). 
 
Nach diesen Wahlniederlagen zeigte der VdU immer stärkere 
Auflösungserscheinungen. Betriebe und Interessensvertretungen wurden kampflos 
parteilosen Gruppierungen überlassen. Von den vormals 117 VdU-Mandaten in der 
Arbeiterkammer (die ÖVP hatte nur um drei Mandate mehr) blieben bei den AK-
Wahlen 1954 nur mehr ganze 19 übrig. Bei Gemeinderatswahlen verzichtete der VdU 
auf eigene Listen und überließ Heimat- und Namenslisten den Vortritt (vgl. Piringer 










Ab 1954/55 erschwerten aber auch außerparteiliche Faktoren das Bestehen des VdU. Da 
die Ausnahmegesetze gegen ehemalige Nationalsozialisten immer mehr abgebaut 
wurden und im Alltagsleben kaum noch eine Rolle spielten, brach ein entscheidendes 
Element für den Zusammenschluss des VdU allmählich weg. Die Wiedererlangung der 
Souveränität Österreichs durch den Staatsvertrag von 1955 erschwerte die Situation des 
Verbandes zusätzlich. Die Große Koalition konnte mit dem Staatvertrag einen großen 
politischen Erfolg verbuchen und gewann dadurch in der Öffentlichkeit enorm an 
Popularität. Nach Reimann (1980, 275) entwickelte sich einen schlechter Nährboden für 
eine Oppositionspartei, die noch dazu zerstritten war: 
„Während die Regierung einen Auftritt auf der Weltbühne haben durfte, worüber die 
Bevölkerung Genugtuung empfand, zerstritten sich die Funktionäre des VdU über 
Fragen, die irgendwo in der Vergangenheit lagen, doch für Gegenwart und Zukunft 
ohne Bedeutung waren.“  
 
Was für den VdU allerdings noch schwerer ins Gewicht fiel war der Umstand, dass mit 
dem Staatvertrag ein Fernziel des Dritten Lagers endgültig untersagt wurde und in der 
Öffentlichkeit das Image entstand eine „Sammlung der Ewiggestrigen“ zu sein (vgl. 
Perchinig 1983, 78). 
 
So war das Jahr 1955 ein entscheidender Wendepunkt für das Dritte Lager in Österreich 
und daher ist es wenig überraschend, dass auch in diesem Jahr eine Neuformierung des 
Dritten Lagers seinen Ausgang nahm. Die 1955 zunächst ohne Absprache mit dem VdU 
erfolgte Gründung der „Freiheitspartei“ durch den ehemalige Landwirtschaftsminister 
im österreichischen NS-Kabinett Seyss-Inquart, Anton Reinthaller, bildete den 
Ausgangspunkt für den endgültigen Zerfall des VdU. Der Verband löste sich im April 
1956 selbst auf und ging anschließend in der neue gegründeten „Freiheitlichen Partei 
Österreichs“ auf. 
 
Da Auflösung des VdU und Gründung der FPÖ nicht getrennt voneinander betrachtet 












5.4  Partei- und Organisationsstruktur des VdU 
 
Eine Analyse der Verbandsführung des VdU zeigt, dass ehemalige Nationalsozialisten 
und Heimkehrer eine Mehrheit unter den führenden VdU-Funktionären stellten. In 
seiner nicht ganz siebenjährigen Geschichte setzte sich die Verbandsleitung wie folgt 
zusammen: 
- Nicht-Nationalsozialistische Intellektuelle, die die NS-Gesetze bekämpften, also die 
Wortführer der Registrierten: Herbert Kraus und Viktor Reimann 
- Ehemalige Nationalsozialisten, die in Bezug auf das NS-Regime nach wie vor keine 
negative Haltung entwickelt hatten. Dazu zählten Fritz Stüber, Helfried Pfeifer, Karl 
Winkler, Karl Hartleb und Josef Karoly. Diese Leute waren in der Ersten Republik 
in der Großdeutschen Volkspartei oder im Landbund organisiert und sind ab 1932 in 
das Lager der Nationalsozialisten gewechselt. 
- Die Wortführer der Interessen der Heimkehrer und Soldaten, wie der ehemalige 
Oberst Gordon Gollob oder Max Stendebach. 
- Die Exponenten der unabhängigen Betriebsräte und Arbeitnehmer, wie Thomas 
Neuwirt oder Oscar Huemer. Diese unabhängigen Betriebsräte hatten vor allem in 
Oberösterreich große Erfolge erzielen, wo sie bei den Betriebsratswahlen 1947 27 
Prozent aller Stimmen erzielen konnten und stärker waren als ÖAAB und die 
kommunistischen Betriebsräte zusammen. 
- Ehemalige Landbund- oder GDVP-Funktionäre die nicht NSDAP-Mitglieder 
gewesen waren und nach 1945 auch nicht in das Lager von SPÖ oder ÖVP 
gewechselt sind (vgl. Stäuber 1974, 76 ff.) 
 
Die Landesverbände des VdU waren in Bezug auf die Zusammensetzung der 
Funktionäre und der Wählerstöcke sehr unterschiedlich. In Tirol und Vorarlberg 
dezidiert bürgerlichen, wirtschaftlichen liberalen und katholischen Elementen 
gegenüber offen. In den südlichen Bundesländern, Kärnten und Steiermark, stark 
agrarisch geprägt, betont antiklerikal und eher den Sozialdemokraten zugeneigt, als der 
Volkspartei. Im Zentrum – in Salzburg und Oberösterreich – bestand eine Mischung aus 
den genannten Richtungen, hinzu kam ein relativ starker Arbeitnehmerflügel (vor allem 









dagegen war der VdU nur sehr schwach organisiert, vor allem aber in Wien sehr 
national ausgerichtet (vgl. Höbelt 1999, 80 f.). 
 
Das lag zum größten Teil an der Person Fritz Stübers, den Reimann (1980, 127) als 
„nationaler Barde vom Dienst und Oppositioneller aus Passion“ beschreibt. Geistig 
kam Stüber nicht aus dem Nationalsozialismus, sondern aus dem Kreis der 
„Schönerianer“ des späten 20. Jahrhunderts, die „sich immer erst wohl fühlten, wenn die 
Nationalen einander in den Haaren lagen“ (Reimann 1980, 127). 
 
Die Landesverbände waren improvisiert. Die Personalentscheidungen waren nicht als 
langfristige Weichenstellung gedacht und sollten sich auch kaum irgendwo lange halten. 
Eine Konstante stellte der regional unterschiedliche Charakter des Verbandes dar. 
Innerparteilich glich der VdU einer Honoratiorenpartei, deren lokale Eliten eher auf 
persönliches Prestige bauten als auf Einbeziehung der Anhänger in eine 
Programmdiskussion und auch relativ unabhängig von zentralen Beschlüssen agierten. 
Die heterogene Zusammensetzung bildete dann auch den Grund für das späteren 






















5.5  Zusammenfassung: Neubegründung des Dritten Lagers in 
 der Zweiten Republik 
 
Nachdem zu Beginn der Zweiten Republik allen Mitgliedern der NSDAP eine politische 
Betätigung verboten worden war, erhielten „minderbelastete“ Nationalsozialisten im 
Vorfeld der Nationalratswahlen 1949 ihr Wahlrecht zurück. Mit der Gründung des 
„Verbands der Unabhängigen“ sollte das Dritte Lager in die österreichische 
Parteienlandschaft zurückkehren und die Lücke füllen, die durch das Ende von 
Großdeutscher Volkspartei, Landbund und NDSAP entstanden war. 
 
Einer der Gründerväter des VdU, Herbert Kraus, wollte bewusst keine Partei in 
herkömmlichen Sinn gründen. Ihm schwebte ein Verband vor, in dem sich verschiedene 
Richtungen sowie unabhängige Einzelpersonen vertreten sind. Der Verband sollte sich 
auf mehrere, feste Grundsätze einigen, sonst aber größtmögliche Unabhängigkeit 
bewahren (vgl. Reimann 1967, 106 f.). So ist auch Kraus’ ständiges Streben zu erklären, 
die Basis der Partei zu erweitern und ihr ein liberales Gesicht zu geben. Nach seinem 
Mitstreiter Reimann (1980, 36) unterschätzte Kraus allerdings wie schwierig es ist 
„eine heterogen zusammengesetzte Partei zusammenzuhalten.“ 
 
Die Unzufriedenheit mit den politischen Verhältnissen hatte diese Leute 
zusammengebracht. Allerdings: Außer dieser ablehnenden Haltung und dem 
kleinstmöglichen deutschnationalen Konsens hatten diese Personen kaum 
Gemeinsamkeiten. Der politische Auftritt des VdU war durch Kritik an den bestehenden 
Verhältnissen gekennzeichnet, ein konkretes Gegenmodell hatte der VdU noch nicht 
entwickelt (vgl. Stäuber 1974, 93). 
 
So ist es dem Verband nie gelungen ein eigenes Selbstverständnis zu bilden. Auf der 
einen Seite standen stark nationalistisch gesinnte Mitglieder und Funktionäre, denen es 
hauptsächlich um die Etablierung einer nationalen Partei ging. Sie sahen in der 
deutschnationalen Orientierung das alleinige Integrationsmittel des Verbandes. Dem 









wollten, deren Pläne allerdings noch ungenügend formuliert waren. Sie duldeten zwar 
deutschnationale Elemente, sahen sie aber nur als ein Teil unter vielen. In der 
Öffentlichkeit entstand somit das Bild einer zerstrittenen Partei, die nicht wusste ob sie 
nun liberal oder national war. 
 
Ähnlich den nationalen Parteien in der Zwischenkriegszeit gelang es auch dem VdU 
nicht, das national-freiheitliche Lager geschlossen in sich zu vereinen und somit einen 
Alleinvertretungsanspruch stellen zu können. Die allmählich wieder ins Leben 
gerufenen nationalen Vereine (Turnerbund, Freiheitlicher Akademikerverband, 
Lehrerverein) hielten „einen wohlberechneten Respektabstand zum VdU und kultivierten 
das nationale Eigenleben.“ (Piringer 1982, 25). 
 
Nach ersten Wahlerfolgen (NR-Wahl 1949: 11,6 Prozent; Bundespräsidentenwahl 1951: 
15,4 Prozent) verlor der VdU kontinuierlich an Stimmen und Mandaten. Durch Abzug 
der Alliierten 1955 fühlten sich viele Nationale in ihrer politischen Bewegungsfreiheit 
nicht mehr eingeschränkt und sahen den Zeitpunkt gekommen, eine nationale Partei 
ohne liberale Anhängsel zu gründen. So war es bestimmt kein Zufall, dass die 
Gründung der FPÖ – unter Mitwirkung „schwerbelasteter“ Nationalsozialisten – kurz 





















 6  Die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) 
 
 
6.1 Entstehungsgeschichte der FPÖ 
 
Spätestens nach den katastrophalen Wahlergebnissen bei den Landtagswahlen im 
Oktober 1954 setzte sich unter vielen VdU-Funktionären die Ansicht durch, dass sich 
etwas ändern musste, damit der Verband nicht komplett in der Versenkung 
verschwindet. Die Umwälzungen im Dritten Lager die im Herbst 1954 ihren Ausgang 
nahmen, beruhten allerdings nicht ausschließlich auf der Kritik an der Verbandsführung 
oder weltanschaulichen Meinungsverschiedenheiten, sondern schlicht und einfach an 
der Erfolglosigkeit des VdU bei Wahlen. Viele Funktionäre fragten sich, „ob es 
überhaupt noch Sinn und Zweck hat einer Partei anzugehören, die in einer so kurzen 
Zeit das Vertrauen der Wählerschaft, das ihr im Jahre 1949 in so reichem Maße zuteil 
wurde, eingebüßt hat” (Höbelt 1999, 218).  
 
 
6.1.1  Anton Reinthallers „Freiheitspartei“ 
 
Angesichts der immer deutlicher werdenden verbandsinternen Konflikteformierte sich 
in Oberösterreich ein Personenkreis um einen Mann, der das Dritte Lager neu 
begründen sollte: Anton Reinthaller. 
 
Wer war dieser Mann? Reinthaller war 1928 in die NSDAP eingetreten und hatte 
zwischen 1930 und 1932 die Führung der NS-Bauernschaft inne. 1938 wurde er zum 
Landwirtschaftsminister im NS-Kabinett Seyß-Inquart, anschließend Staatssekretär für 
Bergbauernfragen im Reichsernährungs-Ministerium in Berlin und schließlich 
Landesbauernführer von Oberdonau10 (vgl. Steininger 2007, 36). Aus seiner Biographie 
kann herausgelesen werden, dass Reinthaller kein kleiner nationalsozialistischer 
Mitläufer war, sondern einer der früh in die Partei eintrat und später Führungspositionen 
                                                 









bekleidete. Nach Stäuber (1974, 141) vertrat er innerhalb der NSDAP zwar gemäßigte 
Positionen, war aber immer ein „überzeugter Nationalsozialist“ gewesen. 
 
Der Name Reinthaller hatte daher eine Signalwirkung für die nationalen Kräfte, nicht 
nur jener innerhalb des VdU, die nach den Ausschlüssen von Gollob und Stüber stark 
verunsichert waren und immer stärker in Opposition zur Verbandsführung traten. In 
Gesprächen mit Vertrauten zeigte Reinthaller zunächst allerdings wenig Interesse in die 
Politik zurückzukehren.  
 
Bei der politischen Reaktivierung Reinthallers hatte auch die ÖVP (insbesondere 
Bundeskanzler Raab) ihre Finger im Spiel. Raab wollte eine zweite bürgerliche Partei 
am Leben erhalten, um die eigene Verhandlungsposition gegenüber dem 
sozialdemokratischen Koalitionspartner zu verbessern. Zudem sah Raab in einer 
nationaleren Ausrichtung eines reorganisierten Dritten Lagers bessere Chancen, liberale 
Wählerschichten für die ÖVP zu gewinnen. Tatsächlich konnte Raab entscheidend auf 
Reinthaller einwirken, der sich „dem Ruf eines Bundeskanzlers (…) nicht länger 
versagen“ konnte (Reimann 1980, 278). 
 
Reinthaller bestand allerdings auf eine Totalreformation des Dritten Lagers. Er strebte 
eine Erneuerung der Dritten Kraft außerhalb aller bestehenden Parteien und Gruppen 
durch die Bildung einer neuen Organisation an, in der alle nationalen Verbände und 
Gruppen aufgehen sollten. An der Schaffung eines Dachverbandes – so wie Kraus den 
VdU sah – und ähnlichen Konstruktionen hatte Reinthaller kein Interesse (vgl. Höbelt 
1999, 221). 
 
Im Februar 1955 wurde ohne große Formalitäten und medialem Echo die 
„Freiheitspartei“ gegründet, die dann im März auch offiziell als Partei zugelassen 
wurde. Neben dem Vorsitzenden Reinthaller, waren Emil van Tongel und Friedrich 
Peter die führenden Köpfte der Partei. Die Freiheitspartei hatte von Anfang an die 
Absicht, nicht nur den VdU, sondern auch sich selbst aufzulösen, wenn eine neue 










Wie so oft in der Geschichte des Dritten Lagers schossen in einer Phase, in der Kräfte 
eigentlich gebündelt und nicht auseinander dividiert werden sollten, „Komitees und 
Grüppchen wie Pilze aus dem Boden“ (Piringer 1982, 31), die die weiter Entwicklung 
des Dritten Lagers eher behinderten, als begünstigten. In Wien entstand die 
„Österreichische Wahlgemeinschaft der Mitte“ die von der VdU-Führung, nicht aber 
von der Freiheitspartei unterstützt wurde. In Tirol bildeten sich die 
„Arbeitsgemeinschaft zur Bildung der Dritten Kraft“ und die rechts stehende 
„Gemeinschaft Österreich“. Dazu kam noch die weit rechts stehende Gruppe um Stüber 
und seiner „Demokratische Nationale Arbeiterpartei“ die aus dem FSÖ hervorgegangen 
war (vgl. Piringer 1982, 31). 
 
 
6.1.2  Vom VdU zur FPÖ 
 
Der VdU-Führung waren die Bestrebungen der Freiheitspartei nicht unbemerkt 
geblieben. Darüber wie es mit dem VdU weitergehen soll, gab es allerdings geteilte 
Meinungen.  
 
Die liberalen Vertreter des VdU waren der Ansicht, der Verband sollte reorganisiert, 
aber nicht aufgelöst werden. Speziell für Kraus und Reimann war die Zusammenarbeit 
mit einer Gruppe „hartgeprüfter ehemaliger Nationalsozialisten“ (Reimann 1980, 267) 
ausgeschlossen. Andere – in erster Linie Sympathisanten der Freiheitspartei – sahen nur 
in einer Neugründung und der Bündelung der nationalen Kräfte die Zukunft des Dritten 
Lagers sichergestellt. 
 
Höbelt (1999, 220) zufolge wurden die Weichen für das Ende des VdU im November 
1954 bei einem Treffen im Salzburger Bahnhofsknotenpunkt Schwarzach-St.Veit 
gestellt: Dort trafen sich die Landesverbandsobmänner der Steiermark, Kärntens, 
Salzburgs, Tirols und Vorarlbergs um die Vorgehensweise beim bevorstehenden 
Bundesverbandstag zu besprechen. Ziel der „Schwarzacher“ war es, zunächst ein 
Übergangsdirektorium zu bilden, das anschließend Verhandlungen mit Reinthaller 









Führung Reinthaller aufgehen zu lassen. Auf dem Bundesverbandstag fanden diese 
Vorschläge allerdings keine Mehrheit unter den anwesenden Delegierten und es kam 
zum offenen Bruch. 44 der 148 Delegierten verließen den Sitzungssaal. Die übrig 
gebliebenen Delegierten bestätigten Kandutsch als VdU- Vorsitzenden und Kraus als 
Klubobmann (vgl. Stäuber 1974, 141).  
 
Am stärksten waren die Gegensätze zwischen VdU und Freiheitspartei im freiheitlichen 
Kernland Oberösterreich. Was nicht zuletzt auch daran lag, dass Landtagswahlen vor 
der Tür standen und daher geklärt werden musste, ob eine gemeinsame oder getrennte 
Kandidatur von VdU und Freiheitspartei zustande kommt. Die oberösterreichische 
Landesverbandsführung wollte den VdU unter keinen Umständen aufgeben, was eine 
Lösung des Konflikts nicht vereinfachte. Kurz vor den Landtagwahlen konnte man sich 
dann auf die Gründung einer „Freiheitlichen Wahlgemeinschaft VdU, Freiheitspartei, 
Parteilose“ einigen. Interessanter Weise war ein Mann der Freiheitspartei 
Spitzenkandidat: Friedrich Peter (vgl. Piringer 1982, 31 f.). 
 
Nach der Bildung eines Wahlbündnisses in Oberösterreich und dem geschlossen Beitritt 
des Kärntner VdU in die Freiheitspartei im März 1955, setzte sich in der 
Bundesverbandsleitung die Ansicht durch, mit der Freiheitspartei über eine mögliche 
Gründung einer neuen Partei zu verhandeln. Nicht zuletzt auch deshalb, weil die 
Industrie ihre finanziellen Zuwendungen an den VdU solange sperrte, bis eine Einigung 
zwischen den rivalisierenden Gruppen erzielt werden konnte (vgl. Reimann 1980, 270). 
Was nun folgte war eine – für das Dritte Lager typische – „Phase verschlungener 
Intrigen, gegenseitigen Fallenstellens und offener Konflikte.“ ( Piringer 1982, 28). 
 
Die Vertreter von VdU und Freiheitspartei versuchten für sich einen möglichst großen 
Einfluss in der neuen Partei herausschlagen, was zur Folge hatte, dass die 
Verhandlungen nur sehr zögerlich in Gang kamen. Nur mühsam konnte man sich Mitte 
Oktober 1955 auf die Konstituierung eines Proponentenkomitees zur Bildung einer 
„freiheitlichen Einheitspartei“ einigen. Den Altersvorsitz des Komitees übernahm der 
ehemalige Nationalsozialist Rainer, seine Stellvertreter waren Reinthaller, Stendebach 









Österreichs“. Eine Bezeichnung die – nach Höbelt (1999, 232) – zu diesem Zeitpunkt 
„als nicht sehr glückliche Lösung“ empfunden wurde, aber den kleinsten gemeinsamen 
Nenner unter den Proponenten darstellte. 
 
Das Proponentenkomitee nannte die Bekenntnisse zur „sozialen Volksgemeinschaft“, 
zur „antikollektivistischen Freiheitsidee“ und zum „Kampf gegen das 
Zweiparteiensystem und die Allmacht des Staates“ als die Grundpfeiler der neuen 
Partei. Gleichzeitig wurde ein Kurzprogramm verfasst, das sich nicht sonderlich vom 
„Ausseer Programm“ des VdU und dessen Bekenntnis zur deutschen Volks- und 
Kulturgemeinschaft unterschied (vgl. Stäuber 1974, 143). 
 
Im Hintergrund spielten die Freiheitlichen Akademikerverbände eine entscheidende 
Rolle. Das ist daran ersichtlich, dass deren Wiener, Grazer, Linzer, Salzburger und 
Innsbrucker Vorsitzende im Proponentenkomitee der Freiheitspartei saßen (vgl. Höbelt 
1999, 225). 
 
Am 8. April 1956 trat der erste Bundesparteitag der FPÖ in der Wiener Josefstadt 
zusammen. Reinthaller wurde zum Obmann, Gredler, Zechmann und Stendebach zu 
seinen Stellvertretern gewählt. In den Bundesvorstand wurden drei Vertreter der 
Freiheitspartei (van Tongel, Peter, Huber), vier VdUler (Broesike, Zeillinger, 
Kandutsch, Kindl) und zwei Personen, die weder vom VdU noch von der Freiheitspartei 
kamen, (Götz Sen. und Rainer) gewählt. Anschließend fand die letzte 
Bundesversammlung des VdU statt, bei der die Auflösung des Verbandes beschlossen 
wurde. Auch die Freiheitspartei wurde umgehend aufgelöst (vgl. Piringer 1982, 38 f.). 
 
Am 12. April 1956 gaben die VdU-Gründer, Kraus und Reimann, ihren Rückzug und 
Austritt aus der neu gegründeten Partei bekannt. Für sie war durch die – in ihren Augen 
– „lang vorbereitete Machtübernahme von einem kleinen Kreis von Rechtsextremisten 
und ehemaligen NS-Führern“ der entscheidende Moment gekommen, sich aus der 













6.2.1  Die ersten Jahre der FPÖ 
 
Die neue gegründete FPÖ hatte nicht lange Zeit sich zu etablieren. Bereits fünf Wochen 
nach ihrer Gründung fanden im Mai 1956 vorgezogene Nationalratswahlen statt. Das 
Ergebnis war enttäuschend: Mit nur 6,5 Prozent der Stimmen errangen die 
Freiheitlichen nur noch sechs Nationalratsmandate. Besonders in Oberösterreich und 
Tirol wechselten viele ehemalige VdU-Wähler zur ÖVP. In der Steiermark verlor man 
viele Stimmen an die SPÖ (vgl. Berchtold 1967, 98). Einzig in jenen Bundesländern in 
denen die FPÖ über einen flächendeckenden Parteiapparat vom VdU übernehmen 
konnte – wie in Kärnten und Salzburg – hielten sich die Verlust in Grenzen (vgl. 
Steiniger 2007, 38). 
 
Da die Nationalratswahlen kurz nach der Gründung der FPÖ statt fanden und in den 
Jahren zuvor bereits der VdU von inneren Querelen und ständigen Veränderungen 
gekennzeichnet war, hielten große Teile der Wählerschaft auch die FPÖ „nur für eine 
vorübergehende Erscheinung“ (Stäuber 1974, 147).  
 
Die nächste Bewährungsprobe für neue Partei war Bundespräsidentenwahl 1957. Die 
FPÖ hatte den großen Erfolg „ihres“ Kandidaten Breitner bei der letzten 
Bundespräsidentenwahl noch nicht vergessen und wollte wieder eine unabhängige 
Persönlichkeit ins Rennen schicken. Die ÖVP hatte ähnliche Absichten und wollte die 
FPÖ für eine gemeinsame Kandidatur gewinnen. Mit einer Reihe von politischen 
Zugeständnissen (Wahlrechtsreform, Aufhebung der letzten Reste der 
Ausnahmegesetzgebung) konnte Bundeskanzler Raab den Chirurgen Professor 
Wolfgang Denk als „bürgerlichen“ Präsidentschaftskandidaten durchsetzen (Piringer 
1982, 50 ff.). 
 
Denk wurde von der ÖVP als vertrauensvoller Arzt und gläubiger Katholik in Position 
gebracht, was allerdings mit der traditionellen anti-klerikalen Einstellung vieler FPÖ-









sozialdemokratischen Kandidaten Adolf Schärf, der sich in der Gründungsphase des 
VdU für diesen eingesetzt hatte (vgl. Steiniger 2007, 41). 
 
Nach den ersten Wahlteilnahmen der FPÖ zeigte sich eines ganz deutlich: Die FPÖ 
konnte nicht an die Glanzzeiten des Dritten Lager in der Zwischenkriegszeit 
anschließen. Sogar die Ergebnisse des VdU lagen zunächst weit über jenen der FPÖ. So 
konstatiert Höbelt (1999, 241): „Als Rettungsversuch war die Operation FPÖ-
Gründung erfolgreich verlaufen“. Als „Erweckungsbewegung“ war die FPÖ zunächst 
nur „ein Rohrkrepierer“. 
 
 
6.2.2  Die Ära Peter 
 
Nach dem Tod Anton Reinthallers wurde Friedrich Peter im September 1958 zum 
neuen FPÖ-Obmann gewählt. Mit Peter war wiederum ein Exponent der so genannten 
„Frontgeneration“ zum FPÖ-Chef gewählt worden, die den Freiheitlichen bis Ende der 
1970er Jahre ihren Stempel aufdrücken sollte. Ein Großteil der FPÖ-
Führungsmannschaft hatte entweder als Soldat am Zweiten Weltkrieg teilgenommen, 
oder in der NSDAP, SS oder SA zentrale Positionen ausgeübt (vgl. Perchinig 1983, 80). 
 
Ideologisch und programmatisch bedeutete die Wahl Peters zunächst, dass der nationale 
Kurs Reinthallers fortgesetzt wurde. Zu Beginn seiner Obmannschaft formulierte Peter 
seine Vorstellungen folgendermaßen: Neben der „Verhinderung eines 
Zweiparteiensystems“ und der „Wahrung der Mitsprache- und Entscheidungsrechte 
freiheitlicher Menschen in Österreich“, sah Peter die „Sicherung der Deutschhaltung 
Österreichs und die Durchsetzung national-freiheitlichen Gedankengutes in Politik, 
Kultur und Wirtschaft“ als die wichtigsten Aufgaben der FPÖ (vgl. Stäuber 1974, 150). 
 
Die Ergebnisse der Nationalratswahlen 1959 (7,7 Prozent) und 1962 (7,1 Prozent) 
zeigten, dass das Stimmenpotential des VdU nicht mehr erreicht werden konnte. 
Hauptwählerschicht der FPÖ war die älter werdende Frontgeneration. Langfristig 









Wegbrechen der Frontgeneration konnte zahlenmäßig nicht durch den Zuzug jüngerer 
Wählerschichten ausgeglichen werden. Die Freiheitlichen wurden somit als Partei der 
Nationalen, Reaktionären, Unzufriedenen und Unentschlossenen wahrgenommen (vgl. 
Stäuber 1974, 157). 
 
Dieses Image behinderte die FPÖ lange Zeit ihren Wählerstamm zu erweitern. Zwar 
konnte die Partei kurzfristig immer wieder von der Unzufriedenheit der Wählern mit 
den Regierungsparteien profitieren, langfristig war dieser „politische Flugsand“ 
(Plasser/Ulram 2006b, 551) keine sicheres Wählersegment. Bei der nächsten Wahl 
konnten diese Wähler genauso gut wieder ÖVP oder SPÖ ankreuzten. Wollte die FPÖ 
neue und sichere Wähler gewinnen, war die Partei gezwungen, sich neu zu positionieren 
ohne den nationalen Wählerstamm zu vernachlässigen. 
 
Auch Peter erkannte, dass deutschnationale Themen das Außenseiter-Dasein seiner 
Partei nur verfestigten. Allmählich reifte in Peter der Gedanke, aus der FPÖ eine Art 
FDP zu machen, die als „Zünglein an der Waage“ agieren sollte. Die beginnende Krise 
der Koalition und die Führungsschwäche der Großparteien (Ablöse Raabs in der ÖVP, 
Zunehmende Einfluss Olahs in der SPÖ) schuf für die Freiheitlichen ein günstigeres 
innenpolitisches Klima, das sie stärker ins innenpolitische Spiel brachte. In der Debatte 
über die Aufhebung des Einreiseverbots von Otto Habsburg konnte die FPÖ 1963 zum 
ersten Mal „Zünglein an der Waage“ im politischen System Österreichs sein. Die SPÖ 
gewann mit Hilfe der FPÖ die Habsburg-Abstimmung und es kam zu offenen 
Konflikten innerhalb der Koalition (vgl. Perchinig 1983, 81). 
 
Die innenpolitische Aufwertung der FPÖ lässt sich auch an der Wahl Wilfried Gredlers 
zum österreichischen Gesandten im Europarat und Jörg Kandutschs zum 
Rechnungshofpräsidenten erkennen (vgl. Perchinig 1983, 81). Die FPÖ unterstütze aber 
auch die Volkspartei, beispielsweise bei der Rundfunkreform 1966 oder der Wahl 











Von einer Ernst genommenen und gleichberechtigten innenpolitischen Kraft war die 
FPÖ aber noch weit entfernt. Nach Stäuber (1974, 162) „wurde sie von den 
Großparteien noch nicht als ebenbürtiger Partner angesehen, sondern nur dazu 
benutzt, den Koalitionspartner von Fall zu Fall unter Druck zu setzen.“ 
 
In dieser Zeit – Mitte der 1960er Jahre – wurde die FPÖ auch erstmals mit einer 
Abspaltung konfrontiert: Eine Gruppe rechtsextremer Kreise um den Südtirol-
Aktivisten Norbert Burger spaltete 1967 sich von der FPÖ ab und gründete die 
„Nationaldemokratische Partei Österreichs“ (NDP). Die Partei blieb allerdings in 
weiterer Folge völlig bedeutungslos11 und wurde 1988 wegen nationalsozialistischer 
Wiederbetätigung behördlich aufgelöst. 
 
Nachdem eine im Vorfeld der Nationalratswahl 1962 getroffene Koalitionsvereinbarung 
mit der ÖVP nach der Wahl ignoriert wurde (vgl. Piringer 1982, 78 f.) wandten sich die 
Freiheitlichen wieder verstärkt der SPÖ zu. FPÖ-Obmann Peter pflegte gute Kontakte 
zu SPÖ-Funktionären; nach Luther (1995a, 439) war es „vor allem Bruno Kreisky, der 
ihn (Peter, Anm.) faszinierte.“ 
 
Den bis zu diesem Zeitpunkt größten Schritt aus ihrer innenpolitischen Isolation 
konnten die Freiheitlichen nach der Nationalratswahl 1970 setzten. Zwar brachte die 
Wahl für die FPÖ ein enttäuschendes Ergebnis (die FPÖ stagnierte bei 5,5 Prozent), 
trotzdem konnte sich die Partei erstmals einen politischen Erfolg auf ihre Fahnen heften. 
Durch ihre Unterstützung einer SPÖ-Minderheitsregierung und der Zustimmung zum 
Budgetvorschlag 1973, kam die von der FPÖ lange Zeit geforderte Wahlrechtsreform 
zustande. Darüber hinaus wurde ein Vertreter der FPÖ in den Vorstand des ÖGB 
aufgenommen (vgl. Perchinig 1983, 85). 
 
Eine kleine Koalition mit der SPÖ wurde durch den FP-Wahlkampfslogan „Kein Roter 
Kanzler, kein schwarzes Österreich“ verhindert. Peter und der FPÖ war es daher 
                                                 
11 Die NPD nahm nur ein einziges Mal, 1970, an einer Nationalratswahl teil, bei der sie insgesamt 3.484 
Stimmen (0,07 Prozent) erhielt (vgl. www.bmi.gv.at/cms/BMI_wahlen/nationalrat/NRW_1970.aspx, 










praktisch unmöglich, eine Koalition“ mit der SPÖ einzugehen, da sie sonst ihre 
Glaubwürdigkeit als Ernst zu nehmender Partner verspielt hätte (vgl. Luther 1995a, 439 
f.). 
 
Im weiteren Verlauf der 1970er Jahre hatte Peter immer größere Schwierigkeiten sich 
parteiintern zu behaupten. Das lag an zwei Gründen: Erstens konnte die FPÖ keine 
großen Wahlerfolge erzielen. Der Wähleranteil ging, wenn auch nur langsam, stetig 
zurück. Zweitens ist es Peter nie gelungen, die Freiheitlichen in eine 
Regierungskoalition zuführen. Diese Umstände machten es Peter gerade auf 
Parteietagen immer schwerer, die Unterstützung der Mehrheit Delegierten zu erhalten. 
1977 erklärte Peter auf dem nächsten Parteitag nicht mehr zur Wahl des FPÖ-Obmanns 
kandidieren zu wollen (vgl. Piringer 1982, 267 ff.). Peter blieb allerdings bis 1986 
Klubobmann der FPÖ in Nationalrat und war damit weiterhin eine zentrale 
Persönlichkeit innerhalb der Partei. 
 
Der gebürtige Oberösterreicher stand insgesamt 20 Jahre an der Spitze der FPÖ, was ihn 
zum längst dienenden Obmann einer Parlamentspartei in der Zweiten Republik macht. 
Aufgrund seines unbestrittenen Koordinierungs- und Überredungstalents ist es Peter wie 
keinem FPÖ-Obmann vor ihm gelungen, „die im Klub vertretene Sammlung von 
Einzelgängern zusammenzuhalten“ (Luther 1995a, 441). 
 
Seine Bemühungen die FPÖ in die politische Mitte zu führen, waren allerdings nur zum 
Teil erfolgreich. Die Freiheitlichen wurden von SPÖ und ÖVP zwar immer mehr als 
potentieller Koalitionspartner gesehen, innerhalb der FPÖ wurde das im Verlauf seiner 
Obmannschaft eher kritisch gesehen. So stellt Luther (1995a, 440) fest, „dass es Peter 
eher gelungen ist, seine Gesprächspartner außerhalb des eigenen Lagers von seinem 














6.2.3  Kurzes Zwischenspiel: Die FPÖ unter Götz 
 
Alexander Götz war seit 1963 einer von drei Vizebürgermeistern in Graz und seit 1964 
Landesparteiobmann der FPÖ-Steiermark (vgl. Müller 1995a, 170). Sein erster großer 
Erfolg gelang ihm 1973, als er nach den Grazer Gemeinderatswahlen das Amt des 
Bürgermeisters antreten konnte. Und dass obwohl die Freiheitlichen nur drittstärkste 
Kraft waren. In der Literatur wird dieses „Kunststück“ auf ein Geschäft zwischen ÖVP 
und FPÖ zurückgeführt, bei dem die ÖVP in Graz (Götz) und im Gegenzug die FPÖ in 
Klagenfurt (Guggenberger) den Spitzenkandidaten der jeweils anderen Partei zum 
Bürgermeister wählte. 
 
Als Bürgermeister der zweitgrößten Stadt Österreichs errang Götz eine Stellung, die der 
FPÖ den bis dahin „größten Prestigeerfolg in ihrer Geschichte“ brachte (vgl. Reimann 
1980, 299). Anders als Peter, der sich primär in Richtung SPÖ (insbesondere zu 
Kreisky) hin orientierte, suchte Götz während seiner gesamten politischen Karriere 
ausschließlich die Zusammenarbeit mit der ÖVP. So war es vor allem Götz (zusammen 
mit Otto Scrinzi) der Anfang 1970 in den FPÖ-Gremien die zentrale Botschaft des 
freiheitlichen Wahlkampfs „Kein roter Bundeskanzler, kein schwarzes Österreich“ 
durchsetzte (vgl. Müller 1995, 171). 
 
Als Grazer Bürgermeister konnte Götz seine Popularität erhöhen und gewann bei der 
nächsten Gemeinderatswahl fünf Mandate hinzu. Dem Wahlsieg folgte ein klares 
politisches Signal: Die ÖVP bestätigte erneut Götz in seinem Amt, obwohl die SPÖ den 
VP-Kandidaten Hasiba zum Bürgermeister gewählt hätte (vgl. Steininger 2007, 83). 
 
Mit dem Wahlerfolg entstand innerhalb der FPÖ die Ansicht, in Götz endlich den 
geeigneten Nachfolger für den angeschlagenen Peter gefunden zu haben. Auch 
deswegen weil Götz selbst betonte die FPÖ wieder in einen „vernünftigen Abstand zu 
Kreisky“ bringen zu wollen (vgl. Müller 1995, 173). 
 
Am Parteitag im Oktober 1978 wurde Götz zum dritten Obmann der FPÖ gewählt, was 









seiner Wahl verfügte der Grazer „über Führungsautoritäten und Ansehen wie kein 
anderer Funktionär seiner Partei“ zuvor (Piringer 1982, 283). Ein gutes Jahr später, im 
Dezember 1979, war die Obmannschaft Alexander Götzs auch schon wieder vorbei. 
Zum einen brachte die Nationalratswahl ein ernüchterndes Ergebnis. Weniger für die 
Freiheitlichen, die ihr Ergebnis verbessern und elf Mandate dazu gewinnen konnte, 
sondern mehr für die ÖVP, die drei Mandate verlor. Durch die Schwäche der ÖVP 
wurde das Wahlziel verfehlt, die absolute SP-Mehrheit zu brechen. Zum anderen stellte 
sich Götzs Dreifachbelastung (Bürgermeister, Nationalratsabgeordneter, Parteiobmann) 
als nicht ideal für ihn und die Partei heraus.  
 
Von Teilen der freiheitlichen Funktionärsschicht – insbesondere der Gruppe um Peter 
und Steger – wurde der von Götz verfolgte „Anti-SPÖ-Kurs“ mit dem ausschließlichen 
Ziel einer ÖVP-FPÖ-Koalition sehr kritisch gesehen. Vor allem aber wurde sein 
Versuch missbilligt, die Partei zentraler zu organisieren und dem Parteiobmann die 
Personalhoheit über Bundesgeschäftsstelle, Nationalratsklub und Freiheitliches 
Bildungswerk zu übertragen (Piringer 1982, 295). 
 
Enttäuscht davon seine Pläne nicht umsetzen zu können, legt Götz zunächst sein 
Nationalratsmandat und Anfang Dezember 1979 auch sein Amt als FPÖ-Obmann 
zurück (vgl. Müller 1995, 174).  
 
 
6.2.4  Erstmals Regierungsverantwortung unter Steger 
 
Steger fand den Weg in die aktive Parteipolitik als Hochschulmandatar des „Rings 
Freiheitlicher Studenten“ und als Gründungsmitglied des „Atterseekreises“, einem als 
„braintrust“ geplante Vereinigung parteilloser Intellektueller mit dem Ziel, sach- und 
gesellschaftspolitische Vorschläge für die FPÖ zu erarbeiten (vgl. Reiter 1984, 104 ff.). 
 
Innerparteilich stiegt Steger schnell auf: Nur wenige Jahre nach seinem Eintritt in die 
FPÖ wurde Steger 1977 zum Wiener FPÖ-Obmann, drei Jahre später zum Nachfolger 









Harald Ofner als neuen FPÖ-Obmann bevorzugt, wodurch es zu einer 
Kampfabstimmung kam. Nach scharfen internen Auseinandersetzungen gewann Steger 
die Wahl gegen Ofner und wurde mit knapp über 55 Prozent und zum neuen FPÖ-
Obmann gewählt. Ausschlaggebend für seinen Erfolg war – neben der Unterstützung 
Peters und den Parteimitgliedern des Atterseekreises – dass sich Steger im Vorfeld der 
Abstimmung selbst als einen „Nationalliberalen“ bezeichnete, um sich die Stimmen des 
nationalen Parteiflügels zu sichern (vgl. Luther 1995b, 551 f.). 
 
Für Stegers hatte die innerparteiliche Erneuerung der Freiheitlichen Partei bzw. eine 
Erweiterung der Gesprächsbasis zu den anderen Parteien oberste Priorität: 
„Ich (Steger, Anm.) wollte aus der FPÖ eine wirtschafts- und rechtsliberale offene 
Partei machen, ähnlich den Schweizer Feisinnigen oder der FDP (…) Ähnlich wie 
Friedrich Peter wollte ich die Partei in der Mitte des politischen Spektrums platziert 
wissen, handlungs- und gesprächsfähig in alle Richtungen mit dem grundsätzlichen 
Ziel, regierungsfähig zu sein“ (Steger 2008, 110). 
 
Mit dem „Salzburger Programm“ wurde ein Ziel Stegers, den Liberalismus innerhalb 
der FPÖ zugunsten des nationalen Selbstverständnisses der Partei zu stärken, erreicht. 
Auch wenn als Zugeständnis gegenüber der Kärntner Landesorganisation der Begriff 
„Volksgemeinschaft“ im Parteiprogramm beibehalten werden musste (vgl. Luther 
1995b, 553).  
 
Eine paradoxe Situation brachte die Nationalratswahl 1983: Obwohl die FPÖ das 
schlechteste Ergebnis ihrer Geschichte erzielte, konnte die Partei den bis dato größten 
Erfolg herausschlagen. Mit der Regierungsbeteiligung gelang es den Freiheitlichen 
erstmals sich aus dem „innenpolitische Getto“ zu befreien und die lang ersehnte 
Beteiligung an der Macht zu erreichen. „Väter“ der SPÖ-FPÖ-Koalition waren auf 
Seiten der Sozialdemokraten Bruno Kreisky und Alfred Sinowatz bzw. auf freiheitlicher 
Seite, Friedrich Peter und Norbert Steger. Kreisky sträubte sich von jeher gegen eine 
Koalition mit der ÖVP. Auch aus dem Grund, weil die SPÖ in einer Koalition mit der 
ÖVP viel mehr Macht (sprich Ministerposten) hätte abtreten müssen, als in einem 
Bündnis mit der „Fünf-Prozent-Partei“ FPÖ. Peter und Steger dagegen sahen in der 









von einer betont deutschnationalen zu einer eindeutig liberalen Partei. (vgl. Pelinka 
1992, 17). So kam es erstmals in der Geschichte der Zweiten Republik zu einer kleinen 
Koalition, die im April 1983 angelobt wurde. 
 
Die SPÖ-FPÖ-Koalition war mit einer ungünstigen politischen Lage konfrontiert: Die 
steigende Arbeitslosigkeit, die hohe Staatsverschuldung, die Krise der verstaatlichten 
Industrie sowie die Diskussion um den Bau des Wasserkraftwerks Hainburg und die 
aufkommende Grünbewegung, schränkten den politischen Gestaltungsspielraum stark 
ein (vgl. Pelinka 1992). Zudem konnte Steger als Obmann einer Kleinpartei nur sehr 
schwer die inhaltlichen Ziele seiner Partei gegenüber der SPÖ durchsetzen, die davor 13 
Jahre lang allein regiert hatte. So mussten die Freiheitlichen Zugeständnisse hinsichtlich 
des während des Wahlkampfes von ihr heftig kritisierten „Mallorca-Pakets“ machen 
und die darin enthaltenen Steuereinführungen und Steuererhöhungen mittragen (vgl. 
Luther 1995b, 554). 
 
Durch eine Serie schlechter Wahlergebnisse und der steigenden innerparteilichen Kritik 
am Regierungskurs mehrten sich die Stimmen, Steger als Parteiobmann abzulösen. 
Viele Funktionäre konnten sich nicht damit abfinden, dass die FPÖ nun Verantwortung 
für die wirtschaftlichen Probleme mittragen musste. Ausschlaggebend für das Ende 
Stegers an der Spitze der FPÖ waren allerdings nicht die freiheitlichen Probleme in der 
Regierungszusammenarbeit, sondern – wie so oft in der Geschichte des Dritten Lagers – 
parteiinterne Entwicklungen. Personell konnte Steger zwar viele Liberale in wichtige 
Positionen bringen, an der Parteibasis blieb ein „geistig-ideologisches Umdenken“ 
(Bailer-Galanda/Neugebauer 1997, 22) allerdings aus. Der viel zitierte liberalere Kurs 
Stegers wurde bestenfalls toleriert, aber nicht verinnerlicht: 
Aus heutiger Sicht habe ich (Steger, Anm.) damals ab und zu sehr liberale Sprüche 
von mir gegeben, die in Wien kein Problem waren, aber in Ländern wie Kärnten, 
Salzburg, Tirol, durchaus Menschen verstört haben (Steger 2008, 109). 
 
Als es 1983 darum ging die freiheitlichen Minister (Justiz, Verteidigung, Handel) und 
Staatssekretäre zu bestimmen, fühlten sich zwei gewichtige Personen übergangen: Jörg 
Haider und Norbert Gugerbauer. Während es Haider von vornherein ablehnte „nur“ als 









Brunnenfeld zum Gesundheits-Staatssekretär, obwohl eigentlich Gugerbauer für das 
Amt vorgesehen war. Als der 1986 frei gewordene Posten des Klubobmanns wieder 
nicht Gugerbauer zugesprochen wurde, bildete sich – nach Luther (1995b, 554) – „die 
für Stegers Obmannschaft tödliche Anti-Steger-Achse zwischen Gugerbauer und 
Haider“. Als Obmänner der Mitgliederstärksten Landesgruppen (Kärnten und 
Oberösterreich) war es ihnen relativ einfach möglich, die Abwahl Stegers an der 
Parteispitze zu „organisieren“. 
 
Am 12. ordentlichen FPÖ-Bundesparteitag Mitte September 1986 forderte Haider den 
Amtierenden Parteichef und Vizekanzler Steger zu einer Kampfabstimmung heraus. 
Haider war zum damaligen Zeitpunkt Kärntner Landesrat und deklarierter Kritiker der 
freiheitlichen Regierungsarbeit in der Kleinen Koalition. Im Frühjahr 1985 war Haider 
knapp einem Parteiausschluss wegen „parteischädigendem Verhalten“ entgangen, da er 
erstmalig von einer Abkoppelung der Kärntner Landespartei nach Vorbild des 
CDU/CSU-Modells sprach, was allerdings vom Parteigericht als statutenwidrig erklärt 
wurde (vgl. Pelinka 1992, 57). 
 
Mit einem Ergebnis vom 57,7 zu 39,2 Prozent der Stimmen konnte sich Haider klar 
durchsetzen. Vor der Abstimmung gab es Versuche der Gruppe um Steger, mit 
Verteidigungsminister Helmut Krünes einen Kompromisskandidaten aufzustellen, um 
Haider als Parteichef zu verhindern, was allerdings scheiterte (vgl. Stirnemann 1988, 
169). 
 
Steger war bis zuletzt davon überzeugt, FPÖ-Obmann zu bleiben. Diese 
Fehleinschätzung kam dadurch zustande, dass Steger ab 1983 von Funktionären beraten 
wurden, die hauptsächlich aus Wien stammten oder in der Partei nur schwach verankert 
waren (wie Volker Kier oder Walter Grabher-Mayer) und denen das Gefühl für die 
eigentliche Stimmung in der Partei fehlte (vlg. Luther 1995b, 555). So lehnte es Steger 
auch nach der Angelobung der kleinen Koalition 1983 ab, Haider und Gugerbauer in 
das Regierungsteam aufzunehmen, um so seine größten innerparteilichen Kritiker in die 










Der Innsbrucker Parteitag und die Wahl Jörg Haiders zum neuen Parteiobmann 
bedeutete gleichzeitig das Ende der Kleinen Koalition zwischen SPÖ und FPÖ. In 
einem Gespräch mit Haider, Gugerbauer, Ofner und Bauer lehnte Bundeskanzler 
Vranitzky den Vorschlag, die Koalition fortzusetzen ohne Haider in die 




6.2.5  Aufstieg der FPÖ unter Jörg Haider 
 
6.2.5.1 Haider verändert die FPÖ 
Mit der vorgezogenen Nationalratswahl 1986 begann für die FPÖ eine einzigartige 
Erfolgsserie. Wie lässt sich diese erklären? Dem raschen Aufstieg der FPÖ ab diesem 
Zeitpunkt liegen sowohl gesellschaftliche, als auch politische Wandlungsprozesse zu 
Grunde: Zum einen entstand durch die langsame Auflösung der Lagerkulturen eine 
zunehmend protestorientierte Ausrichtung des Wahlverhaltens. Auf der anderen Seite 
wurde diese stärkere Protesthaltung durch politische Faktoren gefördert, wie die 
Auswüchse des Parteienstaates (Proporz, Ämterpatronage, etc.). Da die FPÖ seit jeher 
von entscheidenden Stellen der Sozialpartnerschaft oder staatsnahen Wirtschaft 
praktisch ausgeschlossen war und sie schon vor 1986 entschieden gegen den 
Proporzstaat auftrat, entwickelte sich ein Glaubwürdigkeitsplus zugunsten der 
Freiheitlichen (vgl. Decker 2007, 76). 
 
Darüber hinaus hat die FPÖ auf die veränderten gesellschaftlichen und politischen 
Rahmenbedingungen in zweifacher Weise reagiert: Zunächst wurde die Partei an die 
neue Situation eines offenen Wählermarktes angepasst, indem das personelle, 
symbolische und inhaltliche Angebot der FPÖ neu formuliert und bewusst nach 
politischen „Marktnischen“ ausgerichtet wurde. Folge dieser Neupositionierung war, 
dass zunehmend eine Strategie der „aktiven Marktbeeinflussung“ verfolgt wurde, in der 










Zudem setzten die Freiheitlichen viel früher als die anderen Parteien auf eine 
Professionalisierung der Wahlkampfführung, indem praktisch ein permanenter 
Wahlkampf („permanent campaining“) inszeniert wurde. Im Zentrum stand dabei nicht 
die Partei, sondern die Person Jörg Haider, der als Sprachrohr des Volkes dargestellt 
wurde (vgl. Luther 2006b, 249). 
 
In einer ersten Phase (von der Übernahme der Parteiführung durch Haider bis Ende der 
1980er Jahre) präsentierte sich die FPÖ vor allem als neue, innovative, verändernde 
politische Kraft, die ihre „jugendliche Dynamik“ gegen die „Unbeweglichkeit der 
Altparteien“ ausspielen versuchte. Im öffentlichen Erscheinungsbild dominierte die 
Person Haider und ein aggressiv-pointierter politischer Stil. Das thematische Profil 
beschränkte sich fast ausschließlich auf den Komplex „Parteienverdrossenheit“, 
„politische Moral“ und „Verschwendung von Steuergeldern“. Ideologische 
Auseinandersetzungen (Bekenntnis zur deutschen Nation, Verteidigung der 
Kriegsgeneration) dienten eher der Mobilisierung und Bindung der freiheitlichen 
Stammklientel (vgl. Plasser/Ulram 2000, 227). 
 
In der zweiten Phase (Beginn der 1990er Jahre) veränderte sich die Politik der FPÖ 
verstärkt in Richtung einer Systemkritik, in der eine Politik der Ressentiments und der 
Appelle an diffuse Ängste, insbesondere sozial schwächerer Bevölkerungsgruppen, 
dominierte. Das thematische Profil der Freiheitlichen zentrierte sich auf die Bereiche 
Korruptions- und Privilegienbekämpfung, Ausländerproblem, Kriminalitätsbekämpfung 
und auf die Verhinderung der Verschwendung öffentlicher Mittel (vgl. Plasser/Ulram 
2000, 227). 
 
Anfang der 1990er Jahre änderten die Freiheitlichen zudem ihr Identitätskonzept. Da 
mit deutschnationalen Inhalten nur mehr eine kleine Wählerschicht angesprochen und 
mobilisiert werden konnte, erteilte Jörg Haider 1995 der „Deutschtümelei“ innerhalb der 










Gleichzeitig wurde verstärkt auf einen – bis dato FPÖ-unüblichen – Österreich-
Patriotismus gesetzt12. Denn seit ihrer Gründung war die FPÖ dem Konzept einer 
„Österreichischen Nation“ immer ablehnend gegenüber gestanden. 
 
Mit dieser stärkeren Akzentuierung Österreichs griffen die Freiheitlichen die in der 
Bevölkerung zunehmenden Ängste vor den Auswirkungen der Globalisierung auf. Die 
FPÖ versuchte die eigene „Wir“-Gruppe inhaltlich und sprachlich gegenüber der 
Gruppe der „Anderen“ (im speziellen der EU und den osteuropäischen EU-
Beitrittskandidaten) abzugrenzen. Dieser Anti-EU-Kurs hatte für die Partei den Vorteil, 
eine breite Palette von Ängsten und unterschiedlichen politischen Interessen gleichzeitig 
ansprechen zu können, wie „Schutz der Heimat“, „ausländische Sozialschmarotzer“, 
„Import von Kriminellen“, „Brüsseler Zentralismus“, oder „Verlust der eigenen 
Identität“. Die Komplexität des europäischen Einigungsprozesses waren für eine 
populistische Oppositionspolitik besonders gut geeignet, da man hier „trotz der 
Bandbreite dieser politische Inhalte (…) kaum Wählerverluste fürchten“ musste (vgl. 
Heinisch 2004, 255). 
 
Nach seiner Wahl zum FPÖ-Obmann 1986 hat Jörg Haider die Partei nicht nur 
inhaltlich sondern auch personell verändert. Auf personalpolitischer Ebene wurden viele 
prominente freiheitliche Führungsfunktionäre aus der Partei gedrängt oder verließen 
freiwillig die Partei. In der Regel wurden sie durch jüngere, unerfahrene, aber loyal zu 
Haider stehende Funktionäre ersetzt (vgl. Abschnitt 6.3.1). 
 
Die in diesem Abschnitt dargestellten Veränderungsprozess der FPÖ unter Jörg Haider, 
führte 1993 zur Abspaltung des Liberalen Forums (LiF). Eine Darstellung der 
Entstehung des LiF folgt in Kapitel 7. 
 
 
                                                 
12 „Das wissen Sie so gut wie ich, dass die Österreichische Nation eine Missgeburt gewesen ist, eine 
ideologische Missgeburt. Denn die Volkszugehörigkeit ist die eine Sache und die Staatszugehörigkeit ist 
die andere Sache. Und wenn man es jemanden freistellt, sich als slowenische Österreicher zu bekennen, 
als ungarischer, als kroatischer, dann muss es auch möglich sein, sich als deutscher Österreicher zu 
bekennen. Und das ist auch das, was in unserem Programm formuliert ist“ (Interview mit Jörg Haider, 









6.2.5.2  Von fünf auf 26,9 Prozent 
Der freiheitliche Höhenflug begann bereits wenige Wochen nach dem Haider die 
Führung am Innsbrucker Parteitag übernommen hatte. Bei der vorgezogenen 
Nationalratswahl 1986 konnte die FPÖ – die unter Steger in Meinungsumfragen 
teilweise bereits unter die Vier-Prozent-Marke gerutscht war – ihren Stimmenanteil um 
4,7 Prozent (von 5,0 auf 9,7 Prozent) ausbauen. 
 
In den folgenden dreizehn Jahren gelang es der FPÖ – die nach ihrer Gründung 
jahrzehntelang nie mehr als 10 Prozent der Stimmen erzielte – ihren Stimmenanteil 
kontinuierlich ausbauen. Sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene gelang es den 
Freiheitlichen, von einer „Kleinpartei zu einer Mittelpartei“ (Picker/Salfinger/Zeglovits 
2004, 256) aufzusteigen. 
 
In Kärnten avancierte die FPÖ bereits 1989 zur zweitstärksten Partei, wo mit den 
Stimmen der der ÖVP Jörg Haider zum Landeshauptmann gewählt wurde. Nachdem 
Haider aufgrund seines Lobs der „ordentlichen Beschäftigungspolitik im Dritten Reich“ 
vom Posten des Landeshauptmanns zurücktreten musste, gelang es ihm und der FPÖ bei 
der Kärntner Landtagswahl 1999 die SPÖ zu überholen und den 
Landeshauptmannsessel zurück zu gewinnen. In Wien (1991) und Vorarlberg (1994) 
stieg die FPÖ zur zweitstärksten Kraft im Gemeinderat bzw. Landtag auf. 
 
Auf Bundesebene gelang dies bei den Nationalratswahlen 1999: Mit einem 
Stimmenanteil von 26,9 Prozent konnten die Freiheitlichen die ÖVP um 415 Stimmen 
auf den dritten Platz verdrängen. Nachdem die Koalitionsverhandlungen zwischen SPÖ 
und ÖVP scheiterten, nahmen FPÖ und ÖVP Gespräche über die Bildung einer 
gemeinsamen Regierung auf (vgl. Plasser/Ulram/Sommer 2000). Mit der Angelobung 
der Schwarz-Blauen-Koalition am 4. Februar 2000, wurde die FPÖ zum zweiten Mal in 
ihrer Geschichte Teil einer Bundesregierung. 
 
Nach Luther (2006a, 365) markiert die Angelobung der Schwarz-Blauen-Regierung 
nicht nur den Beginn der Regierungsverantwortung der FPÖ, sondern auch den Anfang 









Abspaltung des BZÖ im April 2005 ein (vorläufiges) Ende gefunden hat. Eine 
Darstellung der Regierungsphase der FPÖ wird daher in Abschnitt 8 erfolgen, da sie 
nicht von der Entstehungsgeschichte des BZÖ getrennt betrachtet werden kann. 
 
 
6.2.6  Die FPÖ seit der Abspaltung des BZÖ 
 
Unmittelbar nach der Bekanntgabe der Abspaltung der freiheitlichen 
Regierungsmannschaft übernahm Hilmar Kabas als ältestes Mitglied des 
Bundesparteivorstandes interimistisch die Parteiführung. Durch schnelles Handeln und 
den Ausschluss hochrangiger Parteifunktionäre, konnte die Gefahr eines 
Zusammenbruchs der FPÖ verhindert werden13, auch wenn sich die 
Landesorganisationen von Oberösterreich und Vorarlberg vorerst für unabhängig 
erklärten. Sechs Tage nach dem Gründungskonvent des BZÖ, am 23. April 2005, wurde 
der Landesparteiobmann der Wiener FPÖ, Heinz Christian Strache, zum neuen FPÖ-
Obmann gewählt.  
 
Nach der Abspaltung des BZÖ kehrte die FPÖ unter ihrem neuen Obmann Strache – 
analog zum Beginn der Obmannschaft Jörg Haiders – „unverzüglich zum Primärziel der 
populistischen Stimmenmaximierung zurück“ (Luther 2006b, 239). So hatte die 
Wahlkampagne zur Wiener Gemeinderatswahl 2005 wieder einen aggressiveren 
Charakter und war von den Themen „Ausländer“ („Wien darf nicht Istanbul werden“) 
und „Kriminalität“ bestimmt. Angesichts der schlechten Umfragewerte wurde das 
anschließende Wahlergebnis von 14,5 Prozent (Minus 5,3 Prozent) als Erfolg bewertet. 
 
Bei der ersten Nationalratswahl nach der Abspaltung im Jahr 2006 erzielte die FPÖ 
einen Stimmenanteil von 11 Prozentpunkten (Plus ein Prozent). Im Vergleich zum BZÖ 
konnten die Freiheitlichen deutlich besser reüssieren, denn das Bündnis schaffte mit 4,1 
Prozent nur knapp den Einzug in den Nationalrat. 
                                                 
13 Durch den Parteiausschluss der oberösterreichischen FPÖ-Führung waren diese nicht mehr legitimiert, 
die Bundespartei gegenüber den Landesfunktionären zu vertreten. Ein Übertreten einer der stärksten FPÖ-










Bei den Nationalratswahlen 2008 konnten die Freiheitlichen ihren Wähleranteil noch 
deutlicher ausbauen und erreichte 17,5 Prozent (Plus 6,5 Prozent). Bei den 
Landtagswahlen in Vorarlberg (2009) und Wien (2010) wurde die FPÖ zur 
zweitstärksten Fraktion im Landtag bzw. Gemeinderat gewählt, nachdem sie in ihrer 
Regierungsphase zwischen 2000 und 2005 hinter SPÖ (Vorarlberg) und ÖVP (Wien) 
auf Platz drei zurückgefallen waren. 
 
 
6.3 Partei- und Organisationsstruktur der FPÖ 
 
Der Übergang vom VdU zur FPÖ hatte zunächst nur auf der Ebene der Führungskräfte 
stattgefunden und sich daher auf die Verständigung zwischen verschiedenen Personen 
des Dritten Lagers beschränkt. In Bezug auf den organisatorischen Bereich, der 
Grundsatzpolitik oder der politischen Strategie musste praktisch von neuem begonnen 
werden. Vor allem aber war es notwendig geworden, ein neues Fundament für den 
Aufbau einer funktionierenden Parteiorganisation zu legen (vgl. Pieringer 1982, 44). 
 
Denn wie die Großdeutsche Volkspartei oder der Landbund definierte sich die neu 
gegründete FPÖ zunächst eher als Gesinnungsgemeinschaft und nicht als politische 
Partei im klassischen Sinn. Deshalb bemühten sich die Freiheitlichen in den ersten 
Jahren ihres Bestehens auch nicht, eine große Parteiorganisation aufzubauen. Erst mit 
der Zeit wurde der Ausbau eines hauptamtlichen Apparats vorangetrieben, d.h. Büros 
wurden modernisiert und die einzelnen Fachreferate in einer Bundesgeschäftsstelle 
zusammengefasst (vgl. Piringer 1982, 207). 
 
Wie der VdU blieb die FPÖ föderalistisch aufgebaut. Den einzelnen Landes- und 
Ortsparteien wurde eine große Selbstständigkeit eingeräumt. Überhaupt blieben die 
Länder und die Gemeinden die eigentlichen Zentren der Freiheitlichen, da sie hier, 
aufgrund der proportionalen Zusammensetzung, in einigen Landesregierungen vertreten 











6.3.1  Formaler Aufbau der Partei 
 
Heute weist die FPÖ eine durchaus klassische Organisationsstruktur auf: Höchstes 
Organ ist der Bundesparteitag, bestehend aus der Bundesparteileitung und den 
Delegierten, die von den Landesgruppen im Verhältnis ihrer Mitgliederzahlen entsendet 
werden. Zweithöchste Instanz ist die Bundesparteileitung, die sich aus etwaigen FPÖ-
Regierungsmitgliedern auf Bundes- und Landesebene, allen Nationalrats-, Bundesrats- 
und Landtagsabgeordneten, sowie den Mitglieder des Europäischen Parlaments 
zusammensetzt. Danach folgt das Parteipräsidium (bestehend aus Parteiobmann, dessen 
Stellvertretern, Klubobmann, etwaigen Landeshauptleuten, den neuen 
Landesparteiobmännern, dem Mitglied Nationalratspräsidiums, Finanzreferent, 
Generalsekretär, Bundesgeschäftsführer) und der Bundesparteivorstand (vgl. Luther 
2006a, 366 f.). 
 
Die Landesgruppen sind der Bundespartei gegenüber weisungsgebundene Unter-
gliederungen, deren Struktur größtenteils vom Organisationsstatut abgeleitet wird. 
Ausnahme ist Kärnten, wo es neben den „Freiheitlichen in Kärnten - FPK“ (die sich 
vom Kärntner-BZÖ abgespalten haben) noch eine eigenständige FPÖ-Kärnten besteht, 
die nach einem ausgehandelten Kooperationsvertrag bei Wahlgängen gemeinsam eine 
„Wahlpartei FPÖ“ bilden sollen (vgl. Kooperationsvertrag FPK-FPÖ). 
 
Der formale Aufbau der FPÖ wurde speziell während der Phase des populistischen 
Protestes der Ära Haider oftmals verändert. Die radikalste Reform der Partei wurde 
1995 verabschiedet. Auf einem außerordentlichen Bundesparteitag wurde die FPÖ in 
„Die Freiheitlichen (F)“, kurz „F-Bewegung“, unbenannt. Ziel war es, die Bezeichnung 
„Partei“ aus allen Gremien, Organen und Subeinheiten zu streichen und durch den 
Bündnisbegriff (z.B. „Bündnisbüro“ statt Parteisekretariat) zu ersetzen. Zusätzlich sollte 
auch die Parteiorganisation umgestaltet werden. So wurde beispielsweise das Amt des 
Generalsekretärs abgeschafft. Der Partei sollte eine „Bürgerbewegung“ zur Seite gestellt 
werden, die Zusammen mit der „F-Bewegung“ (sprich der Partei) das „Bündnis 98“ 









ausgelegt war. Diese Änderungen wurden allerdings kurz nach ihrer Einführung wieder 
rückgängig gemacht (vgl. Bailer-Galanda/Neugebauer 1997, 42). 
 
Unter Haider hat sich das politische Gewicht der Gremien in Richtung des 
Parteipräsidiums verschoben. Vor allem aber zugunsten des Parteiobmanns, der sich 
nicht selten durch spontane und öffentlichen Ankündigungen über die Gremien hinweg 
setzte14. Durch die zahlreichen Wahlerfolge der FPÖ, die nicht zuletzt aufgrund der 
Beliebtheit Haiders zustande kamen, war es ihm möglich, seine innerparteiliche 
Position ausbauen. Aufgrund dieser praktisch unanfechtbaren Position konnte Haider 
nicht nur die Reihung der Kandidaten bestimmen, sondern entfernte sehr konsequent 
viele seiner parteiinternen Gegner. An dessen Stelle setzte er nicht selten 
„Quereinsteiger“ – auch an wichtige Positionen wie Bundes- oder 
Landesgeschäftsführer. Nach Luther (2006a, 369) hatte dies zur Folge, dass sich die 




6.3.2  Mitglieder, Funktionäre und Vorfeldorganisationen 
 
Gemessen an den sehr hohen Organisationsgraden von ÖVP und SPÖ, war die 
Organisationsdichte der FPÖ immer eher bescheiden, sowohl was ihre Mitgliederzahlen 
betrifft, als auch die Anzahl an Vorfeldorganisationen. Das kann auch dadurch erklärt 
werden, dass die Freiheitlichen (im Gegensatz zu ÖVP und SPÖ) aufgrund ihrer 
jahrzehntelangen Außenseiterstellung nie eine entsprechende Verteilungsfunktion 
(Wohnung, Arbeitsplatz, Ämter) erfüllen konnten. Dadurch blieb die FPÖ eine relativ 
locker organisierte Wählerpartei mit geringer Mitgliederdichte (vgl. Pelinka 2002, 284). 
 
Daran änderte auch die Tatsache nichts, dass im Gegensatz zu den Großparteien die 
Mitgliederzahlen der FPÖ ab den 1980er angestiegen, und erst in ihrer Regierungsphase 
                                                 
14 So gab Haider 1996 die Bestellung des damals 29-jährigen Peter Westenthaler zum neuen 
Generalsekretär in einer ORF-Pressenstunde (die live auf dem FPÖ-Parteitag übertragen wurde) bekannt, 









(2000 bis 2005) wieder etwas zurückgegangen sind. Heute dürften die Mitgliederzahlen 
der Partei bei knapp 40.000 liegen (vlg. Der Standard, 31.10.2008). Die traditionell 
stärksten FPÖ-Landesgruppen sind jene von Oberösterreich und Kärnten15, die 
zusammen über ein Drittel der Parteimitglieder stellen (vgl. Luther 2006a, 373).  
 
Während der VdU nur wenige Vorfeldorganisationen ins Leben rief und diese auch nur 
halbherzig betrieb, wollte die FPÖ eine bessere Funktionärsstruktur aufbauen und legte 
daher mehr Wert auf das Bestehen von Vorfeldorganisationen (vgl. Höbelt 1999, 243), 
wenn auch nicht im selben Umfang wie es bei ÖVP und SPÖ der Fall war bzw. immer 
noch ist. 
 
Zu den wichtigsten Vorfeldorganisationen zählen der „Ring Freiheitlicher 
Wirtschaftstreibender“, der „Freiheitliche Seniorenring“ und die „Freiheitliche 
Arbeitnehmerorganisation“ (FA). Weitere innerparteiliche Gruppen sind der „Ring 
Freiheitlicher Studenten“ (RFS) und der „Ring Freiheitlicher Jugend“ (RFJ). Während 
ersterer in den 1990er Jahren sehr mit dem anti-intellektuellen Image der Bundespartei 
zu kämpfen hatte, dominierten im RFJ einige Zeit teils stark deutschnationale Töne 
(vgl. Luther 2006a, 375). 
 
Deutschnationale, schlagende Studenten-Verbindungen spielen im Dritten Lagers eine 
nicht zu unterschätzende Rolle. Zwar nehmen die Burschenschaften nicht die Funktion 
von Vorfeldorganisationen ein, stehen aber trotzdem in einem Naheverhältnis zur FPÖ. 
So werden viele freiheitliche Funktionäre nicht in einer Vorfeldorganisation politisch 
sozialisiert, sondern in Schüler- oder Studentenverbindungen. Seit der Abspaltung des 
BZÖ und der Übernahme des Parteivorsitzes durch Heinz-Christian Strache, ist der 
FPÖ-interne Einfluss der Burschenschaften wieder gestiegen (vgl. Depisch 2007, 71 
ff.). Derzeit sind beispielsweise fast die Hälfte der FPÖ-Mandatare im Wiener Landtag 
Mitglied einer schlagenden Burschenschaft (vgl. Die Presse, 05.11.2011).  
 
 
                                                 










6.3.3  Wählerschaft der FPÖ 
 
In der Zeit nach ihrer Gründung setzte sich die Wählerschaft der FPÖ überwiegend aus 
Selbstständigen, Freiberuflern und Gewerbetreibenden zusammen, während Arbeiter 
stark unterrepräsentiert waren. Im Vergleich zur Großdeutschen Volkspartei oder dem 
VdU konnten die Freiheitlichen die Beamtenschaft nur in geringerem Ausmaß an sich 
binden (vgl. Piringer 1982, 43). Daneben blieben bis in die 1980er Jahre die klassischen 
liberalen Wählerschichten – Bildung und Besitz – eine Kernwählerschicht der FPÖ (vgl. 
Höbelt 1999, 256). 
 
Ab den 1970er Jahren gewann die Partei zunehmend Wähler der so genannten „neuen 
Mittelschicht“ (leitende und mittlere Angestellte, Facharbeiter). Gleichzeitig verloren 
die Freiheitlichen Wähler in der Gruppe der selbstständig Erwerbstätigen. Die in der 
FPÖ verhältnismäßig stark vertretene Gruppe der Akademiker blieb der Partei dagegen 




(Im-)mobilität der FPÖ Wähler zwischen 1983 und 2006  
      
 1983 1986 1999 2002 2006 
stabile Parteibindunga 47 39 26 25 29 
Frühentscheiderb 92 84 80 77 76 
Spätentscheiderc 8 16 20 23 24 
Wechselwählerd 10 16 18 24 26 
 
a) Respondenten die angeben, immer dieselbe Partei gewählt zu haben. 
b) Respondenten die angeben, ihre Wahlentscheidung bereits vor dem Intensivwahlkampf 
getroffen zu haben. 
c) Respondenten die angeben, erst in der Woche vor der Wahl ihre Wahlentscheidung getroffen 
zu haben 
d) Respondenten die angeben, bei der letzten Wahl für eine andere Partei gestimmt zu haben. 
 












Mit der Übernahme der Parteiführung durch Jörg Haider änderte sich das freiheitliche 
Wählerprofil markant. Zwischen 1986 und 1999 konnten die Freiheitlichen ihren 
Stimmenanteil an der Gesamtwählerschaft verdreifachen. Die FPÖ gelang es vor allem 
Männer, jüngere Menschen (Wähler unter 35 Jahre), Personen ohne höhere Bildung 
(Berufsschule), und Arbeiter erfolgreich ansprechen. Gerade in der Gruppe der Arbeiter 
konnte die FPÖ ihren Stimmenanteil von 3 (in den 1950er Jahren) auf 47 Prozent 
(1999) steigern, wodurch sie der SPÖ zeitweise den Rang als „Arbeiterpartei“ ablaufen 
konnte. Die vergleichsweise schwächsten Zugewinne wurden bei Landwirten (der 
traditionell treuesten ÖVP-Wählerschicht), qualifizierten Angestellten, Beamten und in 
den höheren Bildungsschichten (Matura oder Universitätsabschluss) erzielt (vgl. 
Plasser/Ulram 2000, 230 ff.). 
 
Allerdings ist die FPÖ-Wählerschaft weit loser an die Partei gebunden und daher 
mobiler als jene von SPÖ und ÖVP. Zusammengehalten werden die freiheitlichen 
Wähler großteils durch einen „oppositionellen Reflex“ auf das traditionelle groß-
koalitionäre Parteien- und Verbändesystem (Plasser/Ulram 2000, 238). Die 
Stimmenmaximierungsstrategie der Haider-FPÖ führte dazu, dass der Anteil an 
Wechsel- und Protestwähler zunahm und der Anteil an Wählern mit stabiler 






















6.4 Ideologie und Programmatik 
 
In ersten Jahren ihres Bestehens beherrschten Deutschnationalismus, Anti-
Kommunismus, Anti-Proporz und teilweise weit rechts stehendes Gedankengut 
(„Erhaltung der Volksgesundheit … durch eine Erbgesundheitspflege“) die FPÖ-
Programmatik (vgl. Luther 2007, 377). Mit dem „Manifest zur Gesellschaftspolitik“ 
entwickelte die FPÖ erstmals ein inhaltliches Programm. Das Manifest stellte dabei das 
so genannte  „Aktiv-Element“ heraus, das eine Beendigung der „Gleichmacherei“ und 
die Forderung einer nicht durch Parteizugehörigkeit, sondern durch Leistung bestimmte 
„Aufstiegsgesellschaft“ betonte (vgl. Luther 2006a, 378). 
 
Als „Meilenstein in der FPÖ-Programmatik“ bezeichnet Luther (2007, 378) das 
„Salzburger Programm“ des Jahres 1985, in dem liberale Positionen deutlicher hervor 
traten. So wurde im Gegensatz zu früheren Parteiprogrammen das „Bekenntnis zur 
deutschen Volks- und Kulturgemeinschaft“ ersetzt, durch die Formulierung 
„Zugehörigkeit zum deutschen Volks- und Kulturraum“. Zudem wurde – neben 
Prinzipien der Toleranz und Geschlechtergleichheit – erstmals eine positive Bewertung 
der „kulturellen Bereicherung unserer gemeinsamen Heimat“ durch zu „schützende 
ethnische Minderheiten Österreichs“ in ein Parteiprogramm aufgenommen. Nach 
Stirnemann (1988, 176) ist das Salzburger Programm durch einen 
„Kompromisscharakter zwischen liberalen und nationalkonservativen Vorstellungen 
geprägt.“ 
 
Das im Oktober 1997 beschlossene „Linzer Programm“ betonte den neuen Österreich-
Patriotismus der FPÖ, der jedoch durch die Aussage, es gehöre „die überwiegende 
Mehrheit der Österreicher der deutschen Volksgruppe“ an, etwas relativiert wurde. Eine 
neue Komponente war das – angesichts der antiklerikalen Tradition der Partei etwas 
verwunderliche – Bekenntnis zum Christentum, mit dem man sich ein Zustrom 
traditioneller ÖVP-Wähler bzw. ein besseres Gesprächsklima zur Volkspartei erhoffte 










Im Juni 2011 wurde ein neues FPÖ-Parteiprogramm beschlossen. In dem wieder ein 
stärkeres Bekenntnis zum Deutschtum enthalten ist: „Sprach, Geschichte, und Kultur 
Österreichs sind deutsch. Die überwiegende Mehrheit der Österreicher ist Teil der 
deutschen Volks-, Sprach- und Kulturgemeinschaft“. Österreich sei geprägt von eine 





6.5  Zusammenfassung: Entstehung und Entwicklung der FPÖ 
 
„Eine Einordnung der FPÖ fällt nicht leicht“ (Perchinig 1983, 90). Denn die 
Freiheitliche Partei Österreichs hat im Laufe ihrer Geschichte immer wieder ihren 
Charakter und ihre politische Strategie geändert. 
 
Die FPÖ gilt zwar als Nachfolgepartei des VdU, Ausgangpunkt der FPÖ war allerdings 
die Gründung der „Freiheitspartei“ durch Anton Reinthaller im Jahr 1955. Die 
deutschnationalen Kreise innerhalb des VdU sahen im „schwerbelasteten“ Reinthaller 
die Leitfigur einer neuen Partei, die sich vor allem um die Anliegen der „deutschen“ 
Österreicher kümmern sollte. Eine unabhängige, liberale Linie (vertreten von den 
„unbelasteten“ Journalisten, Herbert Kraus und Viktor Reimann) war zu Beginn 
notwendig gewesen, um eine Lizenz für die Nationalratswahl 1949 zu bekommen und 
diese auch behalten zu können. 
 
Spätestens mit dem Staatsvertrag, der Auflösung des Alliierten Rates und dem Abzug 
der Alliierten sah der rechte Parteiflügel des VdU die Zeit gekommen, die Partei nach 
ihren Vorstellungen auszurichten. Innerparteilich wurde die Auflösung des VdU von 
den Landesverbänden, Kärntens, Salzburgs, Tirols und Vorarlbergs und der Steiermark 
getragen. Vor allem der starke Kärnter-VdU trat für ein Aufgehen des VdU in der 
Freiheitspartei Reinthallers ein. Die Kärntner waren auch die ersten, die sich vom VdU 









einigten sich die Vertreter von VdU und Freiheitspartei eine neue Partei ins Leben zu 
rufen: Die Freiheitliche Partei Österreichs, die im April 1956 gegründet wurde. 
 
In den ersten Jahren ihres Bestehens war die FPÖ eine Partei mit schwacher 
Parteiorganisation, die sich inhaltlich auf wenige (meist nationale) Themen beschränkte. 
Von einer Beteiligung an der politischen Macht war die FPÖ weit entfernt, sie dürfte 
höchsten daran „schnuppern“, wenn ÖVP oder SPÖ einen Verbündeten brauchten, um 
den Koalitionspartner unter Druck zu setzten.  
 
Die Obmänner Friedrich Peter und Norbert Steger versuchten das Image einer 
„Ghettopartei“ (Luther 2006a, 363) loszuwerden und der Partei an liberaleres Gesicht 
zu geben. Dies sollte unter anderem durch den Zuzug neuer akademischer Kräfte über 
den Atterseekreis und der Erstellung eines neuen Parteiprogramms („Salzburger 
Programm“) erreicht werden. Durchaus mit Erfolg: 1970/71 stützten die Freiheitlichen 
die SPÖ-Minderheitsregierung und bekamen im Gegenzug die lange geforderte 
Wahlrechtsreform. Ab 1983 konnte die FPÖ – in einer kleinen Koalition mit der SPÖ – 
erstmals Regierungsverantwortung übernehmen. 
 
Wahlniederlagen, die Unzufriedenheit mit der freiheitlichen Regierungsarbeit und der 
daraus entstandene Unmut der nationalen Parteibasis brachten Jörg Haider an die Spitze 
der FPÖ. Haider war klar, dass ein Wiedereintritt in die Regierung erst dann wieder 
Sinn macht, wenn die FPÖ stimmenmäßig mindestens so groß ist, wie der 
Koalitionspartner. Um dieses Ziel zu erreichen, änderte die Partei ihre Strategie: Weg 
von der Verbreitung liberaler Werte und hin zu einem Kurs „populistischer 
Stimmenmaximierung“ (Luther 2007, 234). 
 
Im Zentrum des populistischeren Kurses stand die Kritik an der groß-koalitionären 
Regierungsform und an denjenigen die davon profitierten, wie Manager in 
„geschützten“ Bereichen wie Kammern oder Sozialversicherungen. Der betont deutsch-
nationale Kurs der FPÖ wurde ersetzt durch einen „Österreich-Patriotismus“, der mit 










Später kamen die Anliegen des „Kleinen Mannes“ und die Erhaltung eines 
„christlichen“ Europas („Abendland in Christenhand“) 
 
Keine andere Partei war in ihrer Geschichte von so vielen strategischen, inhaltlichen 
und personellen Wandlungen betroffen wie die FPÖ. So haben sich die Freiheitlichen 
von einer anti-klerikalen Europa-Partei – die der Österreichischen Nation ablehnend 
gegenübersteht – gewandelt, in eine patriotisch-populistische Anti-EU-Partei, die für ein 
christliches Europa eintritt. Ihrer Versuche, rechte („Österreich zuerst“), linke (die 
Anliegen des „Kleinen Mannes“) und christlich-konservative Inhalte miteinander zu 
verbinden, führten nicht zuletzt  dazu, dass die FPÖ immer wieder mit Abspaltungen 
konfrontiert war. 
 
Ursachen, Hintergründe und Verlauf der Abspaltungen des Liberalen Forums (1993) 



























 7  Das Liberale Forum (LiF) 
 
 
7.1  Entstehungsgeschichte des LiF 
 
Die Entstehung des Liberalen Forums ist das Ergebnis eines langwierigen 
Emanzipationsprozesses. In diesem Abschnitt sollen (ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit) jene Entwicklungen dargestellt werden, die letzten Endes die 




7.1.1  Liberaler Ausgangspunkt: Der Atterseekreis  
 
Nach Kratky (2009, 16) muss die Entstehung des „Atterseekreises16“ als ein 
Ausgangspunkt für die spätere Gründung des Liberalen Forums gesehen werden. Der 
Atterseekreis wurde zu Beginn des Jahres 1971 von liberal orientierten ehemaligen 
Mitgliedern des „Rings Freiheitlicher Studenten“17 gegründet. Als „Initiator des 
Atterseekreises“ (Reiter 1984, 109) gilt der spätere FPÖ-Verteidigungsminister und 
Freiheitliche Klubobmann Friedhelm Frischenschlager, der auch bei der Gründung des 
Liberalen Forums federführend beteiligt war. 
 
Mit dem Atterseekreis konnte die FPÖ erstmals auf so etwas wie einen „Think Tank“ 
zurückgreifen. Die wissenschaftlich ausgebildeten Mitglieder des Kreises waren alle – 
im Gegensatz zur Parteispitze – in der Zweiten Republik aufgewachsen und 
beschäftigten sich schwerpunktmäßig mit gesellschaftspolitischen Fragen (vgl. 
Perchinig 1983, 84), denen die FPÖ lange Zeit (auch aus Mangel an qualifiziertem 
Personal) keine Aufmerksamkeit gewidmet hatte. 
                                                 
16 Benannt nach der Tagungsstätte des Kreises, dem „Anton-Reinthaller-Haus“ in Attersee (OÖ) 
 
17 Darunter Friedhelm Frischenschlager, Norbert Steger, Hanjörg Tengg, Helmut Krünes, Gerhard Kratky 










Durch den Attersseekreis konnten Persönlichkeiten für die Mitarbeit in der FPÖ 
rekrutiert werden, die liberalen Ansätzen positiv gegenüberstanden und daher der Partei 
halfen, ein liberaleres Image zu verschaffen (vgl. Reiter 1984, 103). Innerhalb der 
Freiheitlichen nahm der Atterseekreis gegenüber der konservativeren Parteiführung stets 
eine kritische Haltung ein. „Er verstärkte erstmals auf breiterer Basis das liberale 
Element der Partei“ (Piringer 1982, 226). Die Mitglieder des Atterseekreises wollten 
sich aber nicht mit der Rolle einer programmatischen Stütze der FPÖ abfinden lassen, 
sondern versuchten in ihren jeweiligen Wirkungsbereichen die Liberalisierung der FPÖ 
voranzutreiben (vgl. Luther 1995b, 549). 
 
Nach der Wahl Jörg Haiders zum Parteiobmann wurde der Atterseekreis nach Betreiben 
ehemaliger Kabinettsmitarbeiter Norbert Stegers von der FPÖ abgetrennt, um ein 
politisch-wissenschaftliches Eigenleben führen zu können (vgl. Scharsach 1992, 34). 
 
Neben dem Atterseekreis kann auch der 1978 gegründete „Liberale Klub“ als 
Ausgangspunkt für das Entstehen des Liberalen Forums gesehen werden (vgl. Kratky 
2009, 18). Der Klub wurde als FPÖ-Vorfeldorganisation gegründet, auch aus dem 
Grund, die Mitgliedschaft in der Liberalen Internationalen (LI) zu erleichtern (vgl. 
Pelinka 1993, 33). 
 
 
7.1.2  Der FPÖ-Parteitag 1986: Ende des liberalen Zwischenspiels  
 
Am 12. ordentlichen FPÖ-Bundesparteitag Mitte September 1986 forderte Jörg Haider 
(zu diesem Zeitpunkt Kärntner Landesrat und Landesparteiobmann) den amtierenden 
Parteichef und Vizekanzler, Norbert Steger, zu einer Kampfabstimmung heraus. Haiders 
Angriffe richteten sich in erster Linie gegen Steger und seine Politik und erst in zweiter 
Linie gegen die Rot-Blaue-Koalition (vgl. Stirnemann 1988, 169). Mit einem Ergebnis 
vom 57,7 zu 39,2 Prozent der Stimmen konnte sich Haider klar durchsetzen. Um Haider 









Steger mit Verteidigungsminister Helmut Krünes einen Kompromisskandidaten 
aufzustellen, was allerdings scheiterte. 
 
Nach dem Ende der „liberalen Zwischenphase“ (Pelinka 2002, 287) unter Parteiobmann 
Steger hat Jörg Haider die Partei ab 1986 systematisch sowohl inhaltlich als auch 
personell verändert. Auf personalpolitischer Ebene wurden viele prominente FPÖ-
Führungsfunktionäre aus der Partei gedrängt und durch meinst junge, unerfahrene – 
aber loyal zu Haider stehende – Funktionäre ersetzt (vgl. Bailer-Galanda/Neugebauer 
1997, 35 ff.) 
 
So schieden in den Jahren nach dem Parteitag immer mehr Exponenten des liberalen 
FPÖ-Flügels aus – u.a. Volker Kier, Hans-Jörg Tengg, Walter Grabher-Meyer oder 
Johannes Strohmayer (vgl. Stirnemann 1988, 171). Andere Liberale Kräfte wie Heide 
Schmidt, Friedhelm Frischenschlager, Klara Motter, Helene Partik-Pable oder Holger 
Bauer verblieben noch in der FPÖ (vgl. Bailer-Galanda/Neugebauer, 34 ff.) 
 
Der liberale Flügel war nicht damit einverstanden, wie sehr Jörg Haider alle politischen 
Entscheidungen von seiner Person abhängig machte. Wichtige Entscheidungen 
beispielsweise teilte er nicht zuerst die Parteigremien mit, sondern ging damit gleich an 
die Öffentlichkeit. Ein weiterer Kritikpunkt war, dass sich Haiders Politik vorwiegend 
an Stimmungslagen in der Bevölkerung und daher an der Wählermaximierung um jeden 
Preis orientierte (vgl. Liegl 1995, 316). 
 
Drei Entwicklungen bzw. Ereignisse gaben schließlich den Ausschlag für die 
Entstehung des Liberalen Forums: 
 
Als erstes ist dabei die ablehnende Haltung der FPÖ zum EU-Beitritt Österreichs zu 
erwähnen. Ursprünglich war die FPÖ jene Partei, die sich als erste für einen Beitritt 
Österreichs zur 1957 gegründeten Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und später zur 
EG aussprach. Phasenweise hatte sich die FPÖ selbst sogar als die Europapartei 
bezeichnet (Reiter 1995, 437 ff.). Der Wandel der FPÖ von einer Pro- in eine Anti-EU-









zusammen. Die FPÖ begann Anfang der 1990er Jahre in der öffentlichen Debatte 
zwischen dem Eigenen österreichischen und dem Anderen – in erster Linie 
europäischen – zu unterscheiden (vgl. Frölich-Steffen 2004, 288). Ein Beitritt 
Österreichs zur EU wurde fortan abgelehnt. 
 
Während des Bundespräsidentschaftswahlkampfs 1992 kam es zu 
Auseinandersetzungen zwischen Heide Schmidt und Parteiobmann Haider. Grund für 
die Streitigkeiten waren Aussagen des damaligen Leiters des Freiheitlichen 
Bildungswerks, Andreas Mölzer. Dieser hatte bei einer Veranstaltung des Freiheitlichen 
Akademikerverbandes von einer drohenden Gefahr für die „deutsche Volks- und 
Kulturgemeinschaft“ gesprochen und dabei den nationalsozialistisch belasteten Begriff 
„Umvolkung“ verwendet. Während Haider nur den „unschönen Begriff Umvolkung“ 
Mölzers kritisierte, nicht aber die Aussage als solche, distanzierte sich Schmidt klar von 
der Aussage Mölzers und stellte sich so gegen Parteiobmann Haider (vgl. Gerstl 1998, 
111). 
 
Dieser drohte daraufhin, dass die Partei den Wahlkampf Heide Schmidts nicht weiter 
unterstützen und keine Wahlkampfplakate mehr drucken lassen werde (vgl. Pelinka 
1993, 52 ff.). Offiziell kam es zwar bald zu einer Aussöhnung zwischen Haider und 
Schmidt, nach Kratky (2009, 21) dachte Schmidt ab diesem Zeitpunkt erstmals konkret 
über die Gründung einer eigenen Partei nach. 
 
Den letzten und entscheidenden Anstoß für die Abspaltung des LiF gab das 
Ausländervolksbegehren „Österreich Zuerst“. Auslöser des Volksbegehrens war das im 
Frühjahr 1992 von der Großen Koalition verabschiedete Fremdenpolizeigesetz, das von 
der FPÖ heftig kritisiert wurde. Daraufhin kündigte Haider für Ende Jänner 1993 ein 
Volksbegehren mit dem Titel „Österreich zuerst“ an. Darin wird u.a. ein 
Einwanderungsstopp, eine generelle Ausweispflicht, Aufstockung der Exekutive, 
ständiger Grenzschutz, die Abschiebung ausländischer Straftäter und die Begrenzung 
des Ausländeranteils an Schulen auf 30 Prozent gefordert. Der Beschluss der FPÖ 
Bundesparteileitung für das Volksbegehren wurde mit nur einer Gegenstimme 









Die Abspaltung von der FPÖ war für den liberalen Flügel der Partei zur „politischen 
Notwendigkeit geworden, da die inhaltliche und personelle Entwicklung der FPÖ in 
Richtung national-soziale Partei in totale Isolation gedrängt hatte“ (Liegl 1997, 315).  
 
 
7.1.3  Das Liberale Forum spaltet sich ab 
 
Schmidt hatte mit Friedhelm Frischenschlager schon seit längerer Zeit die Entwicklung 
der FPÖ besprochen. Er war auch der erste Ansprechpartner als es um die Neugründung 
einer liberalen Partei ging (vgl. Pelinka 1993, 133 f.). Nach Gerstl (1998, 125 ff.) nahm 
Schmidt erstmals Mitte Dezember 1992 mit „von ihr als verlässlich eingestuften 
Kollegen aus dem Freiheitlichen Parlamentsklub“ (Gerstl 1998, 125) Kontakt auf und 
sondierte, ob sie sich an der Gründung einer liberalen Partei beteiligen würden. 
Während Hans-Helmut Moser und Klara Motter spontan ihre Bereitschaft dafür 
signalisierten, zögerte Thomas Barmüller zunächst, um sich dann wenig später gegen 
einen Weiterverbleib in der FPÖ zu entscheiden. Somit signalisierten fünf FPÖ-
Mandatare ihre Bereitschaft aus dem FPÖ-Klub auszutreten18.  
 
Ausgehend von einer mobiler werdenden Wählerschaft waren Schmidt und 
Frischenschlager überzeugt, dass es in Österreich Bedarf nach einer liberalen Partei 
gibt. Die Meinungsforscher prognostizierten einer liberalen Partei ein Wählerpotential 
von 15 bis 17 Prozent bei einem Wähleranteil von 6 bis 7 Prozent. (vgl. Gerstl 1998, 
152). Am 4. Februar 1993 gaben auf einer Pressekonferenz fünf Abgeordnete des 
freiheitlichen Parlamentklubs (Schmidt, Frischenschlager, Moser, Motter und 
Barmüller) ihren Austritt aus der FPÖ und die Gründung des Liberale Forums bekannt. 
 
Allerdings musste zuerst das Parlament darüber entscheiden, ob diese „interne“ 
Gründung einer Partei als Parlamentsklub zulässig ist. Rein rechtlich war die 
Angelegenheit deshalb umstritten, weil die Geschäftsordnung des Nationalrats für einen 
solchen Fall keine eindeutige Regelung vorsah (vgl. Kratky 2009, 27). Nach der 
                                                 
18 Die Zahl fünf ist deshalb so entscheidend, da eine Fraktion erst ab fünf Abgeordneten Klubstatus erhält, 









Geschäftsordnung des Nationalrates ist es den Abgeordneten einer wahlwerbenden 
Partei erlaubt, sich zu einem Klub zusammenzuschließen. Rechtlicher Streitpunkt war 
dabei die Auslegung des Wortes „einem“ als Zahlwort oder als unbestimmter Artikel. 
Letztendlich entschied der damalige Nationalratspräsident Heinz Fischer, nachdem er 
mehrere juristische Gutachten eingeholt hatte, dass die Gründung eines Liberalen 
Parlamentsklubs aufgrund des Grundsatzes der Organisationsfreiheit der Abgeordneten 
in Klubs rechtsmäßig ist (vgl. Liegl 1997, 316). 
 
Kurz nach der Pressekonferenz nahm ein Proponentenkomitee die Gründung der 
politischen Partei und dem damit zusammenhängende Aufbau einer Parteiorganisation 
in Angriff. Fünf Tage nach dem Austritt der Abgeordneten hinterlegten die Proponenten 
des LiF – wie im Parteiengesetz vorgeschrieben – die Satzungen des Liberalen Forums, 
womit die Partei Rechtspersönlichkeit erlangte (vgl. Gerstl 1998, 147). 
 
 
7.2  Weitere Entwicklung des LiF 
 
7.2.1  Die Nationalratswahlen 1994 und 1995 
 
Das LiF konnte bei seinem ersten bundesweiten Antreten 1994 einen Stimmenanteil von 
6 Prozent erreichen und mit 11 Mandataren in den Nationalrat einziehen. Mit dem 
Einzug des LiF waren somit erstmals in der Zweiten Republik fünf Parteien im 
Parlament vertreten. Prozentuell am besten schnitt das Forum in Wien (10,1 Prozent), in 
Vorarlberg (6,5 Prozent) und in Salzburg (6,4 Prozent) ab. Das schwächste LiF-
Ergebnis wurde im Burgenland mit 3 Prozent erzielt (vgl. Frischenschlager 1996, 224). 
 
In dieser Phase konnte das LiF als „relevante Partei“ nach Sartori (1978, 108) 
bezeichnet werden, da durch den Einzug des LiF ins Parlament die Zwei-Drittel-
Mehrheit der Großparteien gebrochen werden konnte. Diese Situation räumte den 
Liberalen – aber auch den anderen Oppositionsparteien – mehr Möglichkeit zur 
Mitbestimmung ein, wie zum Beispiel die Anpassung der österreichischen Verfassung 









mitinitiiert, wie die Absenkung der Promillegrenze, die Beseitigung eines Teils der 
Bestimmungen im Strafgesetzbuch, die homosexuelle Menschen diskriminierten und 
die Einrichtung von „bindenden Stellungnahmen“ als parlamentarischer 
Mitwirkungsrechte in der österreichischen EU-Politik (vgl. Liegl 2006, 409). 
 
Bei den vorgezogenen Neuwahlen Ende 1995 wurde das LiF, obwohl es an Stimmen 
verlor, mit 5,5 Prozent der Stimmen und zehn Mandaten zur viertstärksten Partei im 
Nationalrat. (vgl. Liegl 2006, 409). Die Meinungsforscher sprachen aufgrund der 
starken Polarisierung des Wahlkampfes zwischen SPÖ und ÖVP „trotz 
Stimmenverlusten“ von einem guten Ergebnis und „keiner Niederlage“ (vgl. 
Frischenschlager 1996, 227). Politisch bedeutete diese Wahl für das LiF trotzdem einen 
Rückschritt, da die Große Koalition ihre 1994 verlorene Zwei-Drittel-Mehrheit zurück 
gewinnen konnte. Die parlamentarische Öffnung der Koalitionsparteien gegenüber der 
Opposition wurde dadurch beendet, was den Gestaltungsspielraum des LiF als 
„klassische Parlamentspartei“ stark einschränkte (Frischenschlager 2000, 545). 
 
Tabelle 5:  
LiF-Wahlergebnisse 1993-2001 (Auswahl)  
Jahr Wahl Ergebnis in % Gewinn/Verlust in % 
1993 Landtag, Niederösterreich 5,1 erstmaliges Antreten 
1994 Landtag, Salzburg 5,8 erstmaliges Antreten 
1994 Landtag, Tirol 3,6 erstmaliges Antreten 
1994 Landtag, Vorarlberg 3,5 erstmaliges Antreten 
1994 Nationalrat 6,0 erstmaliges Antreten 
1995 Nationalrat 5,5 -0,5 
1996 Gemeinderat, Wien 7,9 erstmaliges Antreten 
1997 Landtag, Oberösterreich 2,1 erstmaliges Antreten 
1998 Landtag, Niederösterreich 2,1 -3,0 
1999 Landtag, Salzburg 3,7 -2,1 
1999 Landtag, Tirol 3,2 -0,4 
1999 Landtag, Vorarlberg 3,4 -0,1 
1999 Nationalrat 3,7 -1,8 
2001 Gemeinderat, Wien 3,4 -4,5 
 










Denn der Fokus der politischen Arbeit der LiF-Funktionäre war eindeutig auf das 
Parlament gerichtet, das auch die einzige öffentlichwirksame institutionelle Bühne 
dieser Partei war. Das Parlament bot dem Liberalen Forum eine ideale Bühne zur 
Darstellung ihrer Ziele und erleichterte den Weg in die Medienberichterstattung (vgl. 
Liegl 2006, 408).  
 
Finanziell war der Verlust eines Mandats (von 11 auf 10) bei den Nationalratswahlen 
1995 eine schwere Hypothek19. Denn dadurch konnte die Partei deutlich weniger 
öffentliche Parteiförderungsmittel lukrieren, wovon sich das LiF finanziell nie mehr 
erholen konnte. Die Folge war eine „chronische Unterdotierung aller folgenden 
Wahlkämpfe“ (Frischenschlager 2000, 545) vor allem auf Landesebene.  
 
 
7.2.2  Erfolge und Misserfolge bei Landtagswahlen 
 
Nur wenige Wochen nach der Parteigründung gelang dem LiF bei der Landtagswahl in 
Niederösterreich im Mai 1993 mit einem Ergebnis von 5,1 Prozent der Stimmen 
überraschend der Einzug in den Landtag. Die Landtagswahlen des Jahres 1994 verliefen 
für das LiF dagegen deutlich weniger erfolgreich: Bei den Landtagswahlen im März 
1994 in Tirol (3,4 Prozent) und Kärnten (2,6 Prozent) scheiterte das Liberale Forum, 
ebenso wie im September in Vorarlberg (3,5 Prozent) deutlich am Einzug in den 
Landtag. 
 
Aufgrund des Kleinparteien benachteiligenden Wahlsystems reichte in Salzburg ein 
Stimmenanteil von 5,7 Prozent nicht aus um in den Landtag einzuziehen. Gerade in 
Salzburg und Vorarlberg hatte man sich gute Ergebnisse und den Einzug in die 
Landtage erhofft, da man dort ein hohes liberales Stimmenpotential erwartete (vgl. 
Kratky 2009, 117 ff.) 
 
                                                 









Bei der Landtagswahl in der Steiermark 1995 erzielte das LiF 3,84 Prozent. Durch den 
Gewinn eines Grundmandats in Graz konnte man allerdings mit zwei Abgeordneten in 
den Landtag einziehen. Bei den Gemeinderatswahlen 1996 in Wien gelang es den 
Liberalen zwar mit 7,9 Prozent die Grünen prozentuell überholen, aufgrund der 
Wahlarithmetik erhielt das LiF allerdings einen Sitz weniger als die Grünen, nämlich 
sechs. Bei den gleichzeitig stattfindenden Wahlen zum Europäischen Parlament erzielte 
das LiF 4,3 Prozent und konnte mit Friedhelm Frischenschlager einen Mandatar nach 
Brüssel bzw. Strassburg entsenden. 
 
 
7.2.3  Kontinuierlicher Abstieg seit 1997 
 
Der Einsatz der Partei als „Wahlkampfinstrument“ (Frischenschlager 2000, 559) – d.h. 
die Konzentration auf Landes- und Bundeswahlkämpfe – ließ wenig Raum für eine 
Stabilisierung der organisatorischen, personellen und finanziellen Basis des LiF. In den 
Medien wurde vorwiegend die Konzentration der Partei auf Randthemen beleuchtet, 
wie das Recht auf Euthanasie, Kritik am Konkordat und das Eintreten für ein Wahlrecht 
für Ausländer bzw. ein Eherecht für Homosexuelle, beleuchtet (vgl. Frischenschlager 
2000, 408). 
 
Nachdem Versuche gescheitert waren, gemeinsam mit den Grünen einen Kandidaten für 
die Bundespräsidentenwahl 1998 aufzustellen, gab Parteichefin Heide Schmidt bekannt, 
für das Amt des Bundespräsidenten kandidieren zu wollen. Das LiF wollte durch diese 
Kandidatur seine inhaltlichen Anliegen stärker präsentieren und sein Profil schärfen um 
den Wählerstamm zu erweitern. Schmidt erzielte allerdings mit 11,1 Prozent „ein relativ 
mäßiges Ergebnis“ (Frischenschlager 2000, 552). Vor allem wenn man bedenkt, dass 
die SPÖ auf eine Kandidatur verzichtete und die Mitbewerber (Knoll: 13,6 Prozent; 
Lugner: 9,9 Prozent; Nowak: 1,9 Prozent) keine bekannten Spitzenpolitiker waren und 
keine Parteiorganisation hinter sich hatten. Nach Frischenschlager (2000, 546) haftete 
der Partei ab diesem Zeitpunkt ein „Verlierer-Image“ an, das die Partei bis zu den 










1998 stellten sich die Liberalen erneut der Landtagswahl in NÖ und verfehlten mit 2,1 
Prozent der Stimmen den Wiedereinzug in den Landtag. Auch 1999 schaffte es das LIF 
nicht, bei den Wahlen in Salzburg, Tirol, Vorarlberg und Kärnten in einen Landtag 
einzuziehen. In Salzburg, dessen Landeswahlrecht inzwischen geändert wurde, konnten 
nur mehr 3,7 Prozent erreicht werden. In Vorarlberg erzielte das LiF einen 
Stimmenanteil von 3,4 und in Tirol 3,3 Prozent. Im Jahr 2000 fiel das LIF mit 1,1 
Prozent aus dem Steirischen Landtag (vgl. Kratky 2009, 110 ff.). 
 
Die Ausgangslage des LiF für die Nationalratswahl 1999 war allein aufgrund der 
anhaltenden Niederlagenserien bei Landtagswahlen äußerst ungünstig. Zusätzlich 
erschwert wurde die Situation durch den medial zur Richtungswahl hochstilisierten 
Kampf zwischen SPÖ, ÖVP und FPÖ. Der Themenorientierte Wahlkampf der Liberalen 
ging unter diesen Gegebenheiten völlig unter. Durch die Aussage Wolfgang Schüssels, 
bei einem Rückfall der ÖVP auf Platz drei in Opposition zu gehen, bekam der 
Wahlkampf in der Schlussphase eine weitere Dynamik. Somit drehte sich das 
Wahlkampfinale nur noch um die Frage der Regierungsbildung der drei Mittelparteien 
(vgl. Plasser/Ulram/Sommer 2000, 50 f.). Die Nationalratswahlen 1999 endeten für das 
LiF in einem „Desaster“ (Frischenschlager 2000, 546). Mit einem Stimmenanteil von 
rund 3,7 Prozent blieb das LiF zwar nur knapp unter der Vier-Prozent-Marke, verfehlte 
aber dennoch den Wiedereinzug ins Parlament.  
 
Die verlorene Nationalratswahl 1999 und der Rückzug Heide Schmidts aus der Politik 
bedeutete das faktische Ende des Liberalen Forums als relevante Politische Partei. Die 
Entwicklung der Partei ab dem Jahr 2000 und die Bestrebungen, das LiF wieder zu 
einer Parlamentspartei zu machen, bezeichnet Kratky (2009, 125) als „gut gemeinte, 
aber letztlich untaugliche Wiederbelebungsversuche.“ 
 
In Wien scheiterte das LiF 2001 trotz eines respektablen Ergebnisses von 3,4 Prozent an 
der Fünf-Prozent-Hürde und verlor seine sechs Abgeordneten im Wiener Landtag und 
Gemeinderat. Damit schied das LiF aus dem letzten Landesparlament, in dem es bis 










Bei den Nationalratswahlen im November 2002 blieben die Liberalen unter der Ein-
Prozent-Marke (0,98 Prozent), die für die Rückerstattung der Wahlkampfkosten 
entscheidend ist. Bei den Nationalratswahlen 2006 wurde auf eine Kandidatur 
verzichtet. Der neue LiF-Obmann Alexander Zach kandidierte als Vertreter des 
Liberalen Forums auf einem Listenplatz der SPÖ. Die Rückkehr Heide Schmidt als 
Spitzenkandidaten des LiF für die Nationalratswahl 2008 und die zeitweise guten 
Umfragewerte erweckten noch einmal die Hoffnung auf einen Wiedereinzug in den 
Nationalrat (vgl. Filzmaier/Hofinger/Perlot/Ptaszynska 2009, 13). Da die Liberalen bei 
der Nationalratswahl mit einem Stimmenergebnis von 2,1 Prozent an der Vier-Prozent-
Hürde scheiterte, erklärte Schmidt am 30. September 2008 ihren endgültigen Rückzug 
aus der Politik (vgl. Der Standard, 30.9.2008). 
 
 
7.3  Partei- und Organisationsstruktur des LiF 
 
Der formale Aufbau des LiF folgte einem territorialen und themenorientierten 
Organisationsprinzip. Territorial orientierte sich die Parteiorganisation der staatlichen 
Gliederung in Bundesländer Diese reichte allerdings nicht bis zur Orts- und 
Bezirksebene hinunter, sondern wurde auf Landesebene durch eine themenorientierte 
Gliederung ergänzt (vgl. Liegl 1997, 317) Insgesamt war der Organisationsaufbau 
relativ straff und entsprach dem einer modernen Kaderpartei (vgl. Liegl 2006, 408). 
 
 
7.3.1  Landesparteien und Vorfeldorganisationen 
 
Da die Anerkennung des LiF als Parlamentsfraktion von der FPÖ lange Zeit bekämpft 
wurde, konnte erst relativ spät auf Klubförderung zugegriffen werden. Da diese Mittel 
für die parlamentarischen Arbeit zweckgebunden sind, standen nur sehr geringe 
finanzielle Mittel zur Verfügung, was den Aufbau der Parteiorganisation erschwerte 
(vgl. Kratky 2009, 31). Notgedrungen musste daher in den ersten Wochen der Existenz 









Unterstützungsvereine, etc.), denen „eindeutig der Charakter eines Notbehelfers“ 
(Gerstl 1998, 154) anhaftete.  
 
Der Aufbau von Landesorganisationen war somit von Beginn an von einer schlechten 
Finanzausstattung gekennzeichnet. So musste in einigen Fällen sogar die Wohnung des 
jeweiligen Landessprechers als LiF-Büro benutzt werden. Die Anstellung bezahlter 
Landesgeschäftsführer war aufgrund fehlender finanzieller Mittel nur selten möglich 
(vgl. Gerstl 1998, 227).  
 
Angesicht der speziell in der Gründungsphase 1993/94 so zahlreich stattfindenden 
Landtagswahlen (NÖ, Sbg., Vbg., Stmk., T.) konzentrierte man sich in den 
Bundesländern mehr auf den Wahlkampf und weniger auf den Aufbau einer 
Landesorganisation. So wiesen die Landesorganisationen sowohl inhaltliche als auch 
personelle Defizite auf. In der Bundespartei waren bis auf wenige Ausnahmen 
altgediente, ehemalige FPÖ-Funktionäre und daher bekanntere Persönlichkeiten zu 
finden. Auf Landesebene dagegen war das LiF vorwiegend auf politische Neulinge 
angewiesen (vgl. Liegl 2006, 408). 
 
Bei einer Analyse der Kandidatenliste des LiF fällt der hohe Anteil an Akademikern auf 
(37 von 66 Personen). Generell dominierten auf den LiF-Listen Personen mit hohem 
gesellschaftlichen Prestige (vgl. Gerstl 1998, 372). Nach Frischenschlager (2000, 560) 
schwankte das LiF immer zwischen einer Honoratioren und Kaderpartei. Eine 
Ausnahme unter den sonst schwachen Landesgruppen stellten Wien und 
Niederösterreich dar, wo der Einzug in den Landtag viele Sympathisanten für eine 
Kandidatur für das LiF (auch auf Gemeindeebene) gewonnen werden konnten. 
 
Die Wahlkämpfe waren nicht nur organisatorisch und politisch eine große 
Herausforderung für das LiF, sondern bedeuteten auch eine enorme finanzielle 
Belastung für die noch junge Partei. Denn in den Jahren 1993/94 erhielt das LiF 
finanzielle Zuwendungen nur für den liberalen Parlamentsklub und den 
niederösterreichischen Landtagsklub. Anspruch auf staatliche Parteienförderung hatte 









der Jahre 1993 und 1994 in sämtlichen Bundesländern Landesorganisationen 
aufzubauen. Anfang 1995 nahm auch die politische Akademie des Liberalen Forums – 
das Liberale Bildungsform – seine Arbeit auf (vgl. Frischenschlager 1996, 230). 
 
Das Liberale Forum verstand sich bei seiner Gründung als Partei neue Typus: „als 
offenes ‚Forum’, ohne die Tendenz insbesondere der Regierungsparteien, sich alle 
möglichen Interessensvertretungen organisatorisch einzuverleiben.“ (vgl. 
Frischenschlager 2000, 559). 
 
So hatte das LiF grundsätzliche Einwände gegen eine direkte Einflussnahme der 
Parteipolitik auf das Geschehen in Berufsvereinigungen, Kammern oder kulturellen 
Organisationen, da in diesen Bereichen – so das Selbstverständnis des Liberalen Forums 
– „Parteipolitik nichts verloren hat“ (Kratky 2009, 71). Daher ging die 
Organisationsphilosophie des LiF dahingehend, bündische Organisationsstrukturen 
möglichst zu vermeiden. Die Interessen einzelner Berufsgruppen sowie von alters- bzw. 
genderspezifischen Gruppierungen sollten in den satzungsgemäßen Gremien vertreten 
werden. Spezifische Interessen sollten also direkt in der Partei artikuliert werden können 
und sich nicht zu lobbyierenden Vorfeldorganisationen entwickeln. Ausnahmen bildeten 
das „Liberale Studentinnen- und Studentenforum“ und das „Liberale Jugendforum“ 
(vgl. Kratky 2009, 71). 
 
 
7.3.2  Mitglieder- und Wählerbasis des LiF 
 
Das LiF war eine klassische Wählerpartei. Die eher geringe Anzahl an Mitgliedern20 
war schwerpunktmäßig in den Landeshauptstädten konzentrieren. Die „Partner“ waren 
eine relativ homogene Gruppe und gehören – analog zu den LiF-Wählern – vorwiegend 
Schichten mit höherem Bildungs- und Einkommensniveau an. Sie sind zum Großteil 
zwischen 25 und 40 Jahre alt und zu 60 Prozent weiblich. Die Frauen kommen aus dem 
                                                 
20 Um das anvisierte besondere Nahverhältnis zwischen der Partei und ihrer Basis zu betonen, bezeichnete 










Milieu der Freiberufler, der Wirtschaftstreibenden und der Angestellten, die Männer 
gehören zum Großteil der Touristik- und Kommunikationsbranche an, viele sind auch 
Gewerbetreibende und Facharbeiter mit einer höheren Ausbildung (vgl. Liegl 1997, 
318). Die Mehrzahl der „Partner“ stammte aus Wien, sowie aus anderen urbanen 
Zentren. Die wenigsten Partner hatte das LiF im Burgenland. Über die Mitgliederzahl 
gibt es unterschiedliche Angaben: Gerstl (1998, 191) spricht von insgesamt 1.138 
Partnern im Jahr 1994, nach Liegl (1997, 318) waren es Mitte der Neunziger Jahre rund 
3.000 in ganz Österreich. 
 
Soziostrukturell versuchten die Liberalen urbane, besser gebildete, gut verdienende und 
mobilere Bevölkerungsschichten anzusprechen (vgl. Liegl 2006, 407), was durchaus 
gelang. Analysiert man die Wählerschaft des LiF bei den Nationalratswahlen 1994, 
1995 und 1999 fällt der hohe Anteil an jüngeren Wählern (18 bis 29 Jahre) bzw. an 
Personen mit höherem Bildungsniveau (Matura/Universitätsabschluss) auf. Die meisten 




7.4  Ideologische und programmatische Grundsätze 
 
Das Parteiprogramm des LiF versuchte gesellschafts- und wirtschaftsliberale Positionen 
gleichermaßen zu betonen, wobei in der Öffentlichkeit meist nur gesellschaftsliberale 
Positionen der Partei thematisiert wurden. Ausgangspunkt war ein rationales 
Menschenbild, in dem jeder Mensch „zu freiem und verantwortungsbewusstem Handeln 
befähigter Gestalter seiner eigenen Lebensverhältnisse“ sein soll. Aus diesem 
Menschenbild sollte das gesellschaftliche und politische Handeln abgeleitet werden  
 
In allen politischen Bereichen (auch in der Sozialpolitik) traten die Liberalen für eine 
staatliche Rahmengesetzgebung ein, die zum einen auf Mindeststandards beruht (z.B. 
Grundsicherung) und zum andern genügend Freiraum lässt, um Eigenverantwortung zu 
fördern. Das Parteiprogramm des LiF wagte sich besonders im Bereich von 









Trennung von Kirche und Staat, die rechtliche Gleichstellung homosexueller mit 
heterosexueller Partnerschaften, das Eintreten für das Recht auf Euthanasie, die 
Liberalisierung der Drogenpolitik und das Recht auf Abtreibung unabhängig von 
sozialer und finanzieller Lage (vgl. Kratky 2009, 38 ff.). 
 
Bei der Erstellung des Parteiprogramms zeigten sich bald die unterschiedlichen 
Tendenzen zwischen „Linksliberalen“ und „echten Wirtschaftsliberalen“. Die 
Linksliberalen waren gegen eine reine Marktwirtschaft. Diese sollte durch soziale und 
ökologische Verantwortung in Grenzen gehalten werden, was bei den 
wirtschaftsliberalen Kreisen auf Widerstand stieß. 
 
Auch die gesellschaftspolitischen Standpunkte des LiF waren parteiintern nicht 
unumstritten. Vor allem der Einsatz für Homosexuelle wurde nicht von allen 
Funktionären und Partnern als zielführend angesehen und führte auch zu Austritten 
namhafter Funktionäre, wie beispielsweise Georg Mautner-Markhofs (vgl. Liegl 1997, 
321). Auch in der Öffentlichkeit ist das LiF das Image eine „Partei der Randthemen“ zu 























7.5   Zusammenfassung: Entstehung und Entwicklung des 
Liberalen Forums 
 
Die Abwahl Norbert Stegers als FPÖ-Obmann 1986 und das damit verbundene Ende 
des „liberalen Zwischenspiels“ (Pelinka 2002, 287), markiert gleichzeitig den Beginn 
der Ära Haider. Durch den in dieser Phase zunehmend populistisch werdenden Kurs der 
FPÖ fühlten sich die Vertreter des liberalen Parteiflügels immer mehr an den Rand 
gedrängt. Insbesondere Heide Schmidt, als „Repräsentantin dieser Strömung“ (Bailer-
Galanda/Neugebauer 1998, 40), stellte sich immer stärker gegen polarisierenden Kurs 
der FPÖ unter Haider. 
 
Dieser Kurswechsel lässt sich an zwei Wandlungsprozessen erkennen: Zum einen am 
Wandel am Wandel der FPÖ von der „Europa-Partei“ zur „Anti-EU-Partei“. Zum 
anderen an der Transformation der FPÖ von einer populistischen in eine 
„rechtspopulistischen Partei“ (Pelinka 2002, 284), im Zuge Ausländervolksbegehrens 
„Österreich Zuerst“. Diese Veränderungsprozesse führten schließlich Anfang Februar 
1993 zur Abspaltung des Liberalen Forums. Eine solche Handlung war für den liberalen 
Flügel der FPÖ zur „politischen Notwendigkeit geworden, da die inhaltliche und 
personelle Entwicklung der FPÖ in Richtung national-soziale Partei in totale Isolation 
gedrängt hatte“ (Liegl 1997, 315). 
 
Das Liberale Forum entstand in einer Phase, die immer mehr gekennzeichnet war durch 
einen Wandel der Gesellschaft in Richtung Dienstleistungsgesellschaft, der Auflösung 
der traditionellen Lagerbindungen, der Erosion des Parteien- und Verbändestaats und 
der Pluralisierung der politischen Themenlandschaft. Diese Entwicklungen begünstigten 
das Entstehen einer liberalen Partei, da die größer werdende Offenheit des 
Parteiensystems und den immer härteren Wettstreit der Parteien ein „window of 
opportunity“ öffnete (Liegl 2006, 401). 
 
Fünf ehemalige FPÖ-Mandatare bildeten zuerst einen liberalen Parlamentsklub bevor 









Ausgangslage, sich im verfestigten Parteiensystem Österreichs zu etablieren, konnte das 
LiF in den ersten beiden Jahren seines Bestehens durchaus Überraschungserfolge 
erzielen. Das gilt in erster Linie für die Bundespolitik – wo zweimal der Einzug in das 
Parlament geschafft wurde – und im beschränkten Ausmaß auch für die Landespolitik, 
wo sich die Knappheit an finanziellen Mitteln besonders negativ auswirkte. 
 
Ideologisch zog sich ein ganzheitlicher Liberalismus von Beginn an durch die Tätigkeit 
des LiF. Das starre Festhalten am Dogma „Liberalismus“ hatte zur Folge, dass auf 
spezifische Bedürfnisse und Bewusstseinslagen der liberalen Wählerschaft zu unflexibel 
reagiert wurde. So hatten Themen wie die strikte Trennung von Kirche und Staat, 
Sterbehilfe oder die rechtliche Besserstellung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften in 
bürgerlich-liberalen Kreise eine eher abschreckende Wirkung. In den Worten Kratkys 
(2009, 145) haben „Produkt und Markt“ des LiF nicht „übereingestimmt“, was nicht 
zuletzt den Abstieg der Liberalen eingeläutet hat. Seit dem Auszug aus dem Nationalrat 

























 8  Das Bündnis Zukunft Österreich (BZÖ) 
 
 
8.1  Entstehungsgeschichte des BZÖ 
 
8.1.1  Die FPÖ wird Regierungspartei 
 
Durch die „Erdrutschartigen Wählerwanderungen bei den Nationalratswahlen“ 
(Plasser/Ulram/Seeber 2003, 63) und die Zugewinne von 5 Prozentpunkten erzielte die 
FPÖ nicht nur das beste Ergebnis ihrer Geschichte (26,9 Prozent), sondern stieg damit 
(wenn auch nur knapp) zur zweitstärksten Partei im österreichischen Parlament auf. 
Nachdem die Verhandlungen über eine Fortsetzung der Großen Koalition scheiterten, 
einigten sich ÖVP und FPÖ auf eine gemeinsame Regierungszusammenarbeit die 
Anfang Februar 2000 angelobt wurde. Während sich die ÖVP vergleichsweise rasch auf 
die neue Konstellation einstellen konnte, führte der Rollenwechsel der FPÖ von einer 
„verbal aggressiven rechtspopulistischen Oppositionspartei“ (Plasser/Ulram/Sommer 
2003, 65) zur Regierungspartei zu gewissen Anpassungsproblemen. 
 
Als Oppositionspartei war die Politik der FPÖ auf eine populistische 
Stimmenmaximierung ausgelegt. Als verantwortliche Regierungspartei musste man 
Kompromisse mit dem Koalitionspartner eingehen und diese seiner Wählerschaft 
„verkaufen“. Dieser Übergang stellte für die FPÖ eine große interne Herausforderung 
dar. Um ihn zu bewerkstelligen hatte sich die Partei eine neue Strategie zurecht gelegt, 
die aus folgenden Kernpunkten bestand: die Rekrutierung eines kompetenten 
Regierungsteams (samt Mitarbeiter); Änderungen im Parteiapparat um u.a. die 
Unterstützung der Regierung zu ermöglichen; eine Neuausrichtung der bisher 
erfolgreichen Wahlwerbung und die Gewinnung der Akzeptanz der FPÖ-Funktionäre 
für die unabwendbaren Kompromisse des Regierens sowie die absehbaren Stimmen- 
und Mandatsverluste auf Landes- und Gemeindeebene (vgl. Luther 2006b, 30). 










Die FPÖ war auf die Regierungsbeteiligung schlecht vorbereitet. Besonders während 
der ersten Jahre tat sich die Partei schwer, Personen mit relevanter Erfahrung und 
Expertise für ihre Ministerien zu gewinnen und zu halten. Nur die Hälfte der Anfang 
2000 angelobten Minister hatte Erfahrung als Landesräte (Schmidt, Grasser, und sehr 
bedingt Sickl) und daher ein gewisses Know-how im Umgang mit öffentlichen 
Bürokratien. Während Scheibner und Krüger vom Nationalrat in die Regierung 
wechselten, hatte Riess-Passer „nur“ Erfahrung als Bundesrätin und Parteifunktionärin 
(vgl. Luther 2006b, 28). 
 
So kam es speziell in den ersten beiden Regierungsjahren zu mehreren Wechseln in der 
FPÖ-Regierungsmannschaft. Beispielsweise mussten die Minister für Justiz (Krüger) 
und Soziales (Sickl) bereits nach wenigen Wochen bzw. Monaten ausgetauscht werden. 
Das Infrastrukturministerium musste insgesamt dreimal personell neu besetzt werden. 
Auf Schmidt folgte Forstinger, die wiederum von Reichhold abgelöst wurde.  
 
Auch an der Parteispitze kam es zu mehreren Führungswechseln: In der Zeit zwischen 
dem Regierungseintritt und der Gründung des BZÖ hatte die FPÖ fünf verschiedene 
Parteiobmänner21. Dazu kamen mehrer Bundesgeschäftsführer und Generalsekretäre. 
 
Ein weiteres Hindernis für die freiheitliche Regierungsmannschaft war, dass nicht alle 
Minister gleich stark in der Partei verankert waren. Die Ausnahmen waren Riess-Passer 
(seit 1996 geschäftsführende Obfrau), Schmidt und Scheibner (seit 1989 Präsidiums 
bzw. Vorstandsmitglied). Sickl wurde beispielsweise erst 1997 Parteimitglied, während 
Böhmdorfer der Partei überhaupt nicht beitrat. Diesem schwach in die Partei 
integrierten Regierungsteam stand eine zunehmend gespaltene Partei gegenüber, die 
Druck auf die Minister ausübte. Für die Minister war so nur sehr schwer möglich , in 
ihren Ressorts eine konsequente Linie zu verfolgen (vgl. Luther 2006b, 28). 
 
                                                 
21 Haider bis 01.05. 2000; Riess-Passer bis 08.09.2002, Scheibner (interimistisch) bis 21.09.2002, 










Eine innerparteiliche Folge der Übernahme der Regierungsverantwortung war die 
Entfremdung und Unzufriedenheit einer beträchtlichen Anzahl an lokalen 
Parteifunktionären, die sich an die lautstarke Protestpolitik der Phase nach 1986 
gewöhnt hatten, in der meist nur „gute Botschaften“ und keine „schlechten“ übermittelt 
werden mussten22. Dazu kam, dass der FPÖ-Parteiapparat nur sehr beschränkte 
Fähigkeiten besaß, die Regierungslinie innerparteilich zu kommunizieren oder 
treffender formuliert „zu kaufen“ (vgl. Luther 2006a, 369 f.). Letzteres kann dadurch 
erklärt werden, dass die kompetentesten Mitarbeiter in die Ministerien versetzt wurden. 
Dadurch wurden dem Apparat jene Kräfte entzogen, die mit den Gegebenheiten der 
Partei, ihren Funktionären und Mitgliedern am besten vertraut waren (vgl. Luther 
2006b, 34). 
 
So zeigten sich immer größer werdende inhaltliche und strategische 
Meinungsverschiedenheiten. Spätestens zwei Jahre nach dem Regierungseintritt war die 
Partei intern zerrissen und wirkte daher auch keineswegs als geschlossene Einheit. 
 
Ausschlaggebend für die „Selbstzerfleischung der Partei“ (Luther 2006a, 384) in den 
Jahren 2000 bis 2005 war vor allem Haiders Rolle einer lautstarken innerparteilichen 
Opposition. Haider, der im Mai 2000 das Amt des Parteiobmanns an Susanne Riess-
Passer abgegeben hatte, wurde bald zum schärfsten Kritiker der FPÖ-Regierungspolitik 
und verstärkte so die innerparteilichen Spannungen. 
 
 
8.1.2 „Knittelfeld“ und das Ende der ersten ÖVP-FPÖ- Regierungsperiode 
 
Die Meinungen über die Ausrichtung des Regierungskurses gingen zwischen 
Parteiführung, Funktionären und Mitgliedern weit auseinander. Beispielsweise wurden 
die Widersprüche zwischen dem wirtschaftsliberalen Kurs (Privatisierung staatsnaher 
                                                 
22 Nach Riess-Passer war die Partei auf die Regierungsarbeit „inhaltlich, oder besser gesagt 
psychologisch bzw. emotionell nicht vorbereitet. Wir (die FPÖ, Anm.) hatten eine Funktionärsgeneration, 
die nichts anderes kannte, als dem Wähler gute Botschaften zu überbringen. (…) sie mussten Maßnahmen 
der Regierung rechtfertigen, die nicht immer populär waren“ (Interview mit Susanne Riess-Passer, in: 









Betriebe, „Nulldefizit“) der Schwarz-Blauen-Regierung und Wahrung der Interessen 
des in Oppositionszeiten so oft zitierten „kleinen Mannes“ von der Mehrheit der 
Parteimitglieder heftig kritisiert (vgl. Luther 2006b, 30). 
 
Aufgrund der hohen Steuer- und Abgabenquote, die vor allem niedrige Einkommen 
überproportional belasteten (vgl. Talos 2006, 338), wurde eine Steuersenkung noch vor 
der geplanten Nationalratswahl 2003 gefordert. Als diese nach den Überschwemmungen 
im Sommer 2002 auf die Zeit nach der Wahl verschoben werden sollte, während auf 
den Kauf von Abfangjägern beharrt wurde, kam es zu einer Zuspitzung der 
innerparteilichen Konflikte. 
 
Der regierungskritische Flügel der FPÖ konnte die Mehrheit der Parteitags-Delegierten 
für ein Treffen in Knittelfeld gewinnen. Auf dieser Delegiertenversammlung wurden 
zentrale Punkte des Regierungskurses abgelehnt. Zudem sollten die Weichen für eine 
Ablösung einiger (nicht aller) freiheitlicher Regierungsmitglieder gestellt werden. 
Daraufhin kündigten Vizekanzlerin Riess-Passer und die anderen FPÖ-Minister ihren 
Rücktritt an, da sie keinen ausreichenden innerparteilichen Rückhalt für eine 
Fortsetzung ihrer Regierungstätigkeit sahen (vgl. Steiniger 2007, 179-186). Der 
Bundeskanzler erklärte die Koalition für beendet und kündigte Neuwahlen an. 
 
Die Neuwahl im November 2002 endete für die FPÖ in einem Debakel: Die FPÖ 
stürzte von knapp 27 auf 10 Prozent ab (Minus 17 Prozent). Die von der FPÖ 
enttäuschten Wähler wanderten fast geschlossen zur ÖVP, die mit 42,3 Prozent zur 
stärksten Partei gewählt wurde. Bei der Nationalratswahl 2002 war es somit zur 
stärksten Wählerverschiebung in der Geschichte der Zweiten Republik gekommen (vgl. 















8.1.3  Anhaltende Konflikte und die Gründung des BZÖ 
 
Trotz kritischer Stimmen (sowohl in ÖVP als auch FPÖ) kam es im Februar 2003 zu 
einer Neuauflage der Schwarz-Blauen-Koalition. Diesmal allerdings unter geänderten 
Vorzeichen. Stellte die FPÖ von 2000 bis 2002 noch sechs von elf Ministern, waren es 
ab 2003 nur noch drei: Herbert Haupt (Vizekanzler und Sozialminister), Dieter 
Böhmdorfer (Justiz) und Hubert Gorbach (Infrastruktur). „Ruhe und Kontinuität 




FPÖ-Wahlergebnisse zwischen 2000 und 2005 
Jahr Wahl Ergebnis in % Gewinn/Verlust in %  
2000 Landtag, Steiermark 12,4 -5,4  
2000 Landtag, Burgenland 12,6 -2  
2001 Gemeinderat, Wien 20,2 -7,7  
2002 Nationalrat 11 -16,9  
2003 Landtag, Niederösterreich 4,5 -11,6  
2003 Landtag, Oberösterreich 8,4 -12,2  
2003 Landtag, Tirol 8 -11,7  
2004 Landtag, Kärnten 42,5 +0,3  
2004 Landtag, Salzburg 8,7 -10,9  
2004 Europaparlament 6,3 -17,1  
2004 Landtag, Vorarlberg 12,9 -14,6  
2005 Landtag, Steiermark 4,6 -7,8  
2005 Landtag, Burgenland 5,8 -6,9  
2005 Gemeinderat, Wien 14,8 -5,3  
 
Quelle: Landeswahlbehörden, Bundeswahlbehörde (Internet-Seiten), eigene Darstellung 
 
 
Die ersten Wahlen nach der Regierungsangelobung brachten für die FPÖ keine 
Trendumkehr. Im Gegenteil: Bei den Landtagswahlen in Niederösterreich verlor die 
FPÖ ein Viertel seiner Wählerschaft und rutschte hinter die Grünen auf den vierten 









Prozent), in Tirol (Minus 11,7 Prozent) und Salzburg (Minus 10,9 Prozent). Angesichts 
dieser Verluste im zweistelligen Prozentbereich war das Ergebnis der Kärntner 
Landtagswahlen mehr als überraschend. Die FPÖ konnte ihr gutes Ergebnis aus dem 
Jahr 1999 nicht nur halten, sondern sogar geringfügig ausbauen und blieb mit 42,5 
Prozent stimmenstärkste Partei. Landeshauptmann Haider war es gelungen, die im Land 
herrschende starke oppositionelle Stimmung gegen die Bundesregierung (die nicht 
zuletzt von ihm selbst ausging) für sich zu nutzen (vgl. Picker/Salfinger/Zeglovits 2004, 
267 ff.). 
 
Die andauernde Serie an Wahlniederlagen (mit der Ausnahme Kärntens) ließ die Kritik 
unter den Funktionären an der Regierungsbeteiligung nicht leiser werden, denn die 
hohen Stimmenverluste kosteten vielen Funktionären ihre Mandate bzw. viele mussten 
fürchten, diese zu verlieren. So wurden jene persönlichen und regionalen Gegensätze 
wiederbelebt, die für FPÖ (und das Dritte Lager) seit jeher charakteristisch waren, aber 
in der erfolgreichen Ära-Haider unterdrückt worden sind. Nach Luther (2006b, 32) 
entsprangen diese Konflikte „machpolitischen Kalkülen oder persönlichen Motivationen 
einzelner Akteure einer traditionellen Honoratiorenpartei, wo inhaltliche Argumente 
des Öfteren benutzt worden sind, um auf persönlichen Ambitionen und Animositäten 
beruhende Kämpfe auszutragen.“  
 
Der rechte Parteiflügel um den EU-Abgeordneten Mölzer, dem Wiener 
Landesparteichef Strache, Volksanwalt Stadler und dem Obmann des Rings 
Freiheitlicher Jugendlicher, Gudenus, kritisierten nicht nur die Regierungsarbeit der 
FPÖ-Minister, sondern auch die ständigen Querschüsse Haiders und seine Weigerung 
die Parteiführung zu übernehmen (vgl. Depisch 2007, 61). In ihren Augen sollte es zu 
einer Rückentwicklung der – nach 2000 pragmatisch gewordenen – FPÖ kommen. 
Diese sollte sich wieder auf ihre rechtskonservativen Grundwerte und ihre Stärke als 
Oppositionspartei konzentrieren (vgl. Reiter 2008, 50). 
 
Streit und Auffassungsunterschiede über die inhaltliche und strategische Ausrichtung 











Anfang März 2005 nahmen die Spannungen in der FPÖ weiter zu. Während einer FPÖ-
Klausurtagung kam es zu Auseinandersetzungen zwischen der Parteiführung (Haubner, 
Gorbach, Haider, Scheibner) und Vertretern des rechten Parteiflügels23 (Gudenus, 
Mölzer, Stadler, Strache), was letztere dazu veranlasste, die Sitzung vorzeitig zu 
verlassen. 
 
Die Kärntner Landesgruppe forderte daraufhin den Parteiausschluss Mölzers, der 
allerdings in einer Mitte März stattfindenden Sitzung der Bundesparteileitung nicht die 
benötigte Zwei-Drittel-Mehrheit fand. Haider und Parteichefin Haubner erkannten, 
„dass eine Kontrolle über das Dritte Lager ihrerseits nicht mehr gegeben war“ 
(Depisch 2007, 62). 
 
Ähnlich der Gründung des Liberalen Forums wurde die Gründung des „Bündnis 
Zukunft Österreich“ (BZÖ) auf einer überraschend einberaumten Pressekonferenz am 4. 
April 2005 bekannt gegeben. Jörg Haider wurde als neuer Bündnisobmann präsentiert. 
Zum geschäftsführenden Obmann wurde Vizekanzler Hubert Gorbach bestellt, der im 
Zuge der Pressekonferenz erklärte, dass „ (…) dieses Proponentenkomitee der einzige 
Weg (ist), der auch sicher stellt, dass diese erfolgreiche Regierung weiter arbeiten 
kann.“ (zit. nach Depisch 2007, 63). 
 
Drei Wochen später, am 24. April 2005, wurde die Parteigründung auf dem 
Gründungskonvent formell bestätigt. Vizekanzler Gorbach wurde zum 
geschäftsführenden Vorsitzenden des BZÖ gewählt. Seine Stellvertreter wurden 
Justizministerin Gastinger und die Wiener Gemeinderätin Trammer. 1624 von 18 
Mandataren des freiheitlichen Parlamentklubs traten geschlossen in das BZÖ über, 
wodurch die Regierungsmehrheit nicht gefährdet wurde. 
 
                                                 
23 Unter Berufung auf mehrere von Depisch (2007) geführte Interviews mit Persönlichkeiten aus FPÖ und 
BZÖ werden stets diese vier Personen als geistige Träger des rechten Parteiflügels genannt. 
 









Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass ausgerechnet Haiders Kritik am 
freiheitlichen Regierungsteam als Rechtfertigung benutzte, zumal er doch lange Zeit 
selbst der Anführer der innerparteilichen Kritik gegenüber den FPÖ-Ministern gewesen 
war. Luther (2006a, 385) zufolge dürfte Haiders Entscheidung das BZÖ zu gründen das 
Ergebnis seiner Einsicht gewesen sein, seine einstige Dominanz über die FPÖ nicht 
zurückgewinnen zu können. 
 
Luther (2006a, 371) kommt zum Schluss, dass „Haiders Unwillen, zu akzeptieren, dass 
er die FPÖ nicht mehr länger dominieren konnte, ihn dazu veranlasste (…) die FPÖ zu 
verlassen und die der eigenen Partei entfremdete ‚Party in public office’ (die 
Regierungsmitglieder, Anm.) in Form des BZÖ neu zu konstituieren.“ 
 
 
8.2  Die Entwicklung des BZÖ von 2005 bis 2011 
 
8.2.1  Entwicklung auf Landesebene 
 
Nach seiner Gründung versuchte sich das BZÖ als konstruktive Regierungspartei zu 
positionieren. Die Gründung des BZÖ verfolgte einerseits den Zweck sich als „bessere 
Freiheitliche Partei“ (Reiter 2008, 51) von der alten FPÖ abzugrenzen und gleichzeitig 
ein berechenbarer und somit fähiger Teil einer Regierungskoalition zu sein. 
 
Der Großteil der Funktionäre sah ihre politische Heimat allerdings mehr in der FPÖ als 
im BZÖ. So wechselten von den freiheitlichen Landesgruppen nur die Kärntner FPÖ 
nahezu geschlossen in das BZÖ. Die FPÖ-Landesparteiorganisationen von Vorarlberg 
und Oberösterreich erklärten sich kurz nach der Spaltung des Dritten Lagers mittels 
neuer Statuten für unabhängig. Außerhalb Kärntens ist es dem BZÖ nach seiner 
Gründung zwar gelungen, einige freiheitliche Landtagsklubs zu spalten, aber nicht – 
wie in Kärnten – ganze Landesparteien zum Übertritt zu bewegen. So wechselten von 
den (zum damaligen Zeitpunkt) insgesamt 64 FPÖ-Landtagsmandataren in Wien acht 
(von 21), in der Steiermark zwei (von 5) und in Tirol einer (von zwei) ins BZÖ (vgl. 










Die ersten Landtagswahlen nach der FPÖ-BZÖ-Spaltung endeten für das BZÖ wenig 
erfolgreich: Seit seiner Gründung ist es dem BZÖ (mit Ausnahme Kärntens) bei keiner 
Landtagwahl gelungen die parlamentarische Hürde zu überspringen und in einen 
Landtag einzuziehen. Die BZÖ-Ergebnisse bewegten sich dabei zwischen 1,2 Prozent 
(Vorarlberg, 2010) und 3 Prozent (Steiermark, 2010). In Burgenland kam weder 2005 
noch 2010 eine Kandidatur des BZÖ zustande. Einen Erfolg konnte das BZÖ bei den 




BZÖ-Wahlergebnisse 2005-2010 (Auswahl) 
Jahr Wahl Ergebnis in % Gewinn/Verlust in % 
2005 Landtag, Steiermark 1,7 erstmaliges Antreten 
2005 Gemeinderat, Wien 1,2 erstmaliges Antreten 
2006 Nationalrat 4,1 erstmaliges Antreten 
2008 Graz, Gemeinderat 4,3 erstmaliges Antreten 
2008 Nationalrat 10,7 + 6,6 
2009 Landtag, Oberösterreich 2,8 erstmaliges Antreten 
2009 Landtag, Kärnten 44,9 erstmaliges Antreten 
2009 Landtag, Salzburg 3,7 erstmaliges Antreten 
2009 Europaparlament 4,6 erstmaliges Antreten 
2009 Landtag, Vorarlberg 1,2 erstmaliges Antreten 
2010 Landtag, Steiermark 3,0 + 1,3 
2010 Gemeinderat, Wien 1,3 + 0,1 
 
Quelle: Landeswahlbehörden (Internetseiten), eigene Darstellung 
 
 
Ausnahme blieb – positiv wie negativ – das orange Kernland Kärnten. Wenige Monate 
nach dem Tod von Landeshauptmann und Bündnisobmann Haider erzielte das BZÖ bei 
den Landtagswahlen 2009 44,9 Prozent und wurde klar zur stärksten Partei. Zum 
Nachfolger Haiders als Landeshauptmann wurde der bisherige erste 










8.2.2  Die Nationalratswahlen 2006 
 
Im Vorfeld der Nationalratswahlen 2006 wurde im Mai der ehemalige FPÖ-
Klubobmann Peter Westenthaler als Spitzenkandidat für die Nationalratswahlen 2006 
präsentiert und gleichzeitig zum neuen Bündnisobmann gewählt (vgl. Wiener Zeitung, 
22.5.2006.). 
 
Der Wahlkampf war zu Beginn von einem Namensstreit zwischen FPÖ und BZÖ 
bestimmt, da das BZÖ auf die Bezeichnung „Freiheitliche“ zurückgriff. Zur Wahl sollte 
das Bündnis als „Die Freiheitlichen – Liste Westenthaler – BZÖ“ antreten, was später 
allerdings vom Wiener Landesgericht untersagt wurde (vgl. Der Standard, 6.9.2006). In 
Kärnten dagegen trat das BZÖ als „Die Freiheitlichen in Kärnten – Liste Jörg Haider – 
BZÖ“ zur Wahl an. 
 
Am Wahltag schaffte das BZÖ mit 4,1 Prozent der gültigen Stimmen den Einzug in den 
Nationalrat. Die Vier-Prozent-Hürde wurde dabei äußerst knapp (um 5.027 Stimmen) 
übersprungen. Dem BZÖ gelang es vor allem ehemalige FPÖ- (75.000 Stimmen) und 
ÖVP-Wähler (60.000) anzusprechen, die jeweils rund ein Drittel der Wählerschaft des 
BZÖ ausmachten. Ausschlaggebend für den Einzug ins Parlament war allerdings das 
BZÖ-Ergebnis in Kärnten. Im südlichsten Bundesland erhielt das BZÖ – auch auf 
Grund der Beliebtheit von Landeshauptmann Haider – die zweithöchste 
Stimmenanzahl, was das BZÖ praktisch zu einer „Kärntner Regionalpartei“ 
(Hofinger/Ogris/Salfinger 2007, 202) machte. In den restlichen acht Bundesländern 
blieb das BZÖ mit Ergebnissen zwischen 1,7 (Burgenland) und 3,3 Prozent (Tirol) 
deutlich unter der Vier-Prozent-Hürde. 
 
 
8.2.3  Die Nationalratswahlen 2008 
 
Am 7. Juli 2008 verkündete ÖVP-Obmann und Vizekanzler Molterer das Ende der 
Großen-Koalition und es kam zu vorgezogenen Neuwahlen. Zu Beginn des 









26) auf einen Wiedereinzug in den Nationalrat gegeben. Augrund der schlechten 
Umfrage- und Sympathiewerte von Bündnisobmann Westenthaler kam es zu einem 
Wechsel an der Parteispitze. Der Kärntner Landeshauptmann Haider wurde zum neuen 
Parteichef und BZÖ-Spitzenkandidaten gewählt (vgl. Die Presse, 14.8.2008). 
 
Mit einem Ergebnis von 10,7 Prozent (Plus 6,6 Prozent) gelang es dem BZÖ die Grünen 
zu überholen. Anders als 2006 konnte das BZÖ diesmal auch außerhalb Kärntens 
reüssieren: In allen Bundesländern übersprang das Bündnis die Vier-Prozent-Hürde, 
wobei das prozentuell schlechteste Ergebnis in Wien (4,7 Prozent) erzielt wurde. Der 
Grundstein für den Wahlerfolg wurde wiederum in Kärnten gelegt, wo das BZÖ nicht 
nur klar zur stärksten Partei gewählt wurde (38, 5 Prozent), sondern auch in jedem der 
vier Wahlkreise ein Grundmandat gewinnen konnte (vgl. Filzmaier/Hofinger/ 
Perlot/Ptaszynska 2009, 15 ff.). 
 
 
8.2.4  Kooperationsvertrag zwischen Kärntner BZÖ und FPÖ 
 
Im Dezember 2009 gaben FPÖ-Obmann Strache und der Kärntner BZÖ-
Landesparteiobmann Scheuch bekannt, dass sich die BZÖ-Landesgruppe aus dem 
Bündnis herauslöst und sich als selbstständige Partei konstituiert. Unter der 
Bezeichnung „Die Freiheitlichen in Kärnten“ (FPK) kooperiert die Partei auf 
Bundesebene – nach dem deutschen CDU/CSU-Modell – mit der FPÖ. Als Grund für 
diesen Schritt wurde der zunehmend liberale Kurs des BZÖ unter Obmann Josef Bucher 
angegeben, der, nach Scheuch, „immer stärker vom freiheitlichen Weg“ mit Werten wie 
„Familie, Tradition und Heimatliebe“ abgekommen sei (vgl. Der Standard, 16.12.2009). 
 
Im Nationalrat schieden die bisherigen Kärntner BZÖ-Mandatare Huber, Linder, Jury 
und Strutz aus dem BZÖ-Klub aus und sind seither im Nationalrat offiziell fraktionslos. 












8.3  Partei- und Organisationsstruktur des BZÖ 
 
Ähnlich wie beim Liberalen Forum vermeidet das BZÖ konsequent die Verwendung 
des Begriffs „Partei“, an dessen Stelle die Bezeichnung „Bündnis“ tritt. Nach Luther 
(2006a, 368) hat das BZÖ-Statut daher Ähnlichkeit mit jenem des „Bündnis 98“ (oder 
„F-Bewegung“) der FPÖ Mitte der 1990er Jahre, nicht zuletzt auch auf Grund der 
Umgehung des Parteibegriffs und des Fehlens einer klassischen Parteiorganisation. 
 
Das BZÖ gliedert sich formal in die Bundesorganisation, neun Landesorganisationen 
und 43 Wahlkreisorganisationen. Das höchste Parteiorgan ist der Bundeskonvent, der 
nur alle vier Jahre (oder als a.o. Bundeskonvent drei Monate vor einer anstehenden 
Nationalratswahl) einberufen wird. Als Parteivorstand fungiert das so genannte 
„Bündnisteam“, dem der Bündnis-Obmann, dessen Stellvertreter, der Bündnis-
Koordinator, der Generalsekretär, der Bundesgeschäftsführer, der Bundesfinanzreferent, 
die Klubdirektorin, die Landesobleute und die Obleute der Fachorganisationen 
angehören (vgl. Homepage des BZÖ). 
 
Als intern (innerhalb des Parlaments) entstandene Partei ist das BZÖ stark zentral 
strukturiert. So kann der Bündnisobmann nur von den Mitgliedern des Bündnisteam auf 
dem Bundeskonvent gewählt werden. Darüber hinaus obliegt es dem Bündnisteam „alle 
Aufgaben des BZÖ war zunehmen, sofern diese nicht auf Grund von Beschlüssen oder 
Statuten einem andern Bündnisorgan zugewiesen sind.“ Dazu gehört u.a. die Aufnahme 
oder der Ausschluss von Mitgliedern, den so genannten „Bündnis-Partnern“(vgl. Luther 
2006a, 368). 
 
Mit Ausnahme des seit 2009 abgespaltenen Kärntner-BZÖ ist es in keinem Bundesland 
gelungen eine nachhaltige Parteiorganisation aufzubauen. Vor der Abspaltung der FPK 
wurden die Mitgliederzahlen des BZÖ auf circa 10.000 geschätzt (vgl. Der Standard, 
31.10.2008). Gegenwärtig dürften diese Zahlen nun deutlich darunter liegen. Nach 
Filzmaier sind die Sympathisanten des BZÖ mittleren Alters, wirtschaftsliberal bis 









Gewerkschaftsmitgliedschaft sowie mehrheitlich an Inhalten interessiert (Kleine 
Zeitung, 12.9.2012). 
 
War und ist die Zahl der innerparteilichen Interessensgruppen bei der FPÖ – im 
Vergleich zur SPÖ und ÖVP – relativ klein, legt auch das BZÖ keinen großen Wert auf 
ein großes Netz an Vorfeldorganisationen: So verfügt das BZÖ nur über drei so 
genannte Fachorganisationen, „Die Orange Jugend – Generation Zukunft Österreich 
(GZÖ)“, „Familienzukunft Österreich (FZÖ)“ die „BZÖ-Bauern“ sowie über eine 
Parteiakademie („Zukunftsakademie Österreich“) (vgl. Homepage des BZÖ). 
 
 
8.4  Ideologie und Programmatik 
 
Beim Gründungskonvent in Salzburg im Frühjahr 2005 präsentierte das BZÖ seine 
„Bündnispositionen“, die einem Grundsatzprogramm gleichzusetzen sind. Darin 
bezeichnet sich das BZÖ als zukunftsorientierte Kraft mit dem Ziel „eine rechtsliberale, 
bürgerliche Politik“ (durchzusetzen), die gleichermaßen als reform- wie 
staatspolitisches und auch gesellschaftspolitisches Konzept in der langen historischen 
Tradition des bürgerlichen Rechte- und Freiheitskampfes steht“ (Programm des BZÖ, 
6). Es wird dabei ausdrücklich hingewiesen, dass das BZÖ nicht die „linksliberale 
Politik des Liberalen Forums“ vertritt, sondern eine „rechstliberale“. 
 
Ähnlichkeiten zum Parteiprogramm des LiF sind aber insofern erkennbar, da der 
Verwirklichung von „Freiheit“ zentrale Bedeutung eingeräumt wird: Das bedeutet, 
„dass die Freiheit des Einzelnen dort endet, wo die Freiheit des anderen beginn“, jeder 
Mensch für sein Handeln „absolute Verantwortung trägt“ und Freiheit keine 
„Abwälzung der Verantwortung des Einzelnen auf den Staat“ bedeuten soll. Die Macht 
des Staates soll auf „ein notwendiges Maß reduziert werden“. Damit gleiche Chancen in 
der sozialen Marktwirtschaft gewährleitstet werden können, soll sich der Staat dort 










Ein – in FPÖ-Grundsatzprogrammen unvermeintliches – Bekenntnis zur „Deutschen 
Volks- und Kulturgemeinschaft findet sich im BZÖ-Programm nicht. Das BZÖ „steht 
für Österreich als eigenständigen und selbstbewussten Staat in einem europäischen 
Staatenbund“, in dem Schutz und Wahrung von Heimat, Kultur und Identität „politische 
Konstanten“ darstellen (Programm des BZÖ, 17). 
 
Sozialpolitisch steht das BZÖ für ein gesamtgesellschaftliches Solidaritätsverständnis, 
in dem das Prinzip gilt „Hilfe für jene die tatsächlich Hilfe benötigen, und nicht für alle, 
die Hilfe wollen“ (Programm des BZÖ, 46). Nach Reiter (2008, 52) können die 
sozialpolitischen Komponenten des BZÖ in der politischen Mitte angesiedelt werden, 
da sie wirtschaftspolitische Vorstellungen der Leistungsorientierung und Förderung von 





























8.5  Zusammenfassung: Entstehung und Entwicklung des BZÖ 
 
Die Angelobung der Schwarz-Blauen-Bundesregierung markierte den Höhepunkt in der 
bis dahin nicht ganz 43-jährigen Parteigeschichte der FPÖ. Gleichzeitig bildete die 
Regierungsbeteiligung den Ausgangspunkt ihrer wahrscheinlich schwersten Krise, mit 
der Abspaltung des BZÖ im April 2005 ihr vorläufiges Ende fand. 
 
Zu Regierungsverantwortung kam die FPÖ zwar nicht wie die Jungfrau zum Kind, 
trotzdem war die Partei alles andere als gut vorbereitet. Zunächst konnte die FPÖ nur 
sehr schwer Personen mit ausreichender Erfahrung und Qualifikation für ihre 
Ministerämter finden, wodurch regelmäßige Wechsel im FPÖ-Regierungsteam an der 
Tagesordnung standen. Gleichzeitig verlor der Parteiapparat seine besten Mitarbeiter an 
die Ministerbüros, was die Schlagkraft der Organisation deutlich reduzierte. 
 
Innerparteilich waren die freiheitlichen Minister stets mit oppositions- bzw. 
protestorientierten Funktionären konfrontiert, die dazu neigten, sich mit den 
Kompromissen der Regierungsparteien nicht abzufinden. Im Kern drehte sich der 
Konflikt um die zukünftige Rolle und die strategische Ausrichtung der FPÖ in der 
österreichischen Parteienlandschaft. Seine Zuspitzung ist untrennbar mit der 
„widersprüchlichen und vielschichtigen Persönlichkeit Jörg Haiders“ (Hämmerle 2006, 
240) verbunden. 
 
Haider war zwar nach wie vor die zentralste Persönlichkeit des Dritten Lagers, saß aber 
weder an der Parteispitze noch in der Bundesregierung. Seine ständige Kritik an der 
Regierungsarbeit verschärfte den Konflikt zwischen Parteibasis und Regierungsspitze, 
der in Knittelfeld 2002 nur einen vorläufigen Höhepunkt fand. Die anwesenden 
Delegierten wollten ihre Partei in einen Sonderparteitag zwingen, um – wie im 
Regierungsprogramm beschlossen – eine Steuerreform noch vor den Wahlen 2003 
durchzusetzen. Die FPÖ-Spitze um Riess-Passer erkannte, dass sie nur noch sehr wenig 











Trotz der erdrutschartigen Verluste der FPÖ bei den Neuwahlen 2002 entschied man 
sich ein weiteres Mal mit der ÖVP eine Regierung zu bilden. Die parteiinternen 
Spannungen blieben aber erhalten. Haider verlor allmählich seine Führungsstellung in 
der Partei und wurde speziell von seinen ehemals engsten Mitarbeitern, Mölzer und 
Stadler, stark kritisiert.  
 
Nach monatelangen parteiinternen Spannungen und Konflikten spaltete sich die 
freiheitliche Regierungsmannschaft unter der Führung Haiders von der FPÖ ab und 
gründete eine neue Partei: Das „Bündnis Zukunft Österreich“ (BZÖ). Zwar wechselten 
16 von 18 Nationalratsmandataren und die gesamte Kärntner FPÖ-Landespartei in das 
Bündnis, zu einer – auch von Politikwissenschaftern nicht ausgeschlossenen – 
Auflösung der FPÖ kam es dagegen nicht. Ganz im Gegenteil: Die freiheitliche Basis 
stand dem Bündnis mehrheitlich skeptisch gegenüber. Bei keiner der seit der 
Parteigründung stattgefundenen Landtagswahl konnte das BZÖ den Einzug in ein 
Landesparlament schaffen. Einzige Ausnahme bleibt Kärnten. 
 
Dank der starken Kärntner Landesorganisation wurde bei den Nationalratswahlen 2006 
die Vier-Prozent-Hürde knapp übersprungen. Auch bei den vorgezogenen Neuwahlen 
zwei Jahre später war der hohe Zuspruch für das BZÖ in Kärnten hauptverantwortlich 
dafür, dass die Grünen überholt werden konnten und das BZÖ seither die viertstärkste 
Parlamentsfraktion stellt. Nach dem Tod Jörg Haiders kurz nach der Nationalratswahl 
2008 und der Abspaltung der einzig starken und organisationsfähigen Landesgruppe im 
Dezember 2009, steht das Bündnis vor einer ungewissen Zukunft in der nach Filzmaier 
die Gefahr eines langsamen Dahinsiechens“ bis zur Nationalratswahl 2013 besteht 
















ABSCHNITT III: VERGLEICHENDE DARSTELLUNG DER ENTSTEHUNG  




9 Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der 
 Entstehung von VdU, FPÖ, LiF und BZÖ 
 
 
Die Gründung der FPÖ 1956 bzw. des LiF 1993 waren das Resultat von klassischen 
innerparteilichen Flügelkämpfen, in deren Zentrum die Frage einer liberaleren oder 
nationaleren Ausrichtung der Partei stand.  
 
Während die liberale Parteiführung des VdU eine nationale Akzentuierung des 
Verbandes nur dulden wollte und als ein Element von vielen sah, war das Ziel des 
rechten Parteiflügels den VdU zu einer „rein nationalen Partei“ (Stäuber 1974, 116) zu 
machen. Diese Auffassungsunterschiede führten schlussendlich dazu, dass sich Teile 
des Verbandes (wie der Kärntner Landesverband) vom VdU abspalteten und sich der 
„Freiheitspartei“ des ehemaligen Nationalsozialisten Anton Reinthaller anschlossen, aus 
der 1956 die FPÖ hervorging. Dreißig Jahre später war es dann der liberale Parteiflügel 
der FPÖ, der sich mit dem eingeschlagenen Weg der Parteiführung nicht mehr 
identifizieren konnte. Vor allem durch den immer stärker werdenden populistischen und 
ausländerfeindlichen Kurs der Freiheitlichen unter Jörg Haider, sahen sich die liberalen 
Exponenten der Partei gezwungen sich von der FPÖ abzuspalten und eine neue Partei 
zu gründen. In den Augen der liberalen „Aushängeschilder“ (v.a. Heide Schmidt und 
Friedhelm Frischenschlager) war es innerhalb der FPÖ unmöglich geworden 
(gesellschafts-) liberale Ideen durchzusetzen. 
 
VdU, FPÖ und LiF sind entlang alter und neuer Cleavages entstanden: Bei der 
Gründung von VdU (1949) und FPÖ (1956) spielte die – wenn auch vergleichsweise 










patriotischer Identität eine Rolle. So standen VdU und FPÖ (nicht nur unmittelbar nach 
ihrer Gründung) dem Vorhandensein einer österreichischen Nation skeptisch gegenüber. 
Für sie war Österreich „ein deutscher Staat“, dessen Politik „dem gesamten deutschen 
Volk dienen“ musste (Ausseer Programm des VdU 1954, zit. nach Berchtold 1967, 448 
f.). 
 
Ab Mitte der 1980er Jahren hat sich die österreichische Gesellschaft entlang einiger 
sozio-kultureller Konflikte neu strukturiert (vgl. Müller 2000b, 31). So ist im Konflikt 
über die Zuwanderung und der dauerhaften Eingliederung von Ausländern ein neues 
Cleavage entstanden, dass die Akzeptanz einer multi-ethnischen und multi-kulturellen 
Gesellschaft von dem Wunsch nach einer ethnisch und kulturell homogenen 
Gesellschaft trennt. Diese neue Spaltungslinie hat nicht unwesentlich zur Entstehung 
des LiF beigetragen, war doch der verstärkt ausländerfeindliche Kurs der FPÖ ein 
Hauptgrund für die Abspaltung von fünf ehemaligen FPÖ-Mandataren. 
 
VdU, FPÖ, LiF und BZÖ haben im Laufe ihrer Geschichte von der zunehmenden Zahl 
„elastic voters“ und der abnehmenden „institutionalization of the party system“ 
profitiert, die – nach den Theorieansätzen von Tavits (2006, 99-119) bzw. Lago und 
Martinez (2009, 3-20) – eine entscheidende Rolle spielen, ob in einer Gesellschaft eine 
neue politische Partei entsteht oder nicht. Durch die erstmalige Zulassung belasteter 
Nationalsozialisten im Jahre 1949 entstand eine neue und ungebundene Wählerschicht, 
von der gerade der VdU als „unabhängiger Verband“ profitieren konnte. Auch LiF und 
BZÖ half die „Erosion stabiler Parteibindungen“ (Plasser/Ulram 2006) und die 
steigende Wechselbereitschaft der Wähler sich als Partei zu etablieren. 
 
Nach der „Theory of Strategic Party entry“ bestimmt die „strategic entry calculation“, 
ob sich eine neue Partei bildet. Beeinflusst wird diese Kalkulation von den Vorteilen die 
ein politisches Amt mit sich bringen („benefits of office“) und den parlamentarischen 
Hürden („costs of entry“) die eine Partei überspringen muss, um am politischen 
Entscheidungsprozess teilnehmen zu können. Da sich sowohl LiF als auch BZÖ 










entry“ eher gering, da sie bereits vor der ersten Wahl eine gewisse Relevanz (im Sinne 
Sartories) erreichen konnten und daher über einen Startvorteil verfügten. So war es den 
abtrünnigen, ehemaligen FPÖ-Parlamentariern möglich, ihre Mandate (und den damit 
verbundenen „benefits of office“) weiter in Anspruch zu nehmen. 
 
Der Umstand, dass LiF und BZÖ „intern“ entstanden sind, erklärt auch ihre 
Fokussierung auf die parlamentarische Arbeit. Für den Aufbau von 
Länderorganisationen fehlte es allerdings an zeitlichen, personellen und finanziellen 
Ressourcen, wodurch Öffentlichkeit praktisch nur über die Parlamentsfraktion erzielt 
werden konnte. 
 
Für das LiF ließ die Konzentration auf Landes- und Bundeswahlkämpfe – sprich der 
Einsatz der Partei als „Wahlkampfinstrument“ (Frischenschlager 2000, 559) – wenig 
Raum für eine Stabilisierung seiner organisatorischen, personellen und finanziellen 
Aspekte, was nicht zuletzt auch als ein Hauptgrund für das Ausscheiden der Liberalen 
aus dem Parlament gesehen werden kann. Das BZÖ steht nach dem Verlust seiner 
einzig starken Landesorganisation und den damit verbundenen finanziellen Einbussen 
vor einem ähnlichen Problem. Da praktisch keine Landes- und Bezirksstrukturen 
vorhanden sind, kann das BZÖ – nach Filzmaier – nur hoffen, „Dank der für 
Parlamentsparteien üblichen Medienpräsenz“ überleben zu können (vgl. Salzburger 
Nachrichten, am 14.02.2011). 
 
Vergleicht man das Entstehen von VdU, FPÖ, LiF und BZÖ fällt auf, dass sie sich von 
Beginn an nicht als Partei im klassischen Sinn (klar definierte Anhängerschaft, hohe 
Mitgliederzahlen, großer Parteiapparat), sondern mehr als eine Bewegung definierten. 
Das lässt sich daran erkennen, dass auf die Bezeichnung „Partei“ verzichtet wurde, an 
dessen Stelle die Synonyme „Verband“, „Forum“ oder „Bündnis“ traten.  
 
So war es den Gründervätern des VdU, Herbert Kraus und Viktor Reiman, ein Anliegen 
keine Partei in herkömmlichen Sinn zu gründen. Unabhängige Einzelpersonen sollten 










einige wenige feste Grundsätze zusammengehalten werden, um eine möglichst große 
Unabhängigkeit beibehalten zu können. Auch das LiF verstand sich bei seiner 
Gründung als Partei neuen Typus: Als „offenes Forum“, dessen „politische Inhalte auch 
die Organisationsstruktur prägen“ (Kratky 2009, 43) sollte. Selbst die FPÖ verzichtete 
Mitte der 1990er Jahre den Partei-Begriff und trat für einige Zeit nur mehr als „Die 
Freiheitlichen“ auf. Mittels einer neuen Geschäftsordnung wurde der Partei eine 
Bürgerbewegung zur Seite gestellt, die zusammen das „Bündnis 98“ bildeten. Nicht nur 
wegen der Verwendung des Begriffs „Bündnis“ ähnelt das Statut des BZÖ jenem der 
FPÖ des Jahres 1995. Im Gegensatz zu SPÖ und ÖVP haben VdU, FPÖ, LiF und BZÖ 
auf den Aufbau eines großen Parteiapparats verzichtet und immer bewusst auf schlanke 
Strukturen gesetzt, was sie zu klassische Wählerparteien mit verhältnismäßig geringen 





























10  Conclusio 
 
 
„Unser Lager ist (…) ein geistig reges, politisch interessiertes, aber zum Teil auch 
wenig diszipliniertes Lager. Jeder glaubt, nur er kann Recht haben, und die 
Konsensfähigkeit ist nur dann gegeben, wenn es an der Spitze des Lagers eine 
starke Persönlichkeit steht, die das alles irgendwie integriert oder zusammenhält 
und manche diese Realität einfach zur Kenntnis nehmen müssen.“ (Haider 2008, 
134). 
 
Egal ob linker gegen rechter Parteiflügel der SPÖ, Grüne „Fundis“ gegen Grüne 
„Realos“ oder der Kampf der ÖVP-Führung gegen einer ihrer Bünde: Konflikte treten 
in allen politischen Parteien auf und sind natürlicher Bestandteil der innerparteilichen 
Willens- und Meinungsbildungsprozesse. Dass sich am Ende des Tages gleich mehrere 
Funktionäre oder Abgeordnete abspalten und eine neue Partei gründen, kommt in 
Österreich allerdings ausschließlich im Dritten Lager vor. Ein Umstand der selbst 
freiheitlichen Spitzenfunktionären bewusst zu sein scheint und schon zum 
Selbstverständnis eines jeden Politikers des Dritten Lagers dazu gehören dürfte, wie das 
Zitat Jörg Haiders zeigt. 
 
Die Instabilität des Dritten Lagers bzw. die Gründe für die verhältnismäßig große Zahl 
an Parteigründungen und Parteiabspaltungen standen im Blickfeld dieser Diplomarbeit. 
Zudem wurde die These aufgestellt, dass eine schwächer ausgeprägte Bindung der 
Funktionäre an die Partei, das Dritte Lager anfälliger für das Entstehen neuer Parteien 
macht. 
 
Diese Tendenz zu internen Spannungen und Streitereien ist das Resultat einer 
ideologischen Ambivalenz des Lagers, das zwar seit jeher von überwiegend (deutsch-) 
nationalen Elementen geprägt war, gleichzeitig aber auch liberale und anti-klerikal Züge 
trug. So ist die „Spannung zwischen nationalem und liberalem Flügel“ ein 











In den 1990er Jahren erführ die ideologische Bandbreite des Dritten Lagers durch einen 
verstärkten Österreich-Patriotismus und das Eintreten für katholisch-konservative Werte 
(wie das Bekenntnis für ein christliches Europa) eine zusätzliche Erweiterung. Dieses 
breitere Angebot erwies sich in Oppositionszeiten als ein ideales Mittel, die Partei 
stimmen- und mandatsmäßig zu vergrößern. Nach dem Wechsel auf die 
Regierungsbank hatte die FPÖ allerdings Schwierigkeiten, alle Forderungen des 
größeren innerparteiligen Meinungsspektrums unter einen Hut bringen. 
Widersprüchlichkeiten – wie beispielsweise eine stark marktorientierte 
Wirtschaftspolitik bei gleichzeitiger Betonung der Interessen des „kleinen Mannes“ – 
lösten immer wieder Konflikte aus, die nicht zuletzt zur Abspaltung des BZÖ führten. 
 
Ein weiterer Grund für die zahlreichen Umwälzungen im Dritten Lager kann in der 
Zusammensetzung der freiheitlichen Wähler- und Funktionärsschicht gesehen werden. 
So war und ist die FPÖ eine Partei mit einem relativ hohen Anteil an Wechselwählern 
bzw. einem geringen Anteil an Wählern mit stabiler Parteibindung. Das macht die 
Partei für schnelle Auf- und Abstiege in der Wählergunst anfälliger, speziell dann, wenn 
die Strategie einer „populistischen Stimmenmaximierung“ zugunsten einer 
konsensorientierten Politik aufgegeben werden muss und die Unzufriedenheit unter den 
Funktionären ansteigt. 
 
So waren beispielsweise die FPÖ/BZÖ-Minister stets mit oppositions- bzw. 
protestorientierten Funktionären konfrontiert, die dazu neigten, sich mit den 
Kompromissen der Regierungsparteien nicht abzufinden. Nach Reiter (2008, 49) steht 
bei vielen freiheitlichen Funktionären „Rhetorische Grundsatztreue und Pathos“ an 
erster Stelle, „Kompromissfähigkeit und pragmatische Politik wurden und werden 
abgelehnt. Die Basis war daher „relativ leicht gegen die – Regierungspolitik 
vertretende – Parteiführung zu motivieren“. 
 
Ursprünglich zählten das freie Bürger- und Beamtentum zur Hauptklientel des Dritten 











Funktionäre gehörte der Bürgerschicht an. Es handelte sich dabei also um Personen die 
mehr oder weniger unabhängig ihren Lebensunterhalt verdienen konnten (Ärzte, Lehrer, 
Anwälte, Kleinunternehmer). Diese Unabhängigkeit – von der Politik im Allgemeinen 
und einer Partei im Speziellen – ließ in diesen Personen eine weit weniger starke 
persönliche Bindung an eine Partei entstehen. Eine „ohne Partei bin ich nichts“-
Mentalität im Sinowatz’schen Sinne hat sich im Dritten Lager nie wirklich entwickelt. 
Schon allein aufgrund der Tatsache, dass das Dritte Lager die Auswüchse des 
Parteienstaates schon seit jeher kritisiert hat.  
 
Das schwächere Netz an Vorfeldorganisationen lässt darauf schließen, dass die 
Funktionäre viel weniger „geschult“ sind, als bei ÖVP und SPÖ. Die Großparteien 
verfügen über eine Vielzahl von „Berufspolitikern“, die Politik von Grund auf in einer 
Vorfeldorganisation (Sozialistische Jugend, Junge Volkspartei, FSG, Wirtschaftsbund, 
etc.) „erlernt“ haben. Durch die freiheitlichen Wahlerfolge in den 1990er Jahren 
entstand ein erhöhter Bedarf an qualifiziertem Personal, den die Partei allerdings nicht 
erfüllen konnte. So kamen nicht selten parteiferne Neu- und Quereinsteiger in relativ 
kurzer Zeit zu hohen Ämtern innerhalb der FPÖ. Eine starke Bindung dieser 
Funktionäre an die Partei war allerdings nicht gegeben, denn in der Regel verhielten 
sich diese Personen nur gegenüber ihrem Mentor Haider loyal, weniger der Partei 
gegenüber.  
 
Ein weiterer Grund für die Instabilität des Dritten Lagers ist, dass Konflikte meist in der 
Öffentlichkeit ausgetragen und nicht intern besprochen werden, was eine schnelle 
Lösung von Konflikten erschwert. Ein Beispiel dafür ist die Veröffentlichung von 
Fotos, die FPÖ-Obmann Strache bei paramilitärischen Übungen zeigen. Publik gemacht 
wurden diese Aufnahmen von Ewald Stadler, was umso bemerkenswerter ist, da Stadler 
nur wenige Monate zuvor zu den stärksten Unterstützern Straches zählte. Auch der Fall 
Königshofer ist ein Beispiel für die schwächere Bindung der Funktionäre an die Partei. 
Königshofer hatte im Juli 2011 das Massaker von Oslo mit der Fristenlösung verglichen 












gestellt und diese Aussagen auch nicht zurückgenommen. Die Partei sah sich daher 
gezwungen, Königshofer aus der FPÖ auszuschließen. 
 
Durch diese und andere Beispiele entsteht in der Öffentlichkeit das Bild einer Partei, 
deren Funktionäre das Recht auf persönliche Meinung wichtiger ist als die Stabilität der 
eigenen Partei. Nicht nur aufgrund der jüngsten Ereignisse kann die These, dass die 
mangelnde Bindung der Funktionäre an die Partei, das Dritte Lager anfälliger für 
Abspaltungen macht, verifiziert werden. Da sich Instabilitäten wie ein Roter Faden 
durch die Geschichte des Dritten Lagers ziehen und – wie das Zitat Haiders zeigt – 
schon zum Selbstverständnis dieser Bewegung geworden sind, wäre es nicht 
überraschend, wenn auch in Zukunft „Ruhe und Kontinuität“ einen „weiten Weg um das 
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Jahrzehnte lang war die Teilung der Parteienlandschaft in drei weltanschauliche „Lager“ 
ein zentrales Merkmal des österreichischen Parteiensystems. Während sowohl 
christlichsoziales als auch sozialdemokratisches Lager seit 1945 durchgehend von der 
selben Partei – ÖVP und SPÖ – repräsentiert werden , war das nationale „Dritte Lager“ 
in seiner Geschichte mit zahlreichen Parteineugründungen, Parteiabspaltungen oder 
Reorganisationen konfrontiert. Im Fokus der Diplomarbeit steht das Entstehen all jener 
Parteien die in der Zweiten Republik das Dritte Lager repräsentiert haben – wie 
beispielsweise der „Verband der Unabhängigen“ (VdU) und dessen Nachfolgepartei 
FPÖ – oder sich von einer Partei des Dritten Lagers abgespalten haben, wie das Liberale 
Forum (LiF) und das „Bündnis Zukunft Österreich“ (BZÖ). Dabei wird der Frage 
nachgegangen, warum im Dritten Lager deutlich mehr relevante Parteien entstehen als 
in den beiden anderen Lagern bzw. welche Gemeinsamkeiten und Unterschiede im 
Entstehen von VdU, FPÖ, LiF, BZÖ feststellbar sind. 
 
 
 
